WirtschaftsaBerichlt 


Aus dem Inhalt: 


Wirtschaft und Börse 


Geld- und Finanzwesen: 


Der deutsche Außenhandel 
im Jahre 1929 
Reichsbank-Ausweis 
Berliner Geldsäbe 
Diskontsäke 
Der londoner Goldpreis 
Inländische Fmissionen 
Deutsche Anleihen im Ausland 
Die Arbeitslosigkeit 
in Deutschland 
Kursstand der Aktien 
Ende Januar 


Zur deutschen 
Indusitrie- und Marktlage: 
Großhandelsindexziffern 
Der deutsche Bergbau 


Vem Braunkohlenmarkt 
Die Eisenindustrie im Januar 
5 


Die Lage des Metallmarktes 

Die Krisis am Silbermarkt 

Vom Wollmarkt 

Vom Baumwollmarkt 

Zur Lage der sächsischen 
Textilindustrie 

Die Lederwirtschaft im Januar 

Vom Getreidemarkt 

Die deutsche Ernte 1929 

Vom Viehmarkt 

Vom Zuckermarkt 

Vom Kaffeemarkt 

Vom Holzmarkt 

Der deutsche Stickstoffmarkt 


Ausland-Rundschau: 
Diskontermäßigungen im Januar 
Dividenden engl. Großbanken 
Amerikas Außenhandel 


Devisenlabellen 


pa Geldmarktentspannung — Konju 


Die Erleichterung an den internationalen Geld- 
marktzentren hat im Januar weitere bedeutende 
Forlischritte zu verzeichnen. Der in vielen Ländern, 
vor allem auch in den Vereinigten Staaten fesizu- 
stellende Konjunkturrückgang dürfte in erster Linie 
zur Verflüssigung der Geldmärkte beigetragen 
haben. Mit aller Deutlichkeil geht diese Entwick- 
lung auch aus den Ausweisen der führenden Zeniral- 
banken hervor, die überwiegend einen starken 
Rückgang ihrer Inanspruchnahme erkennen lassen. 
Fast durchweg hat sich das. Deckungsverhalltnis 
wesentlich gebessert. Unter den europäischen 
Zentralbanken steht die Bank von Frankreich bei 
weitem an erster Stelle. ihr Gold- und Devisen- 
bestand hat mit fast 69 Milliarden Franken einen 
Rekordstand erreicht, der um so erstaunlicher ist 
wenn man berücksichligt, daß der einheimische 
Wechselbestand nur etwa 7 Milliarden und die 
privaten Guthaben rund 8% Milliarden gegen- 
über staatlichen Depositen von rund 11 Milliarder 
Franken ausmachen. Es zeigt sich immer meh) 
und mehr, daß die außergewöhnliche Kraft de: 
französischen ‚Zentralbank im wesentlichen eine 
Folge der so überaus günstigen französischer 
Zahlungsbilanz darstellt, die noch — abgeseher 
von den laufenden Reparationszahlungen — durd 
-die voraussichtlich in diesem Jahre aufzulegende 
Reparationsanleihe eine weitere erhebliche Ver- 
besserung erfahren dürfte. In dieser Gestaltunc 
der französischen Lage ist ebenso wie in der Ver- 
flüssigung vor allem des amerikanischen Geld- 
marktes (aber auch der Geldmärkte zahlreicher 
anderer wichtiger Länder) ein Moment zu erblicken, 
das ganz zwangsläufig in Deutschland wirksam 
werden muß. Das „Gesek des Zinsgefälles“ führi 
angesichis der deutschen Kapitalnot, die noch durch 
die Reparationszahlungen erheblich verschärft wird, 
dazu, daß, sofern das Vertrauen zu Deutschland 
erhalten bleibt, überschüssige ausländische Gelde 
— sei es in Form von Investitionen, sei es in Form: 
von lang- oder kurzfristigen Krediten — angezogen 
werden. Zweifellos hat der Ausgang der Haager 
Konferenz — mag man sonst zum Youngplan und 
den im Haag getroffenen Abmachungen stehen wie 
man will — eine verstärkte Basis des internationalei 
Vertrauens geschaffen. Es ist anzunehmen, daß du 
Ralifizierung des Youngplanes in der gleichen Rich 
tung wirken wird. Den markantesien Beweis für das 
neu gefestigte Vertrauen dürfte die im Haag in Aus 
sicht genommene große gemeinschaftliche Anleihe- 
Iransakfion Frankreichs und Deutschlands dar 
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Pr 
dë — Preisgeßßaltung — Börse. 
N à 
stellen an darf wohl mit Bestimmtheit erwarten, 


daß das Jahr 1930 — auch abgesehen von der er- 
wähnten Anleihetransaktion — als Folge der oben 
geschilderten internationalen Lage eine wesentliche 
Verstärkung des Kapitalzuflusses mil sich bringen 
wird. Die geplanle große Kreditaufnahme des 
Siemenskonzerns bildet hierfür einen bedeutsamen 
Anfang. Nicht zu vergessen ist auch die im Laufe 
dieses Jahres zur Verwirklichung kommende Kreu- 


„ger & Toll-Anleihe für das Reich, von welcher 


wohl schon alsbald nach der Ratifizierung des 
Youngplanes eine wesentliche Quote einfließen und 
dem deutschen Geldmarkt zugute kommen dürfte, 
Ob sich aus der bezeichneten Tendenz — ähnlich, 
wie das in den lebten Jahren der Fall war — eine 
Anfachung der industriellen Konjunktur ergeben 
wird, kann naturgemäß heute noch nicht übersehen 
werden. _Zweifellos spricht vieles dafür, daß der 
ausländische Kapiltalzufluß und eine daraus resul- 
tierende Zinssenkung nicht ohne Einwirkung bleiben 
wird. Für gewisse Branchen wird sich. gewiß eine 
Besserung des Auftragsbestandes schon allein da- 
durch ergeben, daß Reichsbahn und Reichspost in 
den lebten Jahren vernachlässigte Investitionen 
nachholen werden. 

Ein für die kommende Entwicklung überaus ge- 
wichtiges Moment stell} sodann die internationale 
Preisgestaltung dar. In der lebten Zeit hat sich auf 
den verschiedenen Warenmärkten eine Abwärts- 
bewegung der Preise durchgesekt, so vor allem auf 
dem Gebiet der Gefreidepreise, der Zucker-, Kaffee- 
und Teepreise, der Baumwoll-, Woll- und Gummi- 
preise, sowie bei einer Reihe wichtiger Metalle. 
Hierdurch ist ohne Zweifel eine große Unsicherheit 
in die gesamte Weltwirtschaft getragen worden; 
mannigfache Valorisierungsversuche wurden ein- 
geleitet, deren Erfolge teilweise gering waren, teil- 
weise noch nicht abschließend beurteilt werden 
können. Ganz besonders nachteilig hat sich der 
nternational wahrzunehmende Preisrückgang in der 
Landwirtschaft geltend gemacht und damit auch die 
Kaufkraft eines für die gesamle Volkswirtschaft un- 
entbehrlichen, ja vielfach ausschlaggebenden Gliedes 
geschwächt. Andererseits ist zu bemerken, daß der 
niernationale Rückgang wichtiger Großhandels- 
preise noch auf das gesamte Preisniveau — beson- 
ders in Deutschland — keinen so nachhaltigen Ein- 
ilu ausgeübt hat, wie man hätte erwarten sollen; ja 
die Indexziffer für die Lebenshaltungskosten ist so- 
«ar nahezu stabil geblieben. Für die Konjunktur- 
entwicklung und die Exporlfähigkeit wird man die 
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kommende Gestallung des internationalen Preis- Ueberwindung der in der Konferenz aufgetauchten 
niveaus scharf im Auge behalten müssen. Es wäre Schwierigkeiten die allgemeine Situation günstiger 
durchaus möglich, daß sich die zunehmende Geld- zu betrachten, zumal auch die geschilderte Ent- 
flüssigkeit in der Richtung einer Konjunkturbelebung spannung an den internationalen Geldmärkten 
und eines Ansteigens der Preise bemerkbar machen weitere Fortschritte machte und zu einer Senkung 
könnte. der Geldraten Anlaß gab. Es scheint auch, daß aus- 

Das, was für die deutsche Gesamilage mehr ländische Kreise wieder mehr Interesse für deutsche 
denn je nolwendig ist, ist neben der schon so oft Werte an den Tag gelegt haben. Dazu kam, daß 
behandelten Sanierung und Rationalisierung unserer verschiedene Abschlüsse führender Industriekon- 
Finanzwirtschaft und Lastenverteilung die, Her- zerne, allen widrigen Umsiänden zum Trok, einen 
stellung und Wahrung stabiler Verhältnisse. Die recht vorteilhaften Eindruck zu machen imstande 
maßgebenden Instanzen werden dafür zu sorgen waren. Insbesondere bezieht sich das auf die großen 
haben, daß Ruhe und Ordnung im Lande, die Vor- Elektrizitätskonzerne, dann aber auch auf maß- 
aussckung und Grundlage jeder wirtschaftlichen Be- gebende Gesellschaften der Montanindusitrie. Auch 
tatigung sind, garantiert werden. Nach der Rati- für die Aktien der großen Konzerne der deutschen 
fizierung des Youngplanes wird man nicht umhin Kaliindustrie ergab sich an der Börse lebhafteres 
können, ein umfangreiches, weitausschauendes Pro- Interesse, wohl in Verbindung damit, daß die Pro- 
gramm für die deutsche Finanz-, Wirtschafts- und duktionsziffern des Jahres 1929 kaum hinter den 
Sozialpolitik aufzustellen. Nicht zum wenigsten Rekordziffern des Jahres 1928 zurückgeblieben sind. 
müßle ein derartiges Programm, das in erster Linie Eine Anregung empfing die Börse auch dadurch, 
auf die Hebung der Kapitalbildung und der Pro- daß sich besonders am Markt gewisser fesiverzins- 
duklivität einzustellen wäre, auch der wirksamen licher Werte — insonderheit der Liquidationspfand- 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit dienen, briefe — eine regere Nachfrage einstellte, vor allem 

Die durch den Abschluß der Haager Verhandlun- im Hinblick auf die verschiedenen Bestrebungen in 
gen neu geschaffene Situation, auf die wir bereits der Richtung einer Umschuldung und Regulierung 
eingangs hingewiesen haben, hat naturgemäß die der durch die Aufwertungsgesetzgebung vorgesehe- 
Börse stark beeinflußt. Man war geneigt, nach der nen Verpflichtungen. 
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Der deutsche Außenhandel | 1020 | 1928 | 1927 


i 
im Dezember. on Pi a 
. . $ Sal i r3 in Millionen Reichsmark 
Der Außenhandel ergibt im Dezember im Ver- re Re er + 47,6| — 1725,7 | — 4004,7 


gleich zum Vormonat folgendes Bild: Insgesanı“) z-finfuhrüberschuß + 469,9 — 2660,6 | — 4221,0 


Einfuhr Ausfuhr Reparations- 
Dez. 1929 | Nov. 1929 | Dez. 1929 | Nov. 1929 Sachlieferungenausfuhr a a en 
in 1000 RM nach Gegenwartswerlen *) einschl, Gold u. Silber 
Lebende Tiere .| 12031) 1633| 3018| 2168 Die Handelsbilanz im Jahre 1929 zeigt in den 
Lebensmittel und einzelnen Monaten folgendes Bild: 
Getränke . .| 310725| 315577| 51929, 61260 A er; 
Po en halbe Gegenwartswerte in Millionen RM 
fertige Waren .| 527545 | 652263] 233175 | 239510 Mana Reiner Warenverkehr 
Fertige Waren .| 162777| 177045| 774860 | 850665 Einfuhr ! Ausfuhr | Bassivität — 
Reiner Waren- 
verkehr 6 1 013 078 1 161 208 | 1 062 982 | 1 153 598 1929 Januar . . .. 1317 1101 — 216 
Gold und Silber | 47347| 25717 3 229 2 947 nae Burn 1015 971 — 4 
— AZ. un. 1022 U Pens 
Zusammen | 1 060.425 | 1 186 925 | 1 066 211 | 1 156 545 Bor, Er 1954 1297 _ 97 
Die deutsche Handelsbilanz stellt sich nach der el man s ma a ir 
im Oktober 1928 eingeführten Rechnungsart fol- Juli Anci 1226 1099 — 127 
i ar: ugusi Se e 107 1189 + 116 
gendermaßen d September ii 1038 1200 + 162 
ç obere + 1107 1247 + 140 
1929 | 1928 | 1927 November. . . 1161 1154 — 7 
Einfuhr im reinen Waren- in Millionen Reichsmark Dezember. . . | 1013 1063 | + 50 
verkehr. . >... | 13434,6| 14001,3 | 14 228,1 Den heit L 
Ahr erischttäßiich | _ Der deu sche Außenhandel im Dezember weist 
Reparationen . .. 13 482,2! 12275,6 | 10223,4 cayn Ausfuhrüberschuß von 50 Mill. RM auf. Dieser 


[j 
i & 


+ 


` 


Seile 4 


Ueberschuß ist das Ergebnis eines stärkeren Fal- 
lens der Einfuhr. Während die Ausfuhr (1063,0 Mill. 
Reichsmark) nur um 90,6 Mill. RM abgenommen hat, 
ist die Einfuhr (1013,1 Mill. RM) um 147,9 Mill. RM 
zurückgegangen. Auf das Ausmaß der rückläufigen 
Bewegung in Ein- und Ausfuhr dürften erfahrungs- 
gemäß die Ruhetage in der Weihnachiswoche von 
Einfluß gewesen sein. Der Anteil der Reparations- 
sachlieferungen an der Ausfuhr beträgt 57,8 Mill. 
Reichsmark. 


Für den Rückgang der Einfuhr ist ausschlag- 
gebend die Abnahme des Bezuges an Rohstoffen 
und halbfertigen Waren, die 124,7 Mill. RM beträgt. 
An dieser Abnahme sind besonders beteiligt Baum- 
wolle, Mineralöle, rohe Pelzwerktfelle, Kupfer sowie 
Kalbfelle und Rindshäute. Zugenommen hat da- 
gegen die Einfuhr von Wolle und anderen Tier- 
haaren. 


Weniger ins Gewicht fällt die Abnahme der 
Einfuhr bei den übrigen Warengruppen. Die um 
43 Mill. RM verminderte Einfuhr von lebenden 
Tieren entfällt vorwiegend auf Gänse. An dem 
Rückgang der Lebensmitteleinfuhr um 4,8 Mill. RM 
sind namentlich Obst, Butter, Reis und Hülsen- 
früchte beteiligt; ausgleichend hat hier die Zunahme 
der Einfuhr von Weizen, Malz und Südfrüchten ge- 
wirkt. Die Abnahme der Einfuhr von Fertigwaren, 
die sich stark verteilt, beträgt 14,1 Mill. RM; in 
nennensweriem Umfange (— 3,1 Mill. RM) sind ledig- 
lich Pelze und Pelzwaren von einer Einfuhrabnahme 
betroffen. 


Der Rückgang der Ausfuhr ist ganz überwiegend 
die Folge eines verminderten Auslandabsaßes von 
Fertigwaren, deren Ausfuhr um 75,8 Mill. RM gegen- 
über dem Vormonat abgenommen hat. Fertigwaren 
fast aller Industriegruppen sind an dem Ausfuhr- 
rückgang beteiligt. Es treten hervor: Textilfertig- 
waren — namentlich baumwollene und wollene Ge- 
webe sowie Kleidung und Wäsche (— 17,8 Mill. RM), 
Pelze und Pelzwaren (— 9,3 Mill. RM). Maschinen 
außer elektrischen Maschinen (— 9,1 Mill. RM), 
Kinderspielzeug (— 89 Mill. RM), chemische und 
pharmazeutische Erzeugnisse einschließlich Farben 
und Farbwaren (— 5 Mill. RM), Papier und Papier- 
waren (— 3,6 Mill. RM). Eine Zunahme der Ausfuhr 
ist hingegen beispielsweise für Röhren und Walzen 
(+ 5,8 Mill. RM) sowie für Blech und Draht (+15 
Mill. RM) festzusiellen. 


Auch Lebensmittel und Rohstoffe verzeichnen 
eine Abnahme der Ausfuhr. An dem Rückgang der 
Lebensmittelausfuhr um 9,3 Mill. RM sind vorwiegend 
pflanzliche Oele und Fette (— 6,2 Mill. RM) beteiligt. 
Die Abnahme der Ausfuhr von Rohstoffen und halb- 
fertigen Waren beträgt 6,3 Mill. RM; hier steht einer 
verminderten Ausfuhr von rohen Pelzwerkfellen 
(— 6,1 Mill. RM), Wolle (— 3,3 Mill. RM), Koks und 
anderen Rohstoffen eine Zunahme der Ausfuhr von 
Steinkohlen (+ 9,5 Mill. RM) gegenüber. 
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Der deutsche Außenhandel im Jahre 1929 


(in Millionen Reichsmark). 


R Pina Austin Id em Gesamt 
1929 einer old | Reiner ol Waren- saldo i 
a Erga al I Silber verkehrs 
Januar 1316,8 1101,4! 3,0 |—215,4 | —225,2 
Februar . . | 10148) 7,1 | 971,1| 4,0 |— 43,71 — 46,7 
März . . .| 1021,9]; 951 9819| 25 |— 40,01 — 47,0 
April 1254,3 | 11,6 | 1226,9 | 936,6 |— 27,4| +897,6 
Mai.. a 113813| 11,7 | 2 3,3 [4 41,2| + 32,8 
Juni... . . | 10774| 35,5 | 1077,2| 2,6 I— 0,21 — 33,1 
Juli . . . .| 1226,4 | 203,2 | 1099,0] 4,0 —127,4 | —326,6 
August 1072,6 119,9 | 1188,6; 3,7 |4116,0]— 0,2 
September | 1038,3 43,9 | 1199,7| 4,0 | 1161,4 -12D 
Oktober . . | 1106,7 28,0 | 1247,3| 3,9 | 1440,6 | +121,5 
November .| 1161,1 | 25,7 | 1153,6| 2,9 ļ— 75| — 30,3 
Dezember .| 1013,0| 47,3 | 1063,0| 3,2 | + 50,0|+ 59 
-Jan./Dez. .|13434,6 | 551,2 I13482,2 | 973,7 | + 47,6 | +470,2 


* Einschließlich Reparationslieferungen. 


Die Deutsche Reichsbahn im Dezember. 


Verkehr und Betrieb. 

Der Güterverkehr im Dezember 1929 war erheb- 
lich schwächer als im November. Die Wagenstellung 
blieb im Tagesdurchschnitt nach den vorläufigen 
Feststellungen um 22 656 Wagen, d. i. etwa 16 v. H., 
hinter der des Vormonats zurück. Gestellt wurden 
täglich im Durchschnitt: 

im Dezember 1929 
im November 1929 165 256 Wagen 
im Dezember 1928 141 815 Wagen 


Der Ausfall gegenüber November 1929 ist in erster 
Linie auf die Beendigung der Rübenverarbeitung 
zurückzuführen. Ferner wurden viele Außenbetriebe, 
insbesondere für Baustoffe (auch Wegebaustoffe), 
wegen des weiteren Rückgangs der Bautätigkeit 
noch weiter eingeschränkt oder gar stillgelegt. 
Obst, Kartoffeln, Holz wurden nur noch in geringem 
Umfange befördert. Auch der Kohlenversand blieb 
erheblich hinter dem des Vormonats zurück. 

Der Expreßgutverkehr war sehr lebhaft, erreichte 
aber vielfach nicht den erwarteten Umfang. Mehrere 
Expreßgutsonderzüge wurden zur Entlastung von 
Schnell-, Eil- und Personenzügen gefahren. Der 
Eilstückgutverkehr war anläßlich des Weihnachts- 
festes stark, dagegen ging der Frachtstückgutver- 
kehr wieder weiter zurück. 

Der Kohlenverkehr blieb im ganzen hinter dem 
des Vormonats zurück, war aber noch lebhafter 
als im Dezember 1928, 

Im Ruhrgebiet wurde die Höhe der durchschnitt- 
lichen Förderungsleistung nicht ganz erreicht. Der 
Versand von Brennstoffen auf der Eisenbahn ging 
zwar etwas zurück, übertraf aber den Kohlenver- 
sand vom Dezember 1928 noch um 15,9%. Erheb- 
liche Mengen wurden nach den Duisburg-Ruhrorter 
Häfen zum Umschlag abbefördert. Es wurden dort 


142 600 Wagen 


Nr. 1 
umgeschlagen 1312662 ł gegen 1 175 090 t ım No- 
vember 1929. 

Der Koksverkehr nach Steiermark ging im 
Dezember um 12759 t auf 3850 t zurück, und 
zwar wegen der Produktionseinschränkung bei der 
Alpinen Montagegesellschaft in Eisenerz. Der Koks- 
verkehr nach Frankreich, Luxemburg und Lothringen 
war bei 24 Arbeitstagen um rund 6000 4 höher als 
im Vormonat bei 25 Arbeitstagen. Der Kohlenver- 
kehr nach Italien war im Reparationsverkehr um 
10.000 t, im Freivertragsverkehr um rund 15.000 t 
geringer als im Vormonat. 

Im mitteldeuischen Braunkohlengebiet hielt die 
im Hinblick auf die Streikgefahr vorgenommene 
Vorratsbeschaffung nur noch am Anfang des Monats 
an. Der Absak fauie dann ab, weil der Kohlen- 
bezug der Zuckerfabriken aufhörte und die Zement- 
fabriken und Kalkwerke weitere Betriebseinschrän- 
kungen durchführten. 

In Deutsch-Oberschlesien ging der Brennstoff- 
versand zurück, weil die angesammelten Bestände 
an Hausbrandkohlen bei der andauernd ungewöhn- 
lich milden Witterung nur gering beansprucht wurden. 

Dem Berliner Großkrafiwerk Klingenberg und 
den Gaswerken in Lichtenberg und Weißensee 
wurden in 52 geschlossenen Zügen (64 im Vor- 
monat) 992 Großgüterwagen (1213 im Vormonat) 
mit 57478 t {im Vormonat 68 967 1) zugeführt. 


In den großen Kohlenygebieien wurden für den 
Kohlenversand gestellt: 


—— 


Deutsch- | Millel- Niederrhein. 
Ruhrgebiet | Ober- deufsch- | Sachsen . Braunkoh- 
| schlesien land lengebiet 
Wagen Wagen Wagen Wagen Wagen 
Dez.1929 . . | 737 917 | 148.678 241 071| 91814. 106595 
Nov.1929 . . | 763 207 | 169941 | 295 276 | 110 287. 109 987 
Dez.1928 . . 631 132 | 134 432 | 255 634 | 94544 103.080 


Der Erzverkehr von Steltin nach der Tschecho- 
slowakei und Oberschlesien hat weiter stark nach- 
gelassen. Es wurden 10 geschlossene Züge gegen 
54 im November gefahren. 

Der Versand von künstlichen Düngemitteln nahm 
nur zögernd zu. Es wurden für diese Zwecke gestellt: 


im Dezember 1929 47375 Wagen 
ım November 1929 39118 Wagen 
im Dezember 1928 53067 Wagen 


Der Jahreszeit entsprechend ging der Versand 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse erheblich zurück. 


Es wurden gestellt für 


i üb d 
Kartoffeln ie k En Zucker 
Wagen | Wagen Wagen Wagen 
Dezember 1929 . 5 263 46 565 112.057 , 1994 
November 1929. 19 122 49 931 409 687 | 34 422 
Dezember 1928- 6 487 48 326 124199 | 19902 
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Die Bautätigkeit wurde weiter eingeschränkt und 
stellte nur noch geringe Ansprüche an den Wagen- 
park. Gestellt wurden für Zement: 
im Dezember 1929 19 237 Wagen 
im November 1929 32252 Wagen 
im Dezember 1928 18123 Wagen 


Der Personenverkehr war im Dezember 1929 ım 
allgemeinen schwach. Der Berufsverkehr ging unter 
dem Einfluß der wachsenden Arbeitslosigkeit weiter 
zurück; der Ausflugsverkehr litt unter den ungün- 
stigen Witterungsverhältnissen, so daß sich auch 
der Sportverkehr nicht recht entwickeln konnte. 
Bis etwa Mitte Dezember hielt noch ein lebhafter 
Arbeiterrückwandererverkehr nach Polen an. An 
den Sonntagen vor Weihnachten, die für den Handel 
freigegeben waren, sekte nach den größeren Städten 
ein lebhafter Nahverkehr ein. Der Weihnachtsferien- 
verkehr war zufriedenstellend, jedoch nicht so stark 
wie im Vorjahr. Es konnte daher ein Teil der vor- 
gesehenen Vor- und Nachzüge ausfallen. Zahl- 
reiche Kraftwagensonderfahrten zogen nicht un- 
erheblichen Personenverkehr vom Schienenwege ab. 


Insgesamt wurden im Dezember 4865 überplan- 
mäßige Züge gefahren (November 1929 1160, De- 
zember 1928 4562), davon 16 für die Besakung im 
Rheinland. 

Ein allgemeines Bild von der Entwicklung des 
Betriebes geben die folgenden Zahlen: 

Geleistete Zugkilometer: 


Dez. 1929 Nov. 1929 
(Vorl. Ergebnis) 

a) Personenverkehr . 35 118 000 33 628 000 
b) Güterverkehr 20 404 000 21 856 000 
c) Dienstzüge 321 000 404 000 

Zusammen: 55 843 000 55 888 000 

Wagenachskilometer: 

a) Personenverkehr . 888194000 826 748 000 
b) Güterverkehr 1 481 419000 1 664 321 000 
c) Dienstzüge 4 329 000 5 694 000 


2575 942 000 2 496 673 000 


Zusammen: 
Leistungen einiger Hauptrangierbahnhöfe (im 

werktägigen Durchschnitt): 

in Hamm . 5900 Wagen 6300 Wagen 

in Mannheim 5200 Wagen 6600 Wagen 

in Wustermaiık . 3700 Wagen 4000 Wagen 
Zurückgestaute Wagen 

im täglichen Durch- 

schnitt . ' 
Ueberzählige Wagen im 

täglichen Durchschnitt 84 400 Wagen 39 500 Wagen 
Schadwagen auf Be- 

triebsgleisen (am Mo- 

natsende) . 


610 Wagen 300 Wagen 


6600 Wagen 4900 Wager 


Die Länge der von der Reichsbahn betriebener 
Sirecken betrug Ende Dezember 1929 53 855,71 km 


Sie hat sich gegenüber dem Vormonat nur un- 
wesenllich geändert. 


Von der Betriebslänge ent 


Seite 6 Commerz- und Privat-Bank Nr. 1 
Reichsbank- Ausweis (in Millionen Renienmark). 
| | De Re 
Gold- Devisen- | Wechsel | Scheide- | sonstige | Noten- | tägl. fällige sonstige un 
Datum be- Deck Scheck T (Lombard | Akdi um Verbindlich- s weiter- 
stand ecKung ecks MUNZEN | iva | miau keiten Passiva begehenen 
| l 

Mitte 1924 1310 | = 1210* | — | — 2410 — — 
POSEI 2I 44l | —— 1916 == 156 258 776 804 — — 
30. 9. 24 5 a 2170 = 53 | 842 1520 669 EET 

Sa lM - 1 er re rrasa o aaa nn b e O E 

| | | | 
DEET 28 1865 296 2373 A 71 | 599 4251 498 281 | — 
29. 2. 28 1888 282 2336 ' BOT, 592 4268 i 491 221 | — 
EIE iel 1937 189 2652 60 85 624 4413 na 188 — 
SOTTA 2041 168 2493 71 103 589 4409 558 193 — 
81. 5. 28 2041 | 274 2469 | 76 43 667 4487 582 198 — 
30. 6 28 2084 | 250 2477 85 138 684 4674 525 215 _ 
le a 28 2200 184 2516 93 77 579 4569 542 237 
31. 8. 28 2248 | 195 2604 91 129 490 | 4673 | 565 220 — 
29% 9. 28 2397 179 2576 79 102 545 4830 | 508 253 — 
31. 10. 28 2533 163 2348 87 95 513 4672 494 269 — 
30. 11. 28 2623 MERI 2211 90 113 513 4724 473 278 — 
3l. 1228 2729 | 155 2627 82 176 530 4930 816 298 — 
31. 71.29 2729 152 1774 .121 102 481 4454 4:3 186 - 
28. 2. 29 2730 90 1876 114 297 471 4553 526 170 = 
28. 3. 29 2682 | 36 2296 | 104 135 551 4822 478 223 — 
30. 4. 29 1892 | 99 2790 | 135 262 535 4631 585 291 u 
Si T529 1765 299 2860 108 5 459 4606 628 308 -= 
29. 6. 29 1911 | 360 2843 116 194 562 4839 631 Pn) - 
31. 7. 29 2148 | 334 2621 125 109 519 4726 | 516 338 — 
31. 8. 29 2183 308 2635 116 162 568 4897 434 PRT — 
30. 9. 29 2212 | , 385 2528 104 186 651 4914 | 501 368 — 
31. 10. 29 2219 359 2450 98 650 4833 | 454 353 | — 
30. 11. 29 2240 397 2368 95 687 4916 445 286 -— 
31. 12. 29 2283 404 2608 89 563 | os | 755 294 _ 
Te 1230 2284 404 2370 107 582 | 4605 | 585 | 296 — 
a aa ARE 0) 2284 398 1894 140 68 578 4187 543 300 | =- 
23. 1.30 | 2286 400 | 1807 160 580 e | zes | 299 


* Einschließlich diskontierier Schakanweisungen. 


fallen 52 913,04 km auf Vollspur- und 942,67 km auf 
Schmalspurbahnen. 


Finanzen. 
Betriebsergebnisse im November 1929. 


I. Einnahmen. 


1. Personen- und Gepäckverkehr 
2. Güterverkehr . 
3. Sonstige Einnahmen 


93 387 000 RM 
301 002 000 RM 
35 733 000 RM 


Zusammen 430 122 000 RM 


N. Ausgaben. 
1. Für Betrieb und Unterhaltung: 

a) Persönliche Ausgaben (ohne 
Löhne der Bahnunterhallungs- 
und Werkstättenarbeiter) 

b) Säachliche Ausgaben (einschl. 
Löhne der Bahnunterhaltungs- 
und Werkstättenarbeiter) 125 416 000 RM 


Zusammen 326 011 000 RM 
2. Für Erneuerung der Reichseisen- 


200 595 000 RM 


bahnanlagen 53 068 000 RM 
Zusammen Ausgaben der Betriebs- 
rechnung „user 379 079 000 RM 


3. Dienst der Reparationsschuldver- 
schreibungen: 


a) Verzinsung der Reparalions- 
schuldverschreibungen 3 
b) Gesekmäßige Tilgung (Ab- 
schreibung des Beiriebsrechts 


44 841 000 RM 


am übernommenen Reichs- 
eisenbahnvermögen) 10 118 000 RM 
4.Dienst der neuen Schuldver- 


schreibungen und Anleihen 300 000 RM 
5. Feste Lasten: 
a) Rückstellung für die gesck- 
liche Ausgleichsrücklage 


‚ 1758 000 RM 
b) Rückstellung f. Betriebsrechts- 


abschreibung, Ze Er an 2 500 000 RM 
c) Rückstellung für Vorzugsdivi- 
dende . 6 305 000 RM 


Insgesamt 444 781 000 RM 


Die Gesamteinnahmen der Reichsbahn blieben 
im November 1929 hinter dem Ergebnis des Vor- 
monals um rund 52 Mill. RM zurück; davon entfallen 
auf den Personenverkehr rund 16 Mill. RM, auf den 
Güterverkehr rund 30 Mill. RM. Im Personenver- 
kehr entstanden über den normalen Rückgang der 
Einnahmen in den Wintermonaten hinaus weitere 
Einnahmeausfälle insbesondere dadurch, daß die 
Berufsfahrten infolge der stärkeren Arbeitslosigkeit 
merklich nachließen. Seit Beginn des Geschäfts- 
jahres beträgt die Mindereinnahme im Dersonenver- 


Nr. 1 


kehr gegenuber den Erwartungen rund 50 Mill. RM. 
Der Rückgang der Güterverkehrseinnahmen im 
November 1929 beruht im wesentlichen darauf, daß 
der Oktober 27, der November dagegen 25 Werk- 
tage hatte. Obgleich die diesjährige Steigerung der 
Verkehrsleistungen in den Herbstmonaten dem Ver- 
kehrszuwachs in den Vorjahren nicht voll entsprach, 
reichten die im Geschäftsjahr 1929 erzielten Mehr- 
einnahmen aus dem Güterverkehr auch Ende 
November aus, um die Mindereinnahme des Per- 
sonenverkehrs nahezu auszugleichen. 

Die Ausgaben der Betriebsrechnung waren etwa 
15 Mill. RM geringer als im Vormonat. Es wirken 
sich hier einerseits das Zurückgehen der Betriebs- 
leistungen infolge des geringeren Verkehrs, anderer- 
seits das Abflauen der Bauarbeiten aus. Mit der 
Rückstellung des Betrages von 1 738.000 RM ist die 
Ausgleichsrücklage nunmehr auf die geseklich vor- 
geschriebene Höchstsumme von 500 Mill. RM aul- 
gefüllt worden. Da die aufgekommenen Verkehrs- 
einnahmen zur Deckung aller im Monat November 
entstandenen Ausgabeverpflichtungen nicht aus- 
reichten, mußten rund 14,7 Mill. RM der bis Ende 
Oktober 1929 gebildeten allgemeinen Rückstellung 
zum Ausgleich von Mindereinnahmen infolge 
Schwankungen des Verkehrs entnommen werden. 


Personal. 

Der Personalbesland betrug im Oktober 1929: 
676 260 Köpfe, außerdem 59901 Köpfe Zeit- und 
Aushilfsarbeiter, zusammen 736 161 Köpfe; im No- 
vember 1929: 670 762 Köpfe, außerdem 35 581 Köpfe 
Zeit- und Aushilfsarbeiter, zusammen 706 343 Köpfe. 

Der Minderbedarf im November gegenüber dem 
Vormonat ist in der Hauptsache auf Verkehrsrück- 
gang und auf Entlassung von Zeitarbeitern bei der 
Bahnunterhaltung infolge Einschränkung der Bau- 
tätigkeit zurückzuführen. 


Der Londoner Goldpreis. 
gemäß & 2 der Verordnung zur Ausführung des 
Gesekes über wertibeständige Hypolheken vom 
29. Juni 1923 beträgt: 
a m a o u Ř  aa 
nze A 8 
1929/1930 orig | für 1g Feingold 
ab 25. 9. bis 1.10.29 84 sh 11⁄2 d 32,7777 d 
A Re) el 32,7616 „ 
=," 9.10.90. 15210529 B4 „ 10⁄2, 82,7455 » 
2 10:10. S722109 BA W 0a 32,7294 „ 
E 23.10. „ 29.10.29 | 84 „ 11a, 32,7777 n 
SLAO: „ oma N 32,7136 = 
a. 12. DOSE Jene 11, 32,7736 - 
an. 20. 11028 Sier II =a 32,7616 « 
le A 201129 84 s 10%, 32,7536 « 
az a 9 12129 84 „ 11%, 32,7736 - 
a ES 10.12729 eb BE 32,7736 + 
on A STAA 32,7455 + 
weis. 1a a 26.12.29 84 „ 104 32,7375 „ 
Eee VS N 1 1.00 84 .„ 11% 32.1130 w 
ee N nl. 30? 8 7004 5 32,7294 » 
e EIA 30, a el 32,7616 y» 
| a E 32,7656 - 
BT 2 59130-188251 5 32,7616 „ 
a 29. 1. n avf weit Sala 32,7696 „ 
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Ausweis 
der Deutschen Golddiskontbank 
{in 1000 £). 

ägli Tägli -| Gi 
mge oad ae ‚als ES ander 
Forderg. | Schecks |ichkeiten wechsel | keiten 
30. 4.1994 | 5644,3 5852| — 36,6 — = 
31.12.1924 | 500,8 | 6677,3! 67,4 70,4. — | 1106,4 
31.12.1925 | 255,4 | 7329,9 891,3 666) — | 1608,8 
31.12.1926 | 72,5 | 379,2! 85,7, 23,6 | 3553,6. 3730,7 
31.12.1927 | 170,0 | 1081,8 107,8 | 1526,8| — | 2396,8 
31.12.1928 | 236,3 | 803,9 448,8 | 39252| — | 2065,8 
31. 1.1929 | 25,2 | 3053,0! 72,4| as51,7| — | 1814,9 
28. 2,1929 | 20,5 31394 724 42598 — | 1898,4 
28. 3.1929 | 21,6 | 170,8. 724 | 17059. — | 18492 
30. 4.1929 | 23,8 | 42242 724| 36186 — | 1625,0 
31. 5.1929 | 23,6 | 47168 72,3 40509) — | 1296,4 
29. 6.1929 | 34,6 | 3990,31 72,3 | 33260 ° — | 835,6 
31. 7.1929 | 26,8 52174 2296| 4249,8 — | 887,7 
3. 8.1929 | 28,5 | 4315,7| 327,5 | 3453,1) — 853,8 
30. 9.1929 | 29,9 | 4544,6| 425,4 37261) — | 7272 
31.10.1929 | 27,9 | 4817,4| 4744 39952) — | 1056,1 
30.11.1929 | 29,2 | 3850,5 5233 29686 — | 11165 
31.12.1929 | 378 | 1493,7; 521,1} 5721| — | 10868 

Diskontsätze. 


Nachstehend geben wir eine Zusammenstellung 
der jebt geltenden Diskontsäke: 


In Geltung 


In 
% BE. % scil 
Amsterdam | 4 | 15. 1.30 London . . 5 | 2229. 
Athen . .| 9| 1.12.28[Madrid . . 51% | 19.12.28 
Batavia . .|5V2| 22. 7.29 | New York .| 422) | 14.11.29 
Belgrad. .| 7 | 23. 6,.22|Oslo . . . DE = 272020 
Berlin 6'21))| 13. 1.30|Paris . . 3°)| 30. 1.30 
Bombay. .| 7 |31.10.29|Prag . . . 5 | 8. 3.27 
Brüssel . .[3Y2| 2. 1.30|Reval. . .| 8%! 3.10.29 
Budapest «| 77125: 1.30) Riga em Bao 1.4 28 
Bukarest 9 | 25.11.29 | Rußland. -| 8° | 5. 4.27 
Danzig 6 | 23.11.29] Schweiz. .| 34a | 22. 10, 25 
Helsingfors | 7 | 16.11.28|Sofia . . .| 10 2. 7129 
Italien . .| 7 | 14. 3.29|Stockholm .| 412 | 1. 1.30 
Kapstadt ' 6 |17. 8.29jTokio . 5,48 | 11.10.27 
Kopenhagen! 5 | 27.12. 29| Warschau . 87 31. 1.30 
Kowno | 7 gman Wienin. IE 7 25. 1.30 
Lissabon . 612| 25. 3.29 
1 d “um 5 2 Fede 

uud, 2 1128. Hederel Neserve Bank ab Ciieuze BARE of Boston 
F. R, B. of Sun Francisco 4%% 6.12.29, F. R. B., of Philadelnhin 414%, 
15. 1. 30, F. R. B. of Richmond 5% 12, 7, 28. 2) Lombardsatz 4%, 
30. 1, 30. 4) Für Dreimonatswedisel 3) Lombardsatz 9% 31. 1. 30. 


Berliner Geldsätze. - 


1930 Tägliches Warenwechsel Privalllikonl - x 

| Gelid Moneen mit Bankgiro %0-55Tage| ne 

% % % % % 

2a 8—10 9—10%, 73/8 67/3 7 

6.1 5- 7?/2 | 7!/2— 8'/2 7—7!/s 63/4 63/4 

10. 1. | 51/2—7 7'/a—8 1/2 7 65/8 65/3 
15.1.| 5—7 1—74 6°/s 61a 614 
20. 1. | 43/⁄4— 6 1—8 6l/e 61/4 6’ 
25. 1. | 41/4—6 7—8 63/2 — 61/2 6 6 
3i. 1. | 71/2— 91 T—8 — 6 6 
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Ausweis der Deutschen Rentenbank 
ün Millionen Reichsmark). 


i i Umlauf an 
FA | a en BEEE Notenumlaut aie aat 

31. 1. | 791 | 60 650,7 0,156 
29. 2. 789 59 648,7 0,156 
31. 3. 783 60 | 6422 0,156 
30. 4. 6 | 59 625,6 0,157 
31. 5. 750 58 610,0 0,157 
30. 6. 740 58 599,5 0,157 
317. 721 54 581,1 0,156 
31. 8. 719 53 578,7 0,156 
30. 9. 717 53 576,6 0,156 
31. 10. 698 53 558,2 0,156 
30.11. 678 53 537,2 0,156 
31.12. 678 46 537,2 0,156 
1929 

31. 1. 663 37 522,2 0,156 
28. 2. 657 26 517,0 0,156 
31. 3. 656 16 515,3 0,156 
30. 4. 638 15 497,9 0,156 
31. 5. 616 15 497,8 0,156 
30. 6. 605 14 464,8 0,156 
SAE. 583 14 442,6 0,156 
31. 8. 581 14 440,4 0,156 
30. 9. 579 14 438,8 0,156 
31. 10. 562 14 421,3 0,156 
30.11. 551 13 410,3 0,156 
31. 12. 551 13 410,3 0,156 


Inländische Emissionen. 
(Fortsekung unserer laufenden Statistik) 


En z — = — 
Betrag in | Tad Aus- 
Anleihenehmer | Millionen zinsiug gabe- Laufzeit 
Reichsmark | 0 | kurs % 


Saan EEE EEE EEE En 
ab 1. 1. bis 30. 6, 


Berliner 1431 in 6 Raten zu 
SEAR 5 ol 9 je 4 Mill. RM und 
Elektrizitäts- 25 9a | 2 einer  Schlußrate 
werke A.-C. von 4 Mill. RM rück- 
zahlbar 
| en fio | + | aus 


Deutsche Anleihen im Ausland. 


(Fortseķung unserer laufenden Statistik) 
nn 


Aus- 
I Betrag j 
Anleihenehmer in ik Laufzeit 
Millionen in %o 
el ee N 
Städt. Betriebe g : 7 
Stadt Dresden 510 : ? ? 
Institut der restliche 
Schulschwestern pfl. 05 5 100 10 Jahre 


in Speyer 
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Konkurse und Vergleichsverfahren 
im Dezember 1929. 


Im Laufe des Dezember 1929 wurden im „Reichs- 
anzeiger" 881 Konkurse — ausschließlich der wegen 
Mangels an hinreichender Masse abgelehnten An- 
Irage auf Konkurseröffnung — und 459 gerichtliche 
Vergleichsverfahren bekanntgegeben. Die Anzahl 
der Konkurse ist gegenüber dem Vormonat um 
8,4 v.H., die der Vergleichsverfahren um 16,5 v.H. 
gestiegen. Die arbeitslägliche Zahl der Konkurse 
betrug im Dezember 36,7, im November 32,5, die 
‚arbeitstägliche Zahl der Vergleichsverfahren im 
Dezember 19,1, im November 15,8. 


Konkurse Vergleichsverfahren 
Arten 1929 ART. 
Dez. | Nov | Oki. "Dez, Nov Okt 
Insgesamt . 881 | 813 | 840 | 459 | 394 | 350 
Sie betrafen: 
Nicht eingetr. Erwerbs- 
unternehmungen und 
Einzelfirmen 594 ı 568 | 572 | 322 | 292 | 248 
Gesellschaften 155 / 109 | 124 | 102 77 85 
Davon: 
Offene Handels-Ges, „| 54 | 4 46 54 | 32 | 44 
Kommandit-Ges, . .| 20 6| 15 7 5 6 
Aktiengesellschaflen ‚| 15 | 13 | 11 11 10 7 
Gesellschaftenm.b.H.| 68 | 47| 52 30 | 28 | 28 
Eingetragene 
Genossenschaften .| 16 | 16 | 10 4 5 1 
Sonstige Erwerbs- 
unternehmungen . .| — 2| — 1 —| il 
Andere 


Gemeinschuldner, .| 116 | 118 | 184 30 | 20 5 


Konkurse und Vergleichsverfahren 
im Jahre 1929, 


— 


Konkurse Vergleichsverfahren 
1929 | faoi 1928 | 1929 | gibcils- | 1908 
| 

Januar . . 832 | 320| 766 | 259 | 10 | 191 
Februar 775 | 3233| 6099| 335 | 14 | 296 
März . 980 | 372 | 791| 352 | 14,1 | 266 
April 885| 8354| 6l4| 464 | 18,6 239 
Mai 846 | 33,8 | 692 | 454 182 -275 
Juni 808 | 321| 702 | 448 | 179 293 
ae P 845 | 31,3 655| 5I8 | 19,2 342 
August . | 239 | 274 f 55%] 492 | 18:2 | 300 
September . | 657 | 23. 530| 364 146. 257 
Oktober 840 | 27,1 | 685 | 350 | 13,0 264 
November 813 32,5 | 674| 394| 15,8 | 282 
Dezember 881 | 36,71 624 | 4591 191 | 252 
| 9846 | 7984 | 4889 3187 


Die Arbeitslosigkeit in Deutschland. 


Zahl der unlerstükten Vollerwerbslosen in der 


Arbeilslosenversicherung Krisenunterstukung 
1928 1. Januar . 1188 274 211 472 
1. April . 1.010 763 197 643 
1. Juli . 610 687 113 595 
1. Oktober 577 093 86 652 
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1929 1. Januar . 1702 312 127 374 

1. Februar. . 2222 000 145 359 

1. Marz . 2.460 760 161 493 

1. April . 1 849 121 192 314 

1 Mai . 1125 968 198 780 

1. Juni 817 750 203 031 

1 Juli 722 948 206 631 

1. August . 710 499 153 095 

1. September 725757 157 245 

1. Oktober 748 610 161 6%5 

15. Oktober 783 559 165 028 

1. November. 889 492 171 624 

15. November. 1015593 178 496 

1. Dezember . 1 200396 186 683 

15 Dezember . 1 433 150 104 409 

1930 1. Januar „17/4571 210 240 
15. Januar . 2050100 — 
22 Januar . 2 140 000 y _ 


Die Entwicklung der Reichsindexziffer 
für die Lebenshaltungskosten. 
1913/ 4=1 
Durchschnitt 


Januar 29 das 1,531 fache des Vorkriegsstandes 
Februar 29 ” 1,544 „ [2 „ 
Marz a WND w = 4 
April Zar E S 3 = 
Mai 20. Re E i 
Juni 29) a elai ` = 
Juli A a T e 2 
Auaust 29 IT 4 D 
September 29 „ 1,536 ,„ n = 
WOHER A pe 55, = m 
November 29 „ 1,530 , 5 m 
Dezember 29 m S260] y = a 
Januar SOR EDOT m n 


Zur deutschen Industrie- und Marktlage. 


Der Kursstand der Aktien Ende Januar. 


Die nachstehende Tabelle zeigt den Kursstand 
der an der Berliner Börse amtlich notierten Aktien- 
werte Ende Januar im Vergleich zum Vormonat. 
Es noltierten: 


Ende lanııar, Ende Dez. 
1930 | 1929 


Zahl der notierten 
Aktienwerte 


Goldparität 


Ende lanuar| Ende Dez. -E 
ii % der Gesantzah! 


1930 1929 
unter 50% 147 153 18,7 20,0 
von 50 bis 75%o 1a 138 16.8 18,1 
ae OR DR 114 129 147 169 
» 100 „ 150% 247 234 31.7 30.8 
» 150 „ 200%o 90 59 11.6 Er 
P200 „ 250% 26 29 3.3 3.8 
über 20% 25 21 32 2 
Zusammen | 780 | 763 | 1000 | 100,0 


Im ersten Monat des neuen Jahres ergab sich 
im Hinblick auf den Abschluß der Haager Kon- 
ferenz und infolge der Erleichterung des Geld- 
marktes eine freundlichere Stimmung an der Börse. 
Die Kurse zogen vorwiegend an; insbesondere 
waren Eleklrizitats-, Montan- und Kaliwerte wesent- 
lich gebessert. Auch Bankenwerte, insonderheit die 
Aktien der Hypothekenbanken und der Reichsbank, 
vermochlen ihren Kursstand zu erhöhen. Insgesamt 
standen am Ende des Monats auf und über der 
Parität 49,8% aller amtlich notierten Werle, unter 
der Parität 50,2%. Ende Dezember waren auf und 
über pari nur 45% gegenüber 55% unler der Parität. 
Hiermit ist also eine nicht unwesenlliche Verbesse- 
rung des gesamten Kursniveaus erfolgt, wenn sich 
auch immer noch knapp die Hälfte aller Werte auf 
und über pari befindet. 


maa u — nn 


m — mm nn 


Der deutsche Bergbau im Dezember. 
I. Steinkohlenbergbau. 
Ruhrgebiet: 

In der nachstehenden Aufstellung ist die Kohlen- 
förderung in den einzelnen Monaten des Jahres 1929 
enthalen. (Die arbeitstägliche Förderung ist in 


Klammern geseßt.) 
maeaea mm 


1929 108 1913 
Schichtd ıuer unter Tage 
8 Std. 8Std. | 8% Sid. 
t t | t 

Januar 10 129 032 10295342 | 9786 005 
(389 578) (405 723) | (389 493) 

Februar 9 066 981 10 031 212 | 9194112 
(377 791) (401 '48) (383 088) 

März . 10 055 253 10 857 844 9 181 430 
(402 210) (402 142) (382 560) 

April . 10 128 416 9 053 128 | 9 969 569 
(405 137) (393 614) (383 445) 


SA RT: 


1929 
Schiditdauer unter Taue 

Std. A Std 8' Std. 

Mai 9772940 | 9087122 9 261 448 
(400 941) (63 485) (381 915) 

Juni 10 0:8 971 8893277 | 9586385 
i (407 231) (359 324) (383 £ 5) 
Wi .. 0.0.1 109143248 9418 920 10 150 347 
(404 194) | (362 266) (375 939) 

August 11 014 639 i 9817489 9 795 236 
(407 450) (363 611) ~- (876 740) 

September . 102122 6 9141278 | 9696:97 
(408 489) (365 651) | (372 938) 

Oktober 11 181 539 10 185513 9 895 1:90 
(414 141) (77 41) | (366484) 

November . 10 656 071 8 920 016 | 8 932 276 
(436 158)1) 1365 949) (386 261) 

Dezember . 10:93 854 8 +65 909 9 101 858 
(4 30:7) (379 90) (377 279) 

Jan.-Dez. . . . | 12360160 ) | 114 566 680°) | 114 529 928 
ar ee (407 199) (378 264) 1379 710) 


1) Boriditigto Zahlen. 
en. 


Zahl 3) In der Summe berichtigl, 3) Vorläufige 
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Im Dezember 1929 wurden insgesamt in 
24 Arbeitstagen 10393 854 } verweribare Kohle ge- 
fördert gegen 10 656 071 t in 24,43 Arbeitstagen im 
November 1929 und 8 865 909 ł in 23°, Arbeitstagen 
im Dezember 1928. Die reine Kohlenförderung 
betrug im Dezember 1929 10094311 t gegen 
10 363 550 1 im Vormonat. 

Arbeitstäglich betrug die verwertbare Kohlen- 
förderung im Dezember 433 077 t gegen 436 158 } im 
November 1929 und 379290 tł im Dezember 1928. 
Die reine Kohlenförderung betrug im Dezember 1929 
arbeitstäglich 420 596 t gegen 424 213 t im Vormonat. 

Die Kokserzeugung des Ruhrgebiets stellte sich 
im Dezember 1929 auf 2955 050 t (täglich 95 324 t), 
im November 1929 auf 2 919 025 } (täglich 97 301 i). 
Auf den Kokereien wird auch Sonntags gearbeitet. 

Die Bestände an Kohlen, Koks und Preßkohle 


(das sind die auf Lager, in Wagen, in Türmen und. 


in Kähnen einschließlich Koks und Preßkohle in 
Kohle umgerechnet) stellten sich Ende Dezember 
1929 auf rund 2,95 Mill. t gegen 2,81 Mill. t Ende 


T a e mn O 


Großhandelsindexziffern. 


Indu- | , Gesamt- 


Industrielle k 
Agrar- | Kolonial-! Rohstoffe |strielle index des 
ER ALN kn Fertig- | Statistisch. 
s Halbwaren | waren EL 
1913 1 1 1 1 1 
Durchschnitt 
Januar 1928 | 1,322 | 1,300 1,344 1,561 1,387 
Februar „ 1,301 | 1,297 1,336 | 1,568! 1,379 
März R 1,313 | 1,338 1,335 1,573 1,385 
April , {1835| 1,863 | 1,338 | 1576| 1.895 
Mai „ | 1859| 1,396 | 1,353 | 1584| 1412 
Juni 1,360| 1,387 | 1,850 | 1591| 1,418 
Juli 1,366; 1,377 | 1,351 !1,596 1416 
August „ [1376| 1,355 1,343 |1595) 1415 
September „ 1,342 1,310 1,335 | 1,595 1,399 
Oktober „ 1,348 en re 1,600; 1,401 
November , 1,352 | 1, Rt 1,599| 1,403 
Dezember > | 1341| 1,246 | 1,341 | 1595| 1399 
Januar 1929 | 1,317. 1,239 1,340 | 1,588) 1,389 
Februar r 1,339 | 1,252 1,336 | 1,582 | 1,398 
März T 1,337 | 1,283 1,343 1,580 1,396 
April » 1,282 | 1,265 1,331 1,578 1,371 
Mai : 1,258| 1,250 | 1,313 | 1,575| 1,355 
Juni 5 1,247 | 1,235 1,315 1,575 1,351 
Juli > 1,324 | 1,282 1.313 1,573 1,378 
August = 1,326 | 1,295 1,315 1,975 1,381 
September „ 1,326 | 1,310 1,316 1,572 1,381 
oben = A 1,262 1,309 1,566 1,372 
ovember „ ‚284 | 1,201 1,299 | 1,565] 1,355 
Dezember „ |1.262| 1.150 | 1.283 |162| 1343 
Stichtagsziffern 
6. Nov. 1929 1,290 1,230 1,301 1,565 1,359 
a, % 1,281 1,205 | 1,297 | 1,565! 1,353 
IE, r 1,280 | 1,193 1,300 1,565 1,353 
ae fs 1,274| 1.183 1,298 1,564 1,350 
Fi Bezi", 2 1,172 1,297 1,562 1,346 
s Per A 1,265| 1,155 | 1,293 |1,562| 1344 
Kr ee 1,261 | 1,147 | 1,292 | 1,562| 1,841 
a a Da nm 1,562 | 1,340 
2. Jan. ‚2583| 1,1 288 | 1561| 1,397 
8. , 1,239 | 1,139 | 1,286 | 1,560 | 1.331 
Er, Ehe 1,220 , 1,146 1,284 1,559 1,324 
22, y s 112021 1,158 | 1,282 | 1659| 1817 
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November 1929, In diesen Zahlen sind die in den 
Syndikatslägern vorhandenen verhältnismäßig ge- 
ringen Bestände einbegriffen. 

Die Gesamtzahl der beschäftigten Arbeiter stellie 
sich Ende Dezember 1929 auf 382 811 gegen 383 044 
Ende November 1929 und 365 247 Ende Dezember 
1928. 

Die Zahl der Feierschichten wegen Absakman- 
gels belief sich im Dezember 1929 nach vorläufiger 
Ermittlung auf rund 46000. Das entspricht etwa 
einer Feierschicht auf je acht Mann der Gesamt- 
belegschaft. 

Aachen: 

Im Aachener Steinkohlenbezirk betrug im Monat 
Dezember 1929 die Förderung 531 098 t, arbeitstäg- 
lich 22 222 t gegen 528 432 t, arbeitsläglich 22 018 t 
im Vormonat; Kokserzeugung 101339 ł, täglich 
3269 t gegen 97 567 t, täglich 3252 t im Vormonat; 
Zahl der Arbeiter 26504 Mann gegen 26 463 Mann 
im vorhergehenden Monat. 


Westoberschlesien: 

Im Dezember 1929 wurden an 23 Arbeitstagen 
insgesamt 1745655 t Steinkohle gefördert gegen- 
über 1910711 t im November bei 24 Arbeitstagen, 
das sind arbeitstäglich im Durchschnitt 75898 tł 
gegen 79613 t. Die Kokserzeugung beirug im Be- 
richtsmonat 141 653 ł lim Vormonat 136 213 i) oder 
kalendertäglich 4569 } 14540 H). 

Die Markilage befriedigte zunächst noch, 
schwächte sich jedoch gegen Ende des Monats mehr 
und mehr ab, da infolge der ungewöhnlich milden 
Witterung und der umfangreichen Lagerbestände 
bei Handel und Verbraucherschaft neue Aufträge 
nur spärlich einliefen. Besonders stark trat die 
Absakverschlechterung auf dem Koksmarkt in Er- 
scheinung. Der Gesamtabsaß betrug an Steinkohle 
1 603 693 į (1 804 005 Ð, an Koks 109 206 } (127 852 }) 
und an Brikettis 26528 t (37998 Ð). Die Halden- 
bestände nahmen nicht unerheblich zu; sie stiegen 
bei Kohle von 215174 t auf 271 088 t und bei Koks 
von 49 790 t auf 80 978 ł. 

Die Belegschaft der Steinkohlengruben, Koks- 
anstalten und Brikeitfabriken betrug Ende Dezem- 
ber 62471 Arbeiter gegen 62 440 am Ende des Vor- 
monats. 

Niederschlesien: 

Im niederschlesischen Steinkohlenrevier betrug 
im Monat Dezember 1929 mit 24 Arbeitstagen die 
Kohlenförderung 495592 t (arbeitstäglich 20 650 1), 
die Koksgewinnung 105429 ł (kalendertäglich 
3401 1), die Zahl der beschäftigten Arbeiter 28 223. 

Der Absak in Kohlen war im Berichismonat zu- 
frıedenstellend. Die verkaufsfähigen Bestände in 
Kohlen sind von 24 201 } im Vormonat auf 22389 ł 
am Ende des Berichtsmonats gesunken. 

Das Koksgeschäft ließ zu wünschen übrig. Die 
Nachfrage in Koks, die bereits im Vormonat eine 
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rückläufige Tendenz zeigte, ging weiter zuriick, so 
daß die Produktion nicht voll abgeseßi werden 
konnte. 

Die Haldenbestände, die am Ende des Vor- 
monats 6731 3 Koks betrugen, sind während des 
Berichtsmonats bereits auf 27 198 t gestiegen. Ob 
die Vorräte noch weiter anwachsen werden, hängt 
von der Gestaltung des Winterwelters ab. 

Die Ausfuhr an Kohle und Koks nach der 
Tschechoslowakei und dem übrigen Ausland hielt 
sich ungefähr auf der Höhe des Vormonals. 


Sachsen: 


lm sächsischen Steinkohlenbergbau beirug die 
Förderung im Dezember 1929 336 482 į (arbeitstäg- 
lich 14 020 H), im Vormonat 369 738 tł (arbeitstäglich 
14790 t); Koksgewinnung im Dezember 1929 
20 777 t (kalendertäglich 670 t), im Vormonat 19 910 t 
(kalendertäglich 664 1); Belegschaft im Dezember 
1929 23721 Mann, im Vormonat 23537 Mann. 

Die Absaklage war unverändert ungünstig. Die 
schlechte Konjunktur in der Industrie und das an- 
haltend milde Winterwetter verhinderten eine Be- 
lebung des Marktes. In Hausbrandsorten mußte ein 
nicht unerheblicher Teil der Produktion auf Lager 
genommen werden. 


I. Braunkohlenbergbau. 
Mitteldeuischland: 


Im mitieldeuischen Braunkohlenbergbau stellte 
sich die Rohkohlenförderung im Dezember 1929 bei 
24 Arbeitstagen auf 9572111 t (Vormonat: 25 Ar- 
beitstage 10574695 1; Dezember 1928 24 Arbeils- 
tage 9 756 276 }). Arbeitstäglich wurden im Dezem- 
ber 1929 398 838 t (Vormonat 422 988 i) gefördert. 

Die Brikeitherstellung belief sich im Monat 
Dezember 1929 auf 2376527 t (im Vormonat auf 
2540005 tł; im Dezember 1928 auf 2238416 H; 
arbeitstäglich 99 022 t (Vormonat 101 600 N). 

Die Kokserzeugung beirug im Dezember 1929 
52386 t (Vormonat 51 349 i); Dezember 1928 48 329 
Tonnen; arbeitstäglich 1690 t (Vormonat 1712 H). 

Im Gebiet des Mitteldeutschen Braunkohlen- 
syndikats hatte in der zweiten Hälfte des November 
infolge der Streikgefahr eine verstärkte Bevor- 
ratung in Hausbrand- und Industriegeschäft statt- 
gefunden. Zusammen mit der milden Wilterung im 
Berichtsmonat wirkte diese Bevorratung geradezu 
lähmend auf das Dezembergeschäft ein. Der Absak 
ging schnell zurück und erreichte insbesondere kurz 
vor dem Weihnachtsfest und in der Festwoche selbst 
einen Tiefstand, wie er seit Jahren nicht zu verzeich- 
nen war. Hieran konnte auch die kurze Frosiperiode 
vor dem Feste nichts ändern. Im Rohkohlengeschäft 
zeigte sich zwar die Absakverringerung nicht in so 
auffallender Weise, doch litt auch dieses unter den 
Folgeerscheinungen der stärkeren Novemberbevor- 
ratung und des milden Dezemberwellters. Der 
Absak an Naßpreßsteinen war gleichfalls unbefrie- 
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digend; die zur Verfügung stehenden Mengen 
konnten nicht abgese&t werden. 

Im Gebiet des Ostelbischen Braunkohlensyndi- 
kats war der Auftragseingang im Dezember noch 
befriedigend, die frische Produktion konnte laufend 
abgesekt werden. Infolge der starken Eindeckung 
durch Handel und Verbraucherschaft in den leßten 
Monaten war aber ein langsamer Rückgang des 
Auftragsbestandes zu beobachten. Auch der Han- 
del stellte eine Entspannung in der Marktlage als 
Folge der milden Witterung in der ersten Dezember- 
hälfte fest. Das Indusiriegeschäft zeigte im Dezem- 
ber fast das gleiche Bild wie im November. Die 
Elektrizitätswerke und auch die weiterverarbeitende 
Industrie riefen eiwäs mehr als im Vormonat ab, 
wohingegen die mit der Bautäligkeit zusammen- 
hängenden Industrien und Gewerbezweige, z. B. die 
Ton- und Steinzeugwerke, geringeren Brennstoff- 
bedarf aufwiesen. 


Rheinland: 


Im rheinischen Braunkohlenbergbau betrug die 
Förderung im Dezember 1929 4 395 679 t (Vormonat 
4 583 855 ł; Dezember 1928 4.060 314 t); arbeitstäg- 
lich 483 153 ł (Vormonat 190 993 t; Dezember 1928 
169 180 H). 


Die Brikeltherstellung belief sich im Dezember 
1929 auf 984 673 } (Vormonat 1 003 463 t; Dezember 
1928 912068 1); arbeiistäglich auf 41028 4 (Vor- 
monat 41 811 ł; Dezember 1928 38 003 t). 


Bayern: 
In Bayern wurden im Dezember 1929 gefördert 
an Pechkohle 116798 t, an Braunkohle 63 099 t. 


I. Erzbergbau. 
Siegerland: 

Bei den Siegerländer Gruben hat sich der Abruf 
der Hochofenwerke gegenüber dem Vormonat nicht 
gebessert. Anderseits weist auch die Förderung 
der Gruben infolge der Feiertage einen Rückgang 
auf, so daß sich die Bestände nicht weiter erhöht 
haben. Die Gesamtbelegschaft der Siegerländer 
Gruben beträgt am Jahresschluß über 8700 Mann, 
hat sich also seit Ende 1928 um 2700 Mann erhöht. 
Die Reichs- und Staatsbeihilfe, sowie die dankens- 
werten Erleichterungen der Reichsbahn haben sich 
also als wirklich wertschaffende Arbeitslosenfür- 
sorge in sehr erfreulicher Weise ausgewirkt. 


Lahn- und Dillgebiet einschließlich 
Oberhessen: 

Infolge der milden Wilterung sind die sonst im 
Dezember aufiretenden Versandschwierigkeiten aus- 
geblieben, jedoch mußte angesichts der auftreten- 
den Verkaufsschwierigkeiten die Stillegung einer 
Grube angemeldet werden, der in diesem Monat aus 
gleicher Ursache zwei weitere kleinere Gruben- 


beiriebe folgen müssen. Da sich diese Maßnahmen 
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erst im laufenden und im nächsten Monat auswirken 
werden, ist der Absaß im Dezember nur wenig, be~- 
dingt durch die Weihnachtsfeiertage, zurück- 
gegangen. 


Vom Braunkohlenmarkt. 


Von Fachseite wird uns berichtet: 

Seit vielen Jahren zum ersten Male wieder zeigt 
der Braunkohlenmarkt ein anderes Bild. Der abnorm 
milde Winter verursachte das Ausbleiben der Ab- 
rufe. Die Werke im Bereiche des Mitteldeutschen 
Braunkohlensyndikats haben mehrere hundert- 
tausend Tonnen Briketis bereits auf Stapel nehmen 
müssen, während im ostelbischen Bezirk die ge- 
stapelten Brikeiimengen nur etwa fünfzigtausend 
Tonnen betragen. Daß mitten im Winter die Werke 
zum Stapeln gezwungen werden, ist wohl eine kaum 


dagewesene Erscheinung. Wenn das Wetter nicht’ 


eiwas winterlicher wird, werden Betriebseinschrän- 
kungen nicht zu vermeiden sein. Die Klagen der 
Kohlenhändler über unzureichende Belieferung sind 
verstummt; aber Sorgen anderer Art bedrücken sie, 
Die Läger sind gefüllt, die Abrufe der Verbraucher 
fehlen fast gänzlich, weil sich jeder im Sommer be- 
vorralet hat, die Unkosten laufen weiter, Geld geht 
nicht ein. 


Die Eisenindustrie im Januar 1930. 


Von Fachseite wird uns geschrieben: 

Die Produktionsziffern für 1929 liegen jekt abge- 
schlossen vor. Zum Vergleich wird das Jahr 1927 
herangezogen, weil 1928 wegen der ein- bis andert- 
halbmonatlichen Aussperrung im Ruhrrevier nicht in 
Betracht kommt. Es sind also an Roheisen 1929 
13 400 467 t erzeugt worden, 298239 t (2,3 v.H.) 
mehr als 1927; an Rohstahl wurden 16 245 921 t ge- 
wonnen, 64 761 t (0,4 v. H.) weniger als 1927; die 
Walzwerksleistung an Fertigerzeugnissen endlich hat 
1929 11 285 080 t ergeben, 660 073 1 (5,5 v. H.) weniger 
als 1927. Das Plus bei Roheisen wird aber in ein 
Minus verwandelt und das Minus bei Rohstahl und 
Walzeisen entsprechend verringert, wenn man er- 
wägt, daß von dem Ergebnis von 1929 eine volle 
Monalsleistung und mehr abzuseßen ist, die zur Auf- 
holung des Verlustes aus den lekten Monaten 1928 
infolge der Aussperrung nötig war. 1929 bleibt dann 
von der Produktionsseite her gesehen immer noch 
ein gutes Jahr; von einer Mehrleistung gegen das 
Rekordjahr 1927 kann aber doch nirgendwo die Rede 
sein. 

Dafür läßt sich ein stärkerer Konjunkturrückgang 
aus dem Vergleich der Leistungen in den Monaten 
November und Dezember 1929 erschließen, Der De- 
zember hat 1100378 t Roheisen erbracht gegen 
1.091 538 im November, arbeitstäglich 35 496 gegen 
36378 tł; an Rohstahl wurden 1156105 gegen 
1286550 t, arbeitstäglich nur 48 171 gegen 51 462 } 
erzeugt, und in den Walzwerken 802 199 gegen 
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866 250 t Fertigfabrikate, arbeitstäglich 33 425 gegen 
34 650 t hergestellt, neben 94 615 gegen 80 166 t zum 
Absak besiimmien Halbzeuges. Aber’auch hier be- 
sagen die reinen Zahlen nichts Endgültiges für die 
Konjunklur an sich. Es ist nötig, die Ziffern des 
Monats Dezember mit denen des Oktober zu ver- 
gleichen und festzustellen, daß die Erzeugung in 
diesen zwei Monaten zwar bei Roheisen nur um 4,9, 
dagegen bei Rohstahl um 16,1, bei Walzwerkserzeug- 
nissen und Halbzeug zusammen um 15,7 v.H. ge- 
sunken oder vielmehr gesenkt, mit anderen Worten, 
die zehnprozentige Leistungseinschränkung noch 
übersteigert worden ist, die die Internalionale Roh- 
stahlgemeinschaft ihren Mitgliedern ab 1. November 
auferlegt hat. Hier liegt also ein konjunktureller 
Rückgang noch über die konjunkturpolitische Mak- 
nahme hinaus vor, die bestimmt war, den Andrang 
zu den Außenmärkten und damit die verhängnis- 
volle Preissenkung einzudämmen, die das Welt- 
eisengeschäft auf der Basis Antwerpen immer un- 
lohnender gemacht hat und auch die Industrien der 
Frankenländer immer mehr in die Lage brachte, 
unter der Deutschland, troß verhältnismäßig hohem 
Absak, schon seit Jahren leidet. 

Es muß aber auch festgestellt werden, daß das 
Preisagrement innerhalb der I. R, G. bisher zu dem 
erwünschten Erfolge kaum geführt hat. Seit es im 
Noven.ber vereinbart wurde, hat sich der Preis für 
die Standardware Stabeisen, der allerdings an der 
Brüsseler Börse bis zu 5 £ gesunken war, kaum 
mehr gehoben; er ist vielmehr auf dem vereinbarten 
Minimalsaß von 5.5.0 £ stehen geblieben, ein Be- 
weis, daß die Nachfrage auf den Weltmärkten immer 
noch so gering und das Angebot so groß war, um 
einen Preisanstieg zu verhindern, so daß ohne den 
Minimalpreis noch ein weiterer Sturz erfolgt wäre. 
Die Erwartung, die an die Neubildung und Festigung 
der deutschen Verbände und an die mit ihr ver- 
bundenen besseren Aussichten für die Verlängerung 
der Internationalen Rohstählgemeinschaft vielfach 
geknüpft worden ist, hat sich bisher nicht erfüllt. 
Der Drang nach Ausfuhr ist wie in den Franken- 
ländern so besonders auch in Deutschland bei der 
Lage des inneren Marktes der gleiche geblieben. 
Für Dezember stellte der Bericht in „Stahl und 
Eisen“ eine weitere ungünstige Entwicklung der Ge- 
samtlage fest: auf dem Inlandmarkt hielten Handel 
und Verbrauch mit Abschlüssen zurück; verschie- 
dene Werke waren gezwungen, Feierschichten ein- 
zulegen und Stillegungen vorzunehmen, und durch- 
weg mußlen die Werke zu einer kostspieligen 
Lagerhaltung übergehen, wie der Unterschied 
zwischen Erzeugung und Versand deutlich zeigt. 
Auflragseingang und -bestand lagen zum Jahres- 
schluß tiefer als je seit dem Krisenjahr 1926. 
Die Herstellungsmengen haben, wie ausdrücklich 
hervorgehoben wird, doch nicht immer Beweiskrafi 
auch nur für den mengenmäßigen Grad des Ge- 
schaflsganges. (Die  vorsichlige Dividenden- 
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Metallpreise in Berlin im Januar 1930. 
Die Notierungen verstehen sich für 1 Kilo in Reichsmark 
AAT MET le We ae | 20.1. 31.1. 
Nach Feststellung der Vereinigung für M. | | 
die Deutsche Elektrolytkupfernotiz: | 
Es notierten: | 
Elektrolytkupfer wire bars 1,26 1,70% 1,7044 . 1,70%/2 1,704 4 1,70%4 
Nolierungen der Kommission der | 
Berliner Metallbörse: 
Originalhüttenaluminium 98—99% in i 
Blocken, Walz- oder Drahibarren . 1,60 1,90 1,90 1,90 1,90 | 1,90 
do. in Walz- oder Drahtbarren 99% . == 1,94 1,94 1,94 1,94 | 1,94 
Reinnickel 8-9% . . 2...» 3,25 3,50 8,50 3,50 3,50 3,50 
Antımon Regulus . Ak 0,47 0,62—0,66 | 0,59—0,63 0,59—0,63 0,59-0,63 | 0,57- 060 
Silber in Barren ca, 900 fein . 77,50 62,25— 64,25 | 61,50—63,50 | 63,00—65,00 | 63,25--65,25 60,50— 62,50 


bemessung beim Stahlverein irok gewachsener 
Liquidität kennzeichnet die Auffassung an der 
führenden Sielle der Eisenindustrie.) Die Eisenaus- 
fuhr konnie sich durch die Quoteneinschränkung der 
I.R.G. bei leicht anziehenden Preisen vorüber- 
gehend bessern, aber die erhoffte durchgreifende 
Erholung vermochte fich nicht durchzusebßen. 

Die erwartete Belebung der Ausfuhrmärkte ist, 
wie verlautet, auch im Januar nicht eingetreten; die 
Zurückhaltung der Verbraucher namentlich von 
Uebersee her hat sich vielmehr weiter verstärkt, und 
man bieiet für kontinenlales Material wieder niedri- 
gere als die im November vereinbarten Preise, 
Angebote, die von den Herstellern im Interesse 
der Marktstabilisierung abgelehnt werden. Am 
Binnenmarkt ‘geht es auch nach der Erneuerung 
der Verbände nicht anders. Er ist wohl etwas 
lebhafter geworden, aber nur für die nofwen- 
digsten‘ Mengen, weil die Vertragshändler ab 
1. Februar höhere Rabatte erhalten, sofern sie 
größere Mengen als 15000 t beziehen. Dem 
etwas gehobenen Auflragsbesiande sind die Spe- 
zifikationen nicht gefolgt: ihr Stand ging noch in 
der zweiten Januarhälfte täglich zurück, und die 
Werke waren genötigt, immer mehr Feierschichien 
einzulegen, da sich weder von der Bautätigkeit her 
noch vom Geldmarkt bessere Aussichten erölfneten. 
Bei den bisher nicht vom Stahlwerksverband kon- 
trollierten Erzeugnissen liegen vom Röhrenmarkt 
weiter ganz ungünstige Berichte vor, und ebenso 
war die Stimmung am inländischen Drahtmarkt ziem- 
lich gedrückt; nur das Ausfuhrgeschäft in Drähten 
hat sich im Laufe des Jahres 1929 gehoben, und der 
Internationale Walzdrahtverband hat für das erste 
Quartal 1930 für den Export eine Produktions- 
steigerung um 10 000 ł beschlossen. 

So beruhen einstweilen alle Hoffnungen auf dem 
Fortschreiten des Verbandswerkes. Ein Mitielblech- 
verband an Stelle der bisherigen lockeren Preis- 
konvention ist fertig; er soll dem Grobblechverband 
angeschlossen werden, und mit dem Feinblechsyndi- 


kat scheint man gleichfalls auf guiem Wege, Die 
Schwierigkeiten beim kontinentalen Röhrenverband, 
von deren Behebung die Fortdauer auch des inter- 
nationalen Verbandes über 1932 hinaus abhängt, 
sind noch nicht behoben. Dagegen macht die Neu- 
organisation der Internationalen Rohstahlgemein- 
schaft sichtliche Fortschrile. Die Produktionsein- 
schrankung von 10 v. H. gegenüber Oktober 1929 
wird einsiweilen beibehalten. In Frankreich soll am 
15. Februar das neue Blechkontor ins Leben treten, 
und auch in Belgien, an der Stelle des bisherigen 
größten Widersiandes, kommt man mit den Ver- 
bandsgründungen vorwärts. Die I.R.G. selbst 
hat die Errichtung einer Internationalen Export- 
stelle beschlossen, die ab 1. Februar in Kraft 
ireten soll, und die Beteiligungen auf Grund der 
Ausfuhr von 1928 und der ersien zehn Monate 1929 
festgelegt, während die weitere Organisation in den 
lekten Januartagen beraten und die schwierigen 
Verhandlungen über die Gründung internationaler 
Verkaufsverbände unmittelbar angeschlossen wer- 
den sollten. 


Die Lage des Metallmarktes 
im Januar 1930. 


Von Fachseite wird uns berichtet: 

Im ersten Monat des neuen Jahres hat das Ge- 
schäft nur sehr geringen Umfang annehmen können. 
Es erweist sich immer wieder, daß die Unsicherheit 
über die Preispolitik des Exportkartells eine er- 
hebliche Hemmung für den Konsum bedeutet und 
vor allen Dingen dazu führt, daß sich die Ver- 
braucher in ihren Käufen die größtmöglichste Be- 
schränkung auferlegen und nur das im Augenblick 
dringend benötigte Material einkaufen. 


Auch das Altmetallgeschäft war infolgedessen 
nicht sehr lebhaft, ebenso hielten sich auch die 


Metallterminumsäbe an der Börse auf mäßigem 
Niveau, ’ 
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Kupfer lag in London anfangs fester, so daß der 
Preis von 69% £ bis auf 72 £ per ton anzog, später 
ging jedoch ein Teil dieses Gewinns wieder verloren. 
Der Kartellpreis blieb unverändert 18,30 cts. per Ib. 
Die überaus ungünstige Januar-Statistik, die eine 
neuerliche Erhöhung der Vorräte um ca. 40% auf 
rund 171 000 short-Ions aufweist, hat auf die Kurs- 
gestaltung keinen wesentlichen Einfluß ausgeübt, 
was wohl einmal damit zusammenhängt, daß der- 
arlige Zahlen schon erwartet worden sind und 
zweitens wohl auch auf Stükungskäufe des Kartells 
zurückzuführen sein dürfte. Die heimischen Abliefe- 
rungen haben sich im Dezember um weitere 11 000 
shorł-tons auf rund 58000 short-tons, die Exporte 
um rund 2000 short-tons auf 36 000 short-tons ver- 
ringert, während die Produktion nur um rund 7000 
short-tons auf 138 000 short-tons zurückging. Auch 


die Rohkupferbestände haben eine Zunahme und _ 


zwar um rund 8500 short-Ions erfahren. 


Zinn war von neuem schwach und verlor fast 
10 £ per ton. Es ging von 180% £ per ton bis auf 
170°Is £ per ton herunter und konnte sich erst zum 
Schluß des Berichiszeitraums ein wenig erholen. 
Die Vorräte sind um rund 2600 tł auf 27 724 } gestie- 
gen und damit rund 4000 t größer als Ende des 
Jahres 1928 und rund 12.000 t größer als Ende 1927. 
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Die vielfach gemeldeten Bestrebungen zur Ein- 
schränkung der Produktion können natürlich in den 
vorliegenden Zahlen noch keinen Ausdruck finden. 
Die Kursbewegung in London zeigt, da man dort 
diese Projekte nach wie vor skeptisch beurteilt. 

Blei. Die Schwankungen hielten sich hier wieder 
in engen Grenzen. Gegen Ende des Monats lautet 
die Notiz 21°/s £ per ton gegen 217s £ zu Monats- 
beginn. In New York war der Kurs unverändert 
6,25 cłs. per Ib. 

Zink. Am Zinkmarkt ist ebenfalls keine wesent- 
liche Veränderung des Kursniveaus eingetreten. Die 
belgische Zinkproduktion hat sich in den lekten 
Monaten wieder eiwas ausgedehnt, war aber immer 
noch 8500 ł kleiner als im Jahre 1928, während die 
englische Produktion eine Erhöhung um ca. 3000 t 
aufzuweisen hat. Die amerikanischen Vorräte haben 
im Dezember wiederum eine Zunahme, und zwar um 
rund 14000 short-tons auf 77000 short-ions er- 
fahren, da die Produktion um ca. 1000 short-tons 
gestiegen ist, während die Ablieferungen um ca. 
7000 short-tons zurückgegangen sind. Infolgedessen 
ist auch der New-Vorker Preis von 5,45 cts. per Ib. 
bis auf 5,05 cts. per Ib. heruntergeseßt worden. 
Später fand allmählich wieder eine Erhöhung bis 
auf 5,25 cis. per Ib. statt. 


Metallnotierungen in London und New York im Januar 1930. 


Durch- 


TE raai 


el 1950 Ei 10.1. 15.1 20.1. 2.1. 
für 1914 
a e aall 
London: 
Silber loco!) 25,37 21,12!/2 20,62%, 20,83V4 21,372 21,064 20,78%/4 
Bliefenung)” = = 21,122 20,561/4 20,433/4 20,87 "a 20,81 1⁄4 20,50 
Gold?) . ca. 85,00 84,114 84,11; 84,111 — 84,113/s 84,111/2 
BIGTI a e anA T 13,00 13,00 13,00 13,00 13,00 12,50 
71,37V2 bis 70,1242 bis 71,50 bis 72,00 bis 72,122 bis 71.50-72.00 
Kupfer per Kasse?) 59.11,3 71,50 70,25 71,6212 72,25 72,25 3 Š 
70,00 bis 68,87 1/2 bis 69,75 bis 69,25 bis 68,50 bis 68,12'/2 bis 
per 3 Monate?} 60.7,9 70,122 69,00 69,87%2 69,37 !/a 68,62 "/a 68,50 
„ Best selected?) 64.8,8 | 75,50—76,75 | 75,50 --76,75 76,75 — 78,00 | 77,00—78,25 | 76,50— 77,75 | 76,50 77,75 
Strong sheets?) — 110,00 110,00 110,00 110,00 110,00 110,00 
„  Electrolyt?) 62.5,6 | 83,00- 83,75 | 83,00 - 83,75 83,25 83,75 | 83,25—83,75 | 83,25— 83,75 | 83,25 - 83,75 
Blei?) 18.13,9 21,431/⁄2 21,37 '/a 21,43%4 21,56%/4 21,50 21,56%4 
Zink?) 23.6,8 19,75 19,437 19,433/4 19,25 19,56¢/4 19,8 11⁄4 
180,25 bis 175,00 bis 176,75 bis 174,87!/ bis 173,75 bis 172,50 bis 
Zinn?) 51.2,9 180,37 '/a 175,12!/2 177,00 175,12" 174,00 172,75 
Aluminium | 
Inland?) . . | 82,00 95,00 95,00 95,00 95,00 95,00 95,00 
Ausland?) . J 100,00 100,00 100,00 100,00 100,00 160,00 
New York 
Silber Ausland’) . 54,811 — | 44,75 44,50 46,25 45,372 44,25 
Kupfer Electrolyt’) . 13,602 18,00 | 18,00 18,00 18,00 18,00 18,00 
Blei?) r 3,862 6,25 6,25 6,25 6,25 6,25 6,25 
Zınk?) 9,213 5,45 5,40 5,25 5,15 5,121/2 5,221/2 
Zinn’) 34,30 389,621/2 38,75 39,25 38,87 a 38,372 38,37V/a 
aedon: o) Inn rig ne en are f Unze, ?) In £ für Il. Yin £ für t Unze; inoffizielle Notierung. 
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Uebersee-Notierungen von Wolle 
{auf Grund fachmännischer Information), 
31.7.1914 15.10.1929 | 15.11.1929 | 14.12.1929 15. 1. 1930 
EEN Beer KT M. 20,43 | 20,40 RM 20,39 RM | 20,375 RM 20,37? RM 
. .p.ib | RMp.ka | d.p. Ib | RMp. p. 
Austral A/2A fleeces, Schweißwolle, gap = 4 Mp.kg | d.p.Ib | RMp.kg | d.p.ib | RMp.kg 
etwas fehlerhaft, für guten A/2A 2 
Randelszugm e a b ke 3112 | 5,907 33 6,14 31 5,80? 30 5,62? 
Buenos Aires Schweißwolle D 1, gute 
Mutlerwolle, Spinnergualität, wenig 
Kielen aa N AN: 21 3,91 21 3,91 193 | 3,48 17a | 3,08 


Die Preise verstehen sich cif Bremen bzw. Hamburg. 


Die Krisis am Silbermarkt. 


Die Silberpreise haben im Verlauf des Monats 
Januar einen Tiefstand (20,3 d) erreicht, wie er seit 
dem Jahre 1833, also seitdem eine Silbernotierung 
in London statifindet, nicht vorgekommen ist. Noch 
zu Beginn des Jahres 1929 stellte sich der Dreis 
per Unze Standard (31,04 g) auf über 26 d gegen- 
über einem Durchschnittspreis von 25,3 d im Jahre 
1914. Der außerordentliche Fall des Silbers ist in 
erster Linie dadurch zu erklären, daß die Silber- 
produktion bei einem gleichzeitigen Rückgang der 
Nachfrage gestiegen ist. Silber wird hauptsächlich 
als Nebenprodukt bei der Blei-, Kupfer- und Zinn- 
erzeugung gewonnen. Infolgedessen nimmt die 
Produktion auf die Marktlage nicht enisprechende 
Rücksicht. Für das Jahr 1928 machte die Silber- 
produktion etwa 8000 } aus gegenüber rund 7000 1 
im Jahre 1913. Auf der anderen Seite ist der 
Konsum nicht entsprechend gestiegen. Einmal hat 
die immer mehr und mehr zum Durchbruch ge- 
langende Goldwährung das Silber in starkem Maße 
verdrängt. Eine ganz besondere Rolle hierbei spiell 
Indien, das früher als einer der Hauptabnehmer 
von Silber in Frage kam. Auch China, dessen 
Uebergang zur Goldwährung aller Wahrscheinlich- 
keit nach bevorsteht, und dessen Wirtschaft so 
stark unter den Unruhen gelitten hat, kam als 
Käufer von Silber lange nicht mehr ın dem Maße 
in Betracht, wie noch in den vergangenen Jahren; 
ja, im Gegenteil, aus China sind nicht unweseni- 
liche Bestände von Silber sogar in der lebten Zeit 
auf den Markt gekommen. — Die indusirielle Ver- 
wendung des Silbers konnte demgegenüber ein 
entsprechendes Aequivaleni anscheinend nicht 
bieten. Die Haupterzeugungsländer für Silber sind 
bekanntlich Mexiko und die Vereinigten Staaten. 
Im leßten Jahr entfielen allein auf Mexiko eme 
Produktion von 3375 t, auf die Vereinigten Staaten 
eine Produktion von 1746 tł. Diese beiden Länder 
lieferten also nahezu zwei Drittel der gesamien 
Silbererzeugung. Der starke Sturz des Silbers hat 
nalurgemäß in diesen Ländern besonders nachteilig 
gewirkt und dazu geführt, daß man auf Gegen- 
maßnahmen bedacht ist. Die Einberufung einer 


internationalen Silberkonferenz ist beabsichtigt. Die 
Vereinigten Staaten wollen gegebenenfalls ein Ein- 
fuhrverbot für Silber bzw. prohibitive Zölle zur 
Durchführung bringen. 


Vom Wollmarkt. 


Von Fachseite wird uns geschrieben: 

Die mit großer Spannung erwartete Eröffnung 
der ersten Serie der diesjährigen Londoner Kolonial- 
Wollversteigerung fand am 21. Januar 1930 statt. 
Die Auswahl war in allen Genres vorzüglich, doch 
war die Zahl der erschienenen Käufer etwas kleiner 
als gewöhnlich. Unter Berücksichtigung der un- 
günstigen Geschäftslage der Wollindustrien in Eng- 
land und auf dem Festlande haite man mit niedrige- 
ren Preisen gerechnet, doch war der Abschlag 
größer als erwartet. Die Preise für Merinos stellten 
sich 10—15% und für Kreuzzuchten 15—20% billiger 
gegenüber den Schlußpreisen der November- 
Auktion. Die eingetretene Preisermäßigung hat da- 
zu geführt, daß sowohl die kontinentale als auch 
die englische Industrie sich bereit zeigten, auf der 
neuen Basis mit der Deckung ihres Maschinen- 
bedarfs nicht länger zu warten, daher war die Be- 
teiligung von Tag zu Tag allgemeiner und die 
Preise haben sich sogar leicht gebessert. Die 
Besserung kommt vornehmlich allen Merinowollen 
guter Feinheit zustatten, während kleine und fehler- 
hafte Merinosorten vernachlässigt bleiben. Auch in 
Kreuzzuchten, namenilich für die gröberen Sorten, 
machte sich eine bessere Nachfrage bemerkbar. 

In Australien nehmen die Auktionen einen nor- 
malen Verlauf, die angebotenen Oanlitäten sind 
zum größten Teil verkauft worden, doch mußten 
zum Schluß die Preise etwas nachgeben, um in 
Einklang mit den Londoner Werten zu kommen. 
Deutschland und Frankreich sind in Brisbane als 
Hauptkäufer aufgetreten, auch Japan hat stark 
operiert, während England sich ruhiger verhielt. 


In Neuseeland hat der englische Konsum auch in 
der lebten Zeit sich wieder etwas mehr belätig! 
zu gleicher Zeit waren deutsche und fraazopisha 
Käufer ebenfalls in mittlerem Umfange tätig. 
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uote im pannan 1930. 


bome dan N 


Juh 1914 | 6.1.1930 | 10. 1. Bde hd EEE RL: paana 25.1. 1 | mn. 30.1. 
New York W vi PVE NTT Be. 
loko in cts. pro Ib. 13,65 17,05 17,35 | 17,45 | 17,35 17,35 16,25 
Bremen M. p. kg | | 
loko in cts. pro Ib, 13,45 18,70 | 19,00 19,00 | 18,85 18,84 18,16 


Von Buenos Aires wird gemeldet, daß eine Eini- 
gung zwischen den Exporteuren und den Konsigna- 
tären erfolgt ist, so daß die Einkaufssperre dort 
aufgehoben werden konnte. 

In Montevideo verkehrt der Markt ruhig, und die 
Preise neigen sich zugunsten der Käufer. — Am Cap 
sind die Preise ebenfalls ermäßigt worden, und es 
haben sich in der lebten Zeit hauptsächlich eng- 


lische, deutsche und französische Käufer lebhaft am “ 


Einkauf beteiligt. 

In Deutschland ist die Lage der Wolle ver- 
arbeitenden Indusirie in den lekten Wochen nicht 
besser geworden, da die Kreditschwierigkeilen und 
die unsichere Marktlage den Konsum von größeren 
Eindeckungen abgehalten haben. Die Kammgarn- 
Spinner sind zwar noch für einige Monate mit Auf- 
tragen versehen, dagegen klagt die Streichgarn- 
branche über sehr schlechte Beschäftigung; nur 
einige Fabriken, die Spezialartikel herstellen, haben 
vell zu fun. 

In England beschweren sich die Kammgarn- 
spinner darüber, daß die Abnahme der alten Kon- 
trakte nur sehr langsam erfolgt, daher ist es außer- 
ordentlich schwer, die Maschinen in Gang zu halten. 
Man spricht aber davon, daß die Weber noch Be- 
darf sowohl in Merino als auch in Croßbredgarn 
einzudecken haben und man hofft, daß, sobald diese 
Aufträge an den Markt kommen, eine gleichmäßigere 
Beschäftigung möglich ist. 

In Nordfrankreich sind die Kämmereien infolge 
der reichlichen Wollankünfte wieder bis zu 80% 
ihrer Leistungsfähigkeit beschäfligt, doch sind die 
Umsäße in Kammzug nur unbedeutend. Auch in 
Garn kommen nur kleine Aufträge sowohl für ein- 
heimische als auch für Rechnung des Exports her- 
ein. Die Strickgarnspinner haben gut zu tun, wäh- 
rend die Kammgarnweber nur ungenügend be- 
schäfftigt sind. 

Auch in Italien liegt das Geschäft noch sehr 
ruhig, der Konsum operiert angesichts der schwan- 
kenden Wollpreise sehr vorsichtig. 


Vom Baumwollmarkt. 


Von Fachseite wird uns berichtet: 

Es hat wohl kaum eine Zeit gegeben wie wäh- 
rend dieser Berichtsperiode, wo dem Baumwoll- 
markt so wenig Interesse entgegengebracht wurde; 
die Preisschwankungen hielten sich demgemäß auch 
in engen Grenzen. Der am 23. Januar d. J. veröffent- 
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lichte Entkörnungsbericht zeigt die folgenden Zahlen 
(in Tausenden von Ballen); 


Entkörnung in jeder Periode der Saison: 


Ende der Penod | 1925/26 | 1926/27 | 1927/28 | 1928/29 | 1929/30 
18. Oktober 2 393 3.085 273 3190 | 3193 
1. Novemb. 1 688 2 526 1803 | 2011 | 1790 
14. Novemb, 1053 1 702 974 1159 1009 
n Dezemb 1611 1 688 843 1 239 960 
13. Dezemb 961 897 335 584 604 
16. Januar 668 1075 428 745 726 
Tota! 
bıs 16. Jan. | 15500 | 16616 | 12501 | 13889 | 14188 
noch 
unentkörnt 623 1139 282 408 _ 
Endgultig 
entkörnt | 16123 | 17755 | 12783 | 14 297 — 
Durchschnitt]. 
Bailengewichi| 499.5 506.3 506.8 506.3 — 


Wenn wir annehmen, daß von jekt ab das gleiche 
Quantum wie im Vorjahre entkörnt wird, so würde 
die diesjährige Ernte zwischen 14500000 und 
14 600000 Ballen schwanken, ein Resultat, daß 
einige 1000 Ballen unter der lebten Regierungs- 
schakung liegen würde. Bemerkenswert ist, daß die 
Entkörnung der lekten Zeit sehr viel minderwerlige 
Baumwolle aufweist, die nicht andienungsfahig ist, 
wie diese Ernte überhaupt einen großen Teil von 
low grades enthält. 

Seit Wochen verfolgt man mit großem Inleresse 
die Tätigkeit des Farm Relief Board, doch hat man 
bis jekt recht wenig greifbare Resultate gesehen. 
Es wird den Farmern nahe gelegt, ihr Areal zu 
reduzieren; doch glauben wir kaum, daß bei Preisen 
von 17%—18 Cent. für neue Erntepositionen die 
Farmer größere Reduzierungen vornehmen. 

Der am 14. Januar veröffentlichte Bericht des 
amerikanischen Census Bureau über den Verbrauch 
amerikanischer Baumwolle im Monat Dezember 
brachte folgende Einzelheiten (in Tausenden von 
Ballen): 


1929 1928 1927 
Verbrauch N. 454 534 544 
Vorräte in den Spinnereien . 1844 1741 1707 
Vorräte in den Lagerhäusern 5914 5315 5656 


Nicht nur in den Vereinigten Staaten sondern 
auch auf dem Kontinent werden die Verbrauchs- 
zahlen im Vergleich zum Vorjahre bedeutend niedri- 
ger sein, und eine Belebung des Konsums ist auch 
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Baumwollen-Garn- und Gewebe-Preise. 
Preise in Dollarcents (gemäß den Stuttgarter Börsennotierungen). 


> 13.727 11. 29 
15. 6. 1914 11.9.29 en m | 93.10.29 11418. 12, 29 
Engi. Trossel, Warp- und Pinkops M. | 
Nr. 20 . ‚ cis.prokg | 1,80—1,86 65—67 66—68 67-9 | 68-70 66-68 
age INT. 30: o DAB Men 2,06 — 2,12 77 77—19 78 - 80 79-81 77-79 
gak, Nido a Prz 2 PA Fu 2,14—2,18 77—79 79—81 80- 82 81—83 79—81 
EnglTPinkops Nr Aare sr 2,14—2,18 80—82 82—84 83—85 84—86 82—84 
Baumwollgewebe 
88 cm Creionnes 
16116 pr. % frz. Zoll aus 20/20 „ „ m | 0,29%2—0,80 | 11,5-11,7 | 11,7—119 | 11,7—11,9 | 12,2—12,4 12,2—12,4 
88 cm Renforces 
18/18 pr. % trz. Zoli aus 30/30 „ „ „ = 10,3—10,6 | 10,5 —10,8 | 10,5—10,8 | 10,9—11,2 | 10,9—11,2 
92 cm glatte Cattune od Croisés 
19/18 pr. 1⁄4 frz. Zoll aus 36/42 „p „ » 0,223/4—0,23 8,9—9,1 9,1—9,3 9,1—9,3 9,3—9,5 9,3—9,5 


für die nächste Zeit in erheblichem Ausmaße kaum 
zu erwarten. Es ist heule schwerer denn je, sich 
über die zukünftigen Bewegungen des Baumwoll- 
marktes eine Meinung zu bilden. Auf der einen 
Seite ist es die Farm Board, die mit ihrer’ ge- 
gebenenfalls einsekenden Stükungsaktion den 
Baissiers immer wieder Zurückhaltung auferlegt, und 
auf der anderen Seite ist der Geschäftsgang zu 
Hausseoperationen nicht ermutigend. 
Beachtenswert ist, daß die amerikanische Baum- 
wolle heute im Vergleich zu indischer, ägyplischer 
und anderer exotischen Baumwolle verhältnis- 
mäßig hoch steht, und viele Amerika-Spinner sind 
dazu übergegangen, andere Provenienzen zu ver- 
spinnen. Die Anstrengungen außeramerikanischer 
Baumwollpflanzer sind heuie sehr groß, und den 
meisten ist infolge billigerer Arbeitslöhne und 
Lebensbedingungen die Möglichkeit einer rationellen 
Produktion gegeben. Falls die amerikanischen 
Farmer nicht darauf sehen, daß sie durch gute 
Düngung und erstklassigen Samen in der Lage sind, 
hochklassige Ware zu produzieren, werden sie 
immer mehr die Konkurrenz des Auslandes fühlen. 


Zur Lage 
der sächsischen Textilindustrie. 


Aus Chemnik wird uns geschrieben: 

Baumwollspinnereien: Die Situation hat sich im 
Januar in keiner Weise gebessert. Der Beschäfti- 
gungsgrad beläuft sich auf etwa 70%. Die Einfuhr 
ausländischer Erzeugnisse hat zwar nachgelassen, 
aber nur infolge mangelnder Nachfrage, eine Be- 
lebung im hiesigen Geschäft ist damit nicht verbun- 
den. Die Preisofferten des Auslandes sind derart, 
daß sie unseren Spinnereien die Verdienstmöglich- 
keiten unterbinden. 

Auch bei den Kammgarnsp:nnereien macht sich 
die ungünstige Konjunktur in stärkerem Maße fühl- 
bar, was besonders durch zwei Zahlungseinstellun- 
gen im sächsisch-thüringischen Bezirk zum Ausdruck 
kommt Die im lebten Herbst eingetrelene Ge- 
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schäffsbelebung hat merklich nachgelassen. Die 
Exportmöglichkeiten sind durch die Konkurrenz des 
billiger arbeilenden Auslandes gesunken, man hofft, 
daß eine Verbesserung des Zollschußes die Einfuhr 
billiger Kammgarne vermindert! und unseren Spinne- 
reien besseren Absaß und Verdienst bringen wird. 


Möbelstoffwebereien: Das Geschäft ist nach Er- 
ledigung der Weihnachtsorders sehr ruhig geworden. 
Im Vergleich zum Vorjahre ist der Ordereingang im 
Januar wesentlich geringer. Das Exportgeschäfi liegt 
Schwierig, da es dabei nicht nur gilt, mit den Preisen, 
Sondern auch mit der Kreditgabe der ausländischen 
Erzeuger zu konkurrieren. Die Aussichten für das 
kommende Frühjahr sind schwer zu beurteilen, man 
gibt sich jedenfalls keinem Optimismus hin, rechnet 
im Gegenteil bei Anhallen der ungünstigen Wirt- 
schaflslage mit Arbeitseinschränkungen. 

In der Strumpfindustrie ist infolge der warmen 
Witterung die Winterware zum großen Teil liegen 
geblieben, und infolgedessen fehlte es an Nach- 
bestellungen seitens der Abnehmer. Obwohl viel- 
fach verkürzt gearbeitet wird, bleibi ein großes 
Ueberangebot von Waren, verstärkt durch Not- und 
Zwangsverkäufe. Demzufolge sind natürlich auch die 
Preise für reguläre Ware stark gedrückt. Das Aus- 
land hat für Stapelartikel wenig Interesse, da es 
diese vielfach selbst billiger herstellen kann. In 
ganz feiner Ware (42 Gramm und darüber) gibt es 
allerdings besonders ausländische Abnehmer, und 
einzelne Firmen, die im Besike entsprechender Ma- 
schinen sind, machen in solchen Artikeln noch ein 
gutes Geschäft. Dies sind aber Ausnahmen, das 
Gros der Strümpfe fabrizierenden Firmen befindet 
sich in einer sehr ungünstigen Lage, und die Aus- 
sichten auf Besserung sind gering. 

Auch in der Trikolayenbranche ist von einer 
Besserung keine Rede, da auch hier das Winter- 
geschäft infolge der Witterung stark enttäuschle und 
die Sommeraufträge nur mit großer Zurückhaltung 
erteilt werden. Größere Abschlüsse und Auftrage 
für Stapelartikel fehlen fast vollständig. Der Auf- 
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Häutepreise im Januar 1930. 
(Preise in Reichsmark für leichte Häute aller Verwertungen, unbeschädigt.) 


Juli 1914 3. 1. 1930 6./7. 1. 30 8./9. 1. 30 21./22.1.30 29. 130. 1.30 
Hamburg Leipzig Berlin f Leipzig Berlin 
7 7 
Ochsenhäute . . je Pfund f 0,64V/a—0,66 f0,701/2—0,721/2| 0,69—0,76®/4 0,70!/⁄4 0,72 0,68% 
Bullenhäute . s- mn sm m 0,66 /2— 0,69 f0,709/4—0,723/4|  0,69—0,763/4 0,711⁄2 0,72 0,70 
Kukhaute r Ser e. 0,51 0,60 0,52 0,53 0,503/⁄4 
Rindshäute . . 0,7194—0,73% | 0,69—0,76°%4 0,72"/a 0,72 0,70 
Kalbfelle, bis 9 Pfund . Br 1,06—1,15 1,80—1,343/⁄4| 0,993/41—1003/4 1,23 0,98 —0,983?/4 
Roßhäuie, 220 cm und mehr, Stück 18,50 19,00— 19,60 16,00 19,00 — 19,35 _ 


tragseingang gegenüber Anfang 1929 ist dieses Jahr 
wesentlich geringer, und auch das Exportgeschäft 
laßt zu wünschen übrig. Die Folge davon ist eine 
starke Konkurrenz auf dem deutschen Markl und ein 
Absinken der Preise. Daß einzelne Spezialartikel. 
gut gefragt sind, ändert nichts an der allgemein un- 
günstigen Geschäftslage.e Gewirkte Stoffe für 
Damenunterwäsche (Kunsiseide) gehen gut, so daß 
einzelne Firmen in zwei Schichten arbeiten können. 
Hier sind auch die Zahlungseingänge besser, wäh- 
rend im übrigen geklagt wird. 

Stoffhandschuhindustrie: Aufträge von England 
fehlen fast gänzlich, und auch Amerika hat nur in 
geringem Umfange bestellt. Bei diesen beiden 
Hauptabsaßgebieten spielen bekanntlich die Zoll- 
verhälinisse eine maßgebende Rolle, auch Mode- 
einflüsse dürften mitsprechen. Jedenfalls beginnen 
zurzeit die Lieferungen für die Sommeraufträge, und 
man hofft, daß’ Orders für nächsten Winter von 
verschiedenen Ländern demnächst einlaufen. Im 
allgemeinen ist der Beschäftigungsgrad sehr gering, 
eine Anzahl von Betrieben, zumal kleinere, haben 
fast ganz eingeschränkt, und eine Ausnukung von 
50—60% der Produktionsmöglichkeiten gilt bereits 
als relativ günstig. Wie wenig die jekige Lage in 
diesem Gewerbe befriedigt, geht daraus hervor, daß 
sich die Anzahl der Erwerbslosen in lekter Zeit fast 
um 40% erhöht hat. 


Die Lederwirtschaft im Januar 1930. 

Von Fachseite wird uns geschrieben: 

Auf dem Gebiet der Lederwirtschaft nimmt der 
Geschäftsgang mehr und mehr einen regulären 
Charakter an. Die Umsäße bewegen sich im Rahmen 
des nächsten Bedarfs, wodurch eine gewisse 
Stetigkeit des Geschäfts verbürgt wird. 

Der Häutemarkt zeigte zu Beginn des Monals 
eine leicht aufstrebende Tendenz, die indes bald 
einer Beruhigung Plab machte. Gegen Ende des 
Monats trat eine Verflauung ein. In den Preisen 
wirkte sich die wechselnde Tendenz nur in ganz 
geringem Maße aus. Eine Ausnahme von dem all- 
gemeinen Markibild machten Kalbfelle, für die 
während des ganzen Monats quie Nachfrage bei 
leicht erhöhten Preisen hervortrat. — Der La-Plata- 
Markt für Wildhäule wurde hauptsächlich durch 


nordamerikanische Käufe in Bewegung gehalten, die 
Preise zogen leicht an. In Hamburger Häute-Import- 
handel haben drei bedeutende Firmen, alles an- 
gesehene Häuser, ihre Verpflichtungen nicht durch- 
halten können, ebenso tritt eine große Schweizer 
Häutehandelsfirma in Liquidation. Die Hamburger 
Firmen haben in dem Geschäft mit den südöstlichen 
Staaten Europas größere Verluste gehabt. 

Die Lederherstellung arbeitet in der bisherigen 
vorsichtigen Weise weiter. Der Absak in Bodenleder 
war befriedigend, in Oberleder weniger qui, weil 
die Schuhindusirie seit der Arbeitspause zwischen 
Weihnachten und Neujahr noch nicht wieder voll in 
Gang gekommen ist. Der Schuhhandel erteilt die 
Frühjahrsauftraäge nur zögernd, weil Ostern und 
Pfingsten in diesem Jahre spät fallen. Diejenigen 
Schuhfabriken, die weniger Saisonartikel als einen 
billigen Gebrauchsschuh herstellen, sind befriedi- 
gend beschäftigt. Im Schuhhandel war Mitte des 
Monats eine Reihe von Zahlungseinstellungen zu 
verzeichnen, die offenbar darauf zurückzuführen 
sind, daß der Weihnachts- und Inventurverkauf nicht 
so viel Bareingänge gebracht hat, wie für die ein- 
gegangenen Verpflichtungen nötig waren. 

Die Lederhandschuhindustrie ist nur schwach 
beschäftigt. Im Inlandgeschäft bedingt der milde 
Winter einen bedeutenden Ausfall im Verbrauch 
von Handschuhen, während sich Nordamerika wegen 
der damals drohenden Zollerhöhung bereits vor 
Monaten so stark eingedeckt hat, daß der Frühjahrs- 
bedarf vorläufig nicht in Erscheinung tritt. 

Auch die Lederwarenindustrie und die Herstellung 
von Lederbekleidung haben ım Januar nur einen 
mäßigen Geschäftsgang zu verzeichnen gehabt. Für 
billige Lederwaren kommt in zunehmendem Maße 
ein Lederersak, hergestellt aus zerfaserten Leder- 
abfällen, zur Verarbeitung. Die billigen Lederersab- 
stoffe haben auch das Geschäft in Möbel- und 
Polsterleder beeinträchtigt. In Ledertreibriemen ist 
die Preislage sehr unbefriedigend, außerdem ist der 
Verbrauch infolge der Einschränkung vieler 
industrieller Betriebe geringer geworden, Technische 
Lederartikel, besonders für die Textilindustrie, 
haben unter der Konkurrenz des Auslandes zu 
leiden, das diese Waren unter qunstigeren Arbeits- 
und Kapilalverhältnissen herstellen kann. 
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Lederpreise im Januar 1930. 


Kölner Lederbörse 


1913 E s E 22./29.1.30 

Tele (nieikginm. a 

Sohlleder in Hälften ‚| 3,30—3,60 | 4,30—5,10 | 4,30—5,10 
Zahm Vache in Hälften] 3,30—4,00 | 3,90—4,20 | 3,90—4,20 
do, in Kernstłücken .| 4,20—5,00 | 5,65—6,10 | 5,50—6,10 

1 qFuß M 1 Fut RM | 1 qřuR RM 

Rindbox, schwarz . 0,95—1,10 | 1,30—1,40 | 1,30—1,40 


| 
Boxcalf, schwarz . .1 1,05—1,25 | 1,60—1,70 | 1,60—1,70] 


Vom Getreidemarkt. 


Die Tendenz, die in den lekten Monaten an den 
Weltgetreidemärkten herrschte, hat auch im Januar 
kaum wesentliche Aenderungen erfahren. Die große 
Unsicherheit im Geschäftsverkehr hielt an, und es 
gelang tro& zahlreicher Versuche bisher nicht, das 
Kaufinteresse des europäischen Konsums merklich 
zu beleben. Obgleich die überseeischen Märkte sich 
nach anfänglichen Rückgängen zu behaupten ver- 
mochten, zeigte der Weltweizenmarki später eine 
flauere Haltung, da unerwartet von russischer Seite 
Brot- und Futtergelreideangebote herauskamen, die 
die Ansäke einer Befestigung vorläufig wieder hin- 
ausgeschoben haben. Die Käufe von Australweizen, 
die von Asien her — besonders von Japan und 
Indien — getätigt wurden, vermochten die Tendenz 
nicht zu beeinflussen. Die Stimmung am Weltmarkt 
blieb nervös, da auch Nachrichten über eine ver- 
arößerte Anbaufläche in USA. bekannt wurden und 
fernerhin von Differenzen in der Leitung des 
Kanada-Pools gesprochen wurde, die jedoch sofort 
berichtigt wurden. — Gegen Monatsende vermehr- 
ten sich die Verschiffungen von La-Plata-Weizen; 
gleichfalls ging Manitobaware nach England, die 
beide auf die Preisbildung drückten, auch französi- 
sche Angebote kamen gelegenllich noch hinzu. Die 
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europäischen Käufer dagegen verblieben — wie seit 
langem schon — bei ihrer vorsichtig abwartenden 
Haltung; nur einige Käufe Italiens und Portugals 
auf ermäßigtem Preisniveau wurden beobachtet. 
Das nachlassende russische Angebot am Monals- 
ende unterstükte eine leichte Belebung des Welt- 
marktes. Eine guie Entwicklung zeigte der Saaten- 
stand auf der nördlichen Halbkugel bei dem meist 
milden Winterwetier. 

Der deutsche Weizenmarkt zeigte im Januar vor- 
wiegend ein steliges, wenn auch ruhiges Ge- 
schäft. Die anfängliche Unsicherheil, die dadurch 
hervorgerufen wurde, daß der Termin über die 
Bekanntgabe der endgültigen Zollsäke seitens der 
Regierung noch nicht fesistand, war für die Preis- 
geslaltung nicht erheblich. Die Weizenpreisschwan- 
kungen waren begrenzt und erholten sich im Ver- 
lauf des Monats, besonders, als im lekten Drittel 
das Fortbestehen des 50%igen Vermahlungszwanges, 
der für die Weizenpreise sich als wirksame Stüße 
erwiesen hatte, auch für den Monat Februar ange- 
ordnet worden war. Die Einwirkung der flauen 
Weltmarktiendenz wurde teilweise durch das kleine 
inländische Angebot aufgehoben. Einen günstigen 
Eindruck machte dann auch die Festsetzung der 
Zollsäke für Weizen auf 95 RM und für Roggen auf 
90 RM pro Tonne mit Wirkung ab 20. Januar, die 
vorerst nur für Kanada und Australien in Kraft 
treten, mit denen keine handelsvertragliche Bindung 
besteht. Gegen Monatsschluß erfuhren die Preise 
abermals einen befrächilichen Rückgang. 

Besondere Aufmerksamkeit hatte der Roggen- 
markt im Berichtsmonat. Die Unsicherheit der 
Marktlage prägte sich scharf aus, da die Export- 
möglichkeiten infolge der polnischen Unterbietung 
und des später einsekenden russischen Wettbewer- 
bes in den nordischen Ländern immer mehr zu- 
sammenschrumpften. Auch als die in die Wege ge- 
leitefen Verhandlungen mit den Polen nicht vorwärts 
kamen, gingen die Preise — teilweise auch von den 


EN . _-) EEE 


) 
New York fcts. pr. Bushel i8 
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izen Rotwinter) . 4 137%, 1321 
Weizen Harwin i 136'/4 133% 13118 130% 1291 1931 
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Preisschwankungen an den Futtermittelmärkten be- 
rührt — wegen des großen Angebotes weiter zu- 
rück. Ebenso vermochte die angenommene Zoll- 
erhöhung die Roggenpreise nicht zu stüßen, da 
angesichts der schwachen Weltmarktiendenz eine 
Entlastung der Roggenmarkte nicht erfolgen konnte. 
Eine Erholung trat erst ein, als die abgebrochenen 
deutsch-polnischen Verhandlungen wieder aufge- 
nommen wurden und mit folgender Zwischenlösung 
endigten: Polen stellt in den nachsten drei Wochen 
die Zahlungen von Exporiprämien ein, während 
Deutschland 20000 Tonnen polnischen Roggen zu 
einem vereinbarten Preise von 100 RM übernimmt. 
Ob die Besprechungen das Ziel, die Bildung einer 
deutsch-polnischen Exportvereinigung, bald erreichen 
werden, ist bis jekt nicht zu übersehen. Auch die 
angestrebte Propagierung eines vermehrten Roggen- 
brotkonsums durch behördlich zu treffende Maß-. 
nahmen beeinflußle die Stimmung, so daß die 
Roagenpreise einen Teil der Verluste aufhollen. Die 
Preisdifferenz zwischen Roggen und Weizen bleibt 
aber noch immer groß; sie macht jekt 80 RM pro 
Tonne gegen 82 RM Ende Dezember aus. 


Die Futtermittelmärkte hatten ebenfalls Preis- 
verluste zu verzeichnen, da die Umsäke gering 
waren. Gute Braugerste fand keinen Absaß. Das 
greße Angebot in Futtergerste führte zu Preisnach- 
lassen, weil durch die Zollerhöhung zum Jahres- 
beginn reichliche Voreindeckungen stattgefunden 
hatten und keine Nachfrage bemerkbar wurde. Auch 
die Angebote von russischer und Donauware fanden 
keine Aufnahme. — Die deutschen Gerstenpreise 
ermäßigten sich dann auch im Januar um 12 RM auf 
175 bis 187 RM pro Tonne. — Der Export deutschen 
Hafers, dessen Angebot sich im Januar vergrößert 
hatte, war durch die Konkurrenz am Weltmarkt sehr 
behindert, und die Haferpreise gaben nach. Die 
Befestigung am Roggenmarkt bzw. die Regelung 
mit Polen führte zur Verringerung des Hafer- 
angebotes, so daß ein leichtes Anziehen der Preise 
sich durchseßte. — Für Mais wurden die argentini- 
schen Ernteaussichten günstig beurteilt, da Nieder- 
schläge die Saatenentwicklung förderten. Erwäh- 
nenswert ist das Scheitern der Verhandlungen wegen 
der Zentralisierung des Maisverkaufes aus den süd- 
osteuropäischen Ueberschußländern. Die billigen 
deutschen Futtermittel hinderten den Maisabsaß in 
Deutschland, so daß gelegentliche Maisnolierungen 
weitere Ermäßigungen zeigten. 


Die Terminmärkte waren im allgemeinen ruhig; 
sie hatten kein bedeutendes Geschäft zu verzeich- 
nen. Es notierten im handelsrechtlichen Liefe- 
rungsgeschäft am 34. Januar: 


| Marz 1930 | Mai 1930 | Juli 1930 
Weizen | 252-251 | 265 2645 | 270—270 
Roggen | 177—177) | 1891n 18414 184184 
Hafer 142 1491 152" 
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Die deutsche Ernte 1929. 


Die Ergebnisse der amllichen Ernieermiltlung für 
1929 bestätigen die Erwartungen auf einen im 
allgemeinen befriedigenden Ausfall der diesjähri- 
gen deulschen Ernte. Nach den endgültigen, auf 
Grund von Druschproben vorgenommenen Ermitt- 
lungen der Ernieerlrage ergeben sich für das Reich 
im ganzen bei nachstehenden Fruchtarten folgende 
Gesamtmengen lin 1000 t): 


1929 | 1928 | 1927 | 1926 
Wintenmoggen .. =. 8052 8401 6738 | 6321 
Sommerroggen 103 121 95 85 
Winterweizen 3047 3462 2979 2356 
Sommerweizen 283 392 301 212 
Winterspelz . 151 168 138 129 
Wintergerste 881 460 399 332 
Sommergerste 2800 2887 2339 2131 
Hafer . ATOAN 7383 6996 6347 6325 
Gemenge aus Getreide 
allei tAn n 675 646 565 = 
Erbsen aller Art , 12 133 131 i 
Speisebohnen . 12 11 18 © 
Ackerbohnen 1:5 151 123 k 
Wicken 52 53 45 z 
Lupinen 2 N 34 53 61 57 
Gemenge aus Hülsen- 
früchten ohne Ge- 
treide ET. 55 58 49 g 
Gemenge aus Hülsen- 
„ früuchlen mit Getreide 199 219 185 " 
Frühkartofleln . . . .} 2826 | 2727 | 2701\) angg 
Spatkartoffeln . 37251 | 38542 | s4829/| 30031 
Zuckerrüben 11091 | 11011 | 10854 | 10495 
Runkelrüben 2120» | 22644 | 24389 | 28073 
Kohlrüben t679 | 7992 68 6 G 
Mohrrüben BIN ı 549 583 * 
Weißkohl , . { 992 821 1022 * 
Raps und Rübsen , 22 24 38 * 
keer: Te 8121 7984 9682 8589 
Luzerne N, 1563 1188 1788 1690 
Bewässerungswiesen 1852 Iss 2028 1627 
Andere Wiesen 19716 | 18878 | 21911 | 21631 


* 


Die mit einem * versehenen Fruchtarten sind im Jahre 
1927 vom Reich zum erstenmal nachgewiesen. worden, 


Im Vergleich mit der Ernte 1928, die als sehr gui 
anzusprechen war, bleiben die diesjährigen Ergeb- 
nisse bei den meisten Fruchtarten etwas zurück, 
übertreffen aber fast überall die Ergebnisse im 
Durchschnitt der lekten fünf Jahre. Bei Brotgetreide 
ergibt sich dabei ein Mehrertrag um 1,33 Mill. t = 
12,9%, darunter an Roggen um 1,04 Mill. 4 = 14,7% 
und an Weizen (einschließlich Winterspelz) um 
284 000 t = 8,8%. Die Ernte an Gerste liegt gegen- 
über dem Durchschnitt 1924/28 um 471 000 t = 17,4% 
höher, während bei Hafer ein Mehr um 1,2 Mill, t = 
19,4% fesizustellen ist. An Kartoffeln ist die neue 
Ernte gegenüber dem funfjährigen Mittel um 
2,68 Mill. t = 7,2% größer ausgefallen, an Zucker- 
ruben um 501 000 1 = 4,7% und an Runkelrüben um 
587 000 t = 2,5%. Eiwas zurück bleiben die Erlräge 
der neuen Ernte gegenüber dem Durchschnitt der 
lekten fünf Jahre nur bei Heu, und zwar bei Wiesen- 
heu um 1,19 Mill. t = 5,2%, bei Kleeheu um 713 0001 

8,1% und bei Luzerneheu um 24000 1 = 1,5%. 


Zur Lage des Viehmarktes. 
(Bericht der Viehzentrale G.m.b.H,, Berlin-Friedrichsfelde.) 
Abgeschlossen am 27, Januar 1930. 

Während auf dem Roggenmarkt die Krisis ihren 
Höhepunkt erreicht haben dürfle, wird jekt auch die 
Lage auf dem Viehmarkt immer verworrener. Seit 
Monaten wird auch hier für die Rinderpreise von 
einer Siukungsaktion gesprochen, die aber bis jeki 
nur das eine Ergebnis zeiltigte, daß die ausländi- 
schen Zufuhren eine weitere Zunahme erfahren 
haben, während auch für inländische Qualitäisware 
troßk der inzwischen erhöhlen Zölle eine weitere 
Preissenkung festzustellen ist. 

Wenn man die Ergebnisse der Viehzählung vom 
2. Dezember v. J. mit den Ergebnissen des Vor- 
jahres vergleicht, so ergibt sich bei Rindern ein 
weiterer Rückgang der Bestände um 2,2%, welcher 
naturgemäß allein schon eine Preissteigerung ver- 
ursachen müßte. In Wirklichkeit sind aber die Rind- 
viehpreise von allen Viehgaltungen am niedrigsten 
und nur zu erklären infolge des verminderten Ver- 
brauchs, nachdem auch der niedrige Preis keine 
Steigerung für 1929 aufzuweisen hat. Die Marki- 
zufuhren gestalteten sich gegenüber dem Vorjahre 
in allen Viehgattungen geringer. Da aber infolge 
Rückganges des Verbrauches dem verminderten 
Angebot auch schwächere Nachfrage gegenüber- 
stand, konnten die im Dezember teilweise niedrigen 
Preise sich nicht halten, sie gingen vielmehr von 
Markt zu Markt, besonders für mitllere und gerin- 
gere Qualilälen, zurück. Auch Qualitälstiere wurden 
hiervon beeinflußt, so daß der Preisrückgang bis 
zum Berichistage 5—4 Pf. per Pfund betrug. Ver- 
gleicht man die Preise mit denen des Vorjahres um 
die gleiche Zeit, so stehen dieselben heute aller- 
dings um elwa 2 Pf, per Pfund höher. 

Auf dem Kälbermarkt gestaltete sich die Lage 
keineswegs viel besser. Hier war der Preisrück- 
gang allerdings auffallender. Derselbe ist aber zu- 
rückzuführen auf die starke Preissleigerung während 
der Festlage im Monat Dezember, wo infolge er- 
höhten Bedarfs die Preise in Berlin auf über 100 
und in Köln bis 120 Pf. per Pfund gestiegen waren. 
Die Zufuhren waren auch hier geringer, so daß bei 
der im Monat Januar regelmäßig eintreienden saison- 
mäßigen Abwärtsbewegung mit niedrigeren Prei- 
sen gerechnet werden konnte. Der Preisrückgang 
beträgt rund 10%. Auch bei Kälbern ergibt sich bei 
einer Gegenüberstellung der Preise im Januar eine 
Steigerung von 16% gegen die gleiche Zeit des 
Vorjahres, 

Die Lage auf dem Schafmarkt war sehr schwan- 
kend. Während für gute Lammer sich regelmäßig 
bessere Nachfrage zeigte, war das Angebot an 
Schafen eiwas zu reichlich, so daß bei größerer Zu- 
rückhaltung der Käufer auch hier Preisrückgänge 
nicht zu vermeiden waren. In den lebten Tagen des 
Monats war die Nachfrage etwas lebhafter, so daß 
der Rückgang der Preise einigermaßen weligemacht 
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werden konnte. Gegen Schluß des Monats war in- 
folgedessen keine Preisveränderung festzustellen, 
dagegen sind die Preise im Vergleich zum Vorjahre 
um etwa 8—10% höher. 

Etwas ruhiger gestaltete sich die Preisbewegung 
auf dem Schweinemarkt. Trokdem die Aufiriebe noch 
keine wesentliche Steigerung, wie allgemein er- 
wartet wurde, zeigen, vielmehr im Vergleich zum 
Vorjahre wesenilich geringer sind, ist die Tendenz 
besonders in den lekten Tagen eine ziemlich ruhige 
gewesen. Die Lage ist aber durchaus unklar, so daß 
auch die vor einigen Tagen bekanntgewordenen 
Zahlen des Schweinebestandes keine weitere Be- 
unruhigung hervorriefen. Positive Schlußfolgerun- 
gen hieraus zu ziehen, wäre gewagt, denn ebenso 
wie seit längerer Zeit der Roggenpreis politisch 
beeinflußt wird, kann man von politisch beeinflußten 
Schweinepreisen sprechen. Die vielen Ratschläge 
hinsichtlich der künflig zu betreibenden Schweine- 
mast verwirren die Landwirte dermaßen, daß nun 
viele nicht mehr wissen, was sie tun sollen. Die Tat- 
sache, daß infolge der seitens der Regierung emp- 
fohlenen Einschränkung der Schweineproduktion 
und demzufolge ungenügenden inländischen Zu- 
fuhren eine erhöhte Einfuhr ausländischer Tiere um 
mehr als das Doppelle erforderte, läßt sich nichi 
leugnen. Diese Maßnahmen kamen leider in erster 
Linie dem Auslande, das zu hohen Preisen seine 
Schweine in Deutschland abseken konnie, zugute. 

Auf der anderen Seile erfordert der Ueberschuß 
an Futiergetreide mangels anderer kostspieliger 
Experimente Absaß durch eine vermehrle Verfütte- 
rung. Trok aller gut gemeinten Ratschläge besteht 
zurzeit keine andere Möglichkeit, die den Markt be- 
lastenden Roggen- und Fullermengen loszuwerden, 
als mehr „Fleisch“ zu produzieren, schon um der 
demnächst drohenden Ueberschwemmung auf dem 
Kartoffelmarkt vorzubeugen. Bis jekt trat diese 
Sorge glücklicherweise noch nicht in Erscheinung. 
Da aber in diesem Winter fast kein Zeniner Kar- 
toffeln erfroren ist, andererseils keine Aussichi be- 
steht, daß der milde Winter sich noch wesentlich 
ändert, wird zu den vielen anderen Sorgen in der 
Landwirtschaft, demnächst eine neue Absakkrisis bei 
Kartoffeln hinzutreten. Wenn den Ratschlägen der 
Regierung tatsächlich Folge geleistet würde dann 
werden wir auch weiterhin ausländisches Fleisch in 
größeren Mengen einführen und auf der anderen 
Seile Kartoffeln und Getreide mit Regierungszu- 
schüssen exportieren müssen, um überhäupt eine 
Güterbewegung landwirtschaftlicher Produkte zu er- 
möglichen. Die späteren Aussichten für quite 
Schweinepreise sind daher keineswegs sehr gunslig, 
und es wird zweckmäßig sein, nicht forigeseßt in der 
Produktion Aenderungen eintreten zu lassen. Ein 
plößlicher Frosi von wenigen Tagen kann die 
Situation der Landwirtschaft im Handumdrehen 


andern und alle scheinbar guten Maßnahmen über 
den Haufen werfen. 
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Auf dem Zucht- und Nußviehmarkt gestaltete 
sich die Marktlage ebenfalls ruhig. Die Preise haben 
durchweg einen Rückgang zu verzeichnen; nur in 
einzelnen Ausnahmefällen waren gute Milchkühe ge- 
fragt. Hier hat die im Lande herrschende Maul- 
und Klauenseuche sehr große Schäden verursacht. 
Auf manchen Zuchtviehmärkten wurde der Betrieb 
eingestellt, so daß der Verkehr mit Nuk- und Zucht- 
vieh auf einzelne lokale Gebiete beschränkt blieb 
und auch die Umsäße geringer waren als sonst im 
Monat Januar. 

Auch auf dem Ferkel- und Zuchischweinemarkt 
gestaltete sich Anfang Januar die Lage sehr ruhig. 
Es zeigie sich aber zeitweise für Ferkel lebhaftere 
Nachfrage. Desgleichen bei Einstellung von Mager- 
vieh, da man mit einem größeren Ruckgang des 
Rindviehbestandes infolge verschiedener Faktoren 
zu rechnen glaubt. 


Die Konjunktur auf dem Milch- und Butiermarkt 


war allerdings nicht derart, daß dieselbe zu einer 
erhöhten Produktion Veranlassung bot. Auch sonst 
sind infolge der drückenden Wirtschaftslage die 
Aussichten keineswegs günstig. Mit einem erhöh- 
ten Verbrauch zu rechnen, dazu besteht zurzeit nur 
wenig Hoffnung. 

Auf dem Pferdemarkt war das Geschäft bei 
geringen Umsäßen lebhafter, da der Bestand an 
Pferden immer mehr zurückgeht und in guten 
Arbeitstieren keine große Auswahl besieht. Da- 
gegen sind die Absakmöglichkeiten für geringere 
Pferde nur mäßig. Bei Beginn des Frühjahrs rechnet 
man mit einer Belebung des Marktes. 

Die Auftriebe auf den 36 bedeutendsten Schlacht- 
viehmärkten Deutschlands gestalteten sich wie folgt: 


Dezember 1929 November 1929 


lebend | geschl. | lebend | geschl. 
Rinder 124 620 | 12577 | 130225 14 277 
Kälber 123709 | 25847 | 104.468 22 585 
Schafe . 59 770 7462 78 426 9422 
Schweine 488 684 8.069 470 621 10 367 

Dezember 1928 November 1928 

lebend | geschl. | lebend | geschl. 
Rinder 117 877 11817 | 127 967 12 620 
Kälber 125 024 | 25967 | 116561 24 526 
Schafe 54 134 8755 69612 11 742 
Schweine 519 096 15484 | 509 732 16 030 


Dem Schlachiviehmarkt auf dem Zentralviehhof 
Berlin waren zugeführt: 


Schweine 
Rinder | Kälber | Schafe | Markt- |Schlachih.| _... 
auftrieb | zugeführt (ausländ. 
Januar 1930 
inkl. 24 Januar | 11 748 | 14 035 | 30 441 | 56513 | 11 504 | 20880 
Dez. 1929 . 15476] 19690|31090 | 82649 | 15477 | 17988 
Nov. 1929 . {16659 {17 830 |39 589| 87331 | 16 224 | 20 958 
Januar 1929 | 16 690 į 19 326 | 34 873| 90580 | 14473 | 7550 
Dez 1928 .|15292| 19 396 | 26 072| 97567 | 15034 | 7873 
Nov. 1928 . [17618 |19 222 |36 252 |105 349 | 17552 | 8648 
Januar 1913 | 17 974 | 12 184 | 40 447 | 102 942 — 
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Die in Berlin für Schlachtvieh gezahlten niedrig- 


. sten und höchsten Preise stellen sich wie folgt: 


1913 1929 1930 

2nmlk 3891| Ze el Tee 
Ochsen . {42—52 | 44—58 | 42—62 | 40—61 | 38—59 | 37-60 
Bullen . [41—52 f 46—53 | 43—58 | 43—56 | 42-54 | 42—54 
Kühe . z l33—45* 20—44 | 20—49 | 20—47 | 20-45 | 20—46 
Färsen . Í 88—541 36—57 | 35—56 |35-54 | 35-54 
Fresser . [38—42 | 37—46 į 36—47 | 36-45 | 35-45 35—45, 
Kälber * {37—67 1 42—82] 48—95 | 50-100! 45-90 |45—88 
Schafe .132—47 | 42— 67 | 42—67 | 38-68 | 37—65 | 40—70 
Schweine 59—66 | 68—76 | 72—84 | 74-85 | 70-85 69-83 , 


* Klasse A wurde richt notiert. 

Der Auftrieb an Nuß- und Zuchivieh auf dem 
Zucht- und Nukviehmarkt Magerviehhof Berlin- 
Friedrichsfelde betrug: 


nn 1929 | 1929 | 1928 

nk.231,| Dez. | Jan. | Dez. 

Rinder 475 | 1736 | 1985 | 1213 

Pferde 1803 | 1210 | 1640 | 1102 
Ferkel ‚und 

Läufer 2374 | 2085 | 2691 | 2049 


Als niedrigster und höchster Preis wurden auf 
dem Zucht- und Nubviehmarkt Berlin-Friedrichs- 
felde notiert: 


1929 1930 
eian 19.412229 16.1. | 283. 1. 
Milch- per Sü % f per Stu per Stück 
kuhe . | 270 —530 | 280—550 | 290— 600 ! 290-600) — 
Färsen . 270—430 | 250 — 460 | 270—480 270—480| — 
ee | per Zentner Lebendgewicht 
Jungvich]| 2 — _ 38—44 | 38—44 | — 
per Stück | per Stück per Stück 
Pferde . — 200—1200 150—1100 150—1100 150—1100 
ar e ur 16.1.” 02 
per Stuck per Stuck per Stuck 
Ferkel . | 17—27 I 20-38 I 25—45 | 28-50 | 30-54 
Läufer . | 27-67 | 38—76 | 45-85 | 50-90 | 54—90 


Der deutsche Viehbestand. 


Nach den im Statistischen Reichsamt zusammen- 
gesiellten vorläufigen Ergebnissen der Viehzählung 
vom 2. Dezember 1929 waren im Deutschen Reich 
(gegenüber der Winterzählung 1928) in Millionen 
Stück vorhanden: k 


Pferde 3,61 (3,72) 
Rindvieh 18,01 (18,41) 
Milchkühe . 9,35 (9,47) 
Schweine 19,92 (20,11) 

davon noch nicht 

14 Jahr alt 13,09 (12,49) 
Schafe . 3,48 (3,63) 
Ziegen 2,62 (2,89) 
Gänse 5,56 (5,66) 
Enten 3,51 (2,85) 
Hühner . 83,03 (76,00) 
Bienenstöcke . 12 (1,62) 


Gegenüber 1928 ist bei sämtlichen Großvieharten 
ein Rückgang des Bestandes eingetreten. Die Zahl 
der Pferde ist um rund 106.000 oder 2,9%, die der 
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Rinder um 406000 oder 2,2% zurückgegangen. Bei 
den Schweinen ergibt sich für die über % Jahr alien 
Tiere ein Rückgang um 787000 Stück oder 10,3%, 
für die unter % Jahr alien Tiere dagegen eine Zu- 
nahme um 600 000 Stück oder 4,8%. In der Geflügel- 
haltung ist bei den Gänsen ein Rückgang um 101 000 
oder 1,8% zu verzeichnen, während die Zahl der 
Enten um 463 000 oder 16,2% und die der Hühner um 
7 Millionen oder 9,2% zugenommen hal. Die Bienen- 
stöcke weisen ein Mehr von 99000 oder 6,1% auf. 


Vom Zuckermarkt. 


Aus Magdeburg wird uns geschrieben: 

Die lekten vier Wochen brachten dem Weiß- 
zuckermarkt einen erneuten Preisrüuckgang von ca. 
1 RM per Zeniner, ausgehend vom New - Yorker 
Markt. Damit wurde am 22. Januar der niedrigste 
Stand vom 12. Juni vorigen Jahres erreicht, an 
welchem Tage die Notierung für August-Lieferung 
an den deutschen Terminmärkten für Weißzucker 
fob Hamburg 9,50 RM per Zentner lautete. Die Ur- 
sachen zu dieser Abschwächung sind in dem fort- 
währenden Druck des Angebotes zu suchen, dem- 
gegenüber die Nachfrage keine entsprechende war, 
sowie in der Lösung der umfangreichen am New- 
Yorker Markt seitens der Spekulation in Erwartung 
der Annahme der erhöhten Zollvorlage seitens der 
amerikanischen Regierung eingegangenen Hausse- 
Engagements, nach dem der Senat den bezüglichen 
Gesekeniwurf zurückgewiesen hat. Es hat auch der 
Welikonsum nicht die entsprechende Ausdehnung 
erfahren, durch welche das schon vor Jahresfrisi 
vorhandene Mehr der Erzeugung hätte zu einem Teil 
absorbiert werden können. Gewiß sind die Preise 
als ungewohnt niedrig anzusprechen, aber noch ist 
nicht abzusehen, welche weitere Auswirkung die 
zwischen den hauptsächlichsien Erzeugern, Cuba 
und Java, bestehende überaus scharfe Konkurrenz 
haben wird. Es kommt hinzu, daß die Frage der 
Finanzierung der Cuba-Ernte seitens der Banken 
noch keine Regelung gefunden zu haben scheint. = 
Inzwischen irat am 23. Januar eine Befestigung ein 
auf Gerüchte, daß Cuba die Produktion der folgen- 
den Campagne auf 4000000 tons beschränken 
würde. Nachdem aber diese Meldung widerrufen 
wurde, erfolgte wieder eine Abschwächung. 

Nachstehend bringen wir die Notierungen des 
hiesigen Terminmarktes vom 24. Januar 1950: 


: Brief 

Termine Ni a 
Januar 8.80 | 8.60 
Februar 8.80 T 
März 8.80 A 5 
April 9.— 8.9 
Mai 9.10 9.— 
Augusi 9.45 9.40 
Oktober 9.60 9.50 
Dezember . . 9.65 9.55 


Tendenz: malt. 
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Tschechische Kristalle werteten am 24. Januar 
1930: Feinkorn prompt: 9/6 sh, April/Juni 9/5% sh, 
Juli/August 9/9% sh per 50 kg fob Hamburg. 

Am Inlandmarkt bewegte sich auch weiterhin 
das Geschäft in nur engen Grenzen. Eine neue Frei- 
gabe ist noch nicht erfolgt, da ein Teil der Raffine- 
rıen und Weißzuckerfabriken die frühere Freigabe 
noch nicht entsprechend verkauft hat. Wenn auch 
das Angebot seilens der zweiten Hand sich erheb- 
lich verringerte, so macht es doch noch immer den 
Produzenten durch Unterbietungen Konkurrenz. Am 
24. Januar wurde ersthändig Weißzucker, Lieferung 
prompt ca. 26,12% RM, Lieferung März ca. 26,25 per 
Zentner inkl. Sack und Steuer gehandelt. 

Infolge der Erhöhung der deutschen Produktions- 
schakung auf 1965000 tons (F. O. Licht} bzw. 
1956315 tons (deutsche statistische Vereinigung, 
Januar-Umfrage) hat die deuische Zuckerausfuhr- 
Vereinigung am 23. Januar die Ausfuhrguote von 
6% auf 12% erhöht. 

In Ausfuhrscheinen war infolge dieser bereits er- 
warteten Maßnahme in den lekten Wochen ziemlich 
lebhafte Nachfrage, und es konnten die Preise an- 
ziehen. Der Wert für Ausfuhrscheine, Basis Weiß- 
zucker, beträgt zurzeit zirka 10,95 RM bis 11,25 RM 
per Zeniner, Bezahlung 1. Februar bis 1. Juni 1930. 


Am Rohzuckermarkt blieb das Geschäft, da die 
Raftinierien sich wegen des schlechten Absakes 
weißer Ware weiterhin ablehnend verhielten, bei 
rückgängigen Preisen still. Der Wert für Erstprodukt 
Basis 88%, liegt bei ca. 15,50 RM, für Nachprodukt, 
Basis 75%, bei 12 RM bis 12,25 RM per Zentner, 
beides exkl. Sack ab mitteldeutschen Stationen. 

Der Melassemarki lag schwach. Angebot und 
Nachfrage waren gering. Die Preise gingen bei 
kleinem Geschäft weiter zurück. Mitteldeutsche Roh- 
zuckermelasse, Lieferung Februar, wertet ca. 2,50 RM 
per Zeniner, mitteldeutsche Weißzuckermelasse ca. 
2 RM bis 2,20 RM per Zentner. 

Trockenschnikel ab Mitteldeutschland werten ca. 
4,80 RM bis 4,90 RM per Zentner. 


Schäkung der Welizuckererzeugung 1929/30. 


(F. O. Licht.) 
1929/30 | 1928729 

EVOP RR a. . 8 415 000 | 8 

Nordamerika ..... 8 45000 8 en 30 
Südamerika Ed 1 765 000 1 290 000 
Afrika T A T S. 800 000 798 000 
Asien a aa 7 641 000 8 083 000 
Ozeanien ...... 624 000 630 000 
Wal AA S | 27 695 000 28 632 000 


937 000 t = 3,27 % 


Deutschland: Gesamistatistik. 


Nach amilichen Quellen haben in 
y Deutschland 
befragen während der 4 Monate vom 1. September 
bis Ende Dezember der Beiriebsjahre: 
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4 2 3 1929/30 =i 1928/29 1927/28 r 
dz dz d7 
Erzeugung 19 318 907 18 104 368 16 315 662 
Einfuhr . * 123 000 621 520 100 337 
Anfangs- 
bestande am 
i Sepi. 2 342 678 2 317 420 2 533 196 
Y Zusammen 21 784 585 21 043 308 18 949 195 
Endvorräte 
_ am 31, Dez. 15618674 | 14708552 12 133 730 
Ablieferungen 6 165 911 6 334 756 | 6 815 465 
Ausfuhr . 316053 | 175368 | 878757 
Verbrauch 
4 Monate 5 849 858 6 159 388 5 936 708 
Verbrauch . | 
i, Dez. allein 1 404 320 1 591 787 1 353 810 
Im Schätzung. 


Allgemeine sichtbare Bestände in Tonnen. 


Länder | 1927/28 


Tag | 1929/30 | 1928/29 
Deutschland . 1. 1.' 1563200 | 1 467 70) |1 206 100 
Tschechoslowakei JAN, 717400 | 689900 | 845 800 
England . ... .| 1. 1.| 401200| 284640! 278000 
Frankreich . . .| 1.12) 49600] 4338.0| 444 210 
Holland DE RT 223 100 245 500| 196 500 
Belgien ani 195 300| 218700) 181100 
Polen ee] I 536 70U 424 GuU | 296 200 
Zusammen 4132 900 | 3 764 800 | 3 447 800 

Vereinigte Staaten alle 749400 | 215600! 239600 
Kuba, Hafen 18.1. 140 600 290 300 | 151500 
Kuba, Fabriken 

und unterwegs | 18.1 121800 | 389800 73 200 
Java, Hafen und 

Fabriken . . . 12.1; 910 700 705 000 ı 588800 
Schwimmend (DC) | 17.1. | 143000 | 210.000 | 140000 

Zusammen 6 188 400 | 5 575 500 | 4 640 900 

Zus. Vorwoche 5 808 400 | 4 893 500 | 4 239 7,0 
Oesterreich . 1.1.1 88500) 67900] 59400 
Ungarn . .. .]| 121) 1355Ww| 128200) 109000 
Spanien 15.12 76 500 74 560 _ 
Kanada 30.11 102 v00 68 300 82 600 
Philippinen 1412 30 000 18 300 24 000 


Vom Kaffeemarkt. 


Aus Hamburg wird uns berichtet: 

Eine kräftige Reaktion charakterisiert die ab- 
gelaufene Berichtszeit. Mit den ersten Tagen des 
neuen Jahres beginnend, sekte eine aufwärts ge- 
richtete Tendenz für die Terminkurse ein, die nun auf 
einer eiwa 4—5 Pfennig höheren Basis ziemlich 
heflig hin und her schwanken. Nachstehende Tabelle 
zeigt die Bewegungen des Terminmarktes: 

19.12.29 13.1.30 15.1.30 16.1.30 18.1.30 


Marz 85 40 37 39 3712 
Mai 85 39 36 871/2 361/2 
Juli 85 39 353/4 871/3 86'/2 
September 85 39 35% 37a 86 


Die Reaktion scheint am New-Yorker Termin- 
markt begonnen zu haben, wohl veranlaßt durch 
Verzögerung in der Ablieferung der Konlrakte von 
Columbia. Dies bewirkte eine rege Nachfrage nach 
gewaschenen Kaffees aller Art, und die Preise hier- 
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für stiegen in den U.S. A. sprungweise um $ 2,— 
bis $ 3,—. Brasilien griff diese Gelegenheit sofort 
auf und sekte auch seinerseits die Abladungs- 
offerten herauf. 

Es zeigte sich jet die Gefahr, die darin liegt, 
daß der gesamte Welikonsum seit über einem halben 
Jahr seine Bestände immer weiter verkleinert hal 
und von der Hand in den Mund lebt. Sofort mit 
Einseßen der Reaklion war nämlich der Konsum 
allerseits mit größeren Orders am Markt und unter- 
stüßte dadurch die Aufwärtsbewegung. 

Lekten Endes kann man die Vorgange der lekten 
Wochen wohl als eine vorübergehende Reaktion 
ansehen, denn an der allgemeinen Lage des Artikels 
Kaffee hat sich nichts geändert. Die großen stocks 
in Brasilien bestehen unverändert und weitere be- 
deutende Ernten stehen bevor. Die Defesa versucht 
weiter die Preise hochzuhalten, obgleich die Brasıl- 
preise, verglichen mit den Terminkursen sowie im 
Vergleich zu „Milds“, sich am 20. Januar auf einer 
verhältnismäßig noch ungesunderen Höhe befinden 
als früher, Brasilkaffees also am meisten über- 
bezahlt werden. Brasilien nükt die augenblickliche 
Gelegenheit, Kaffees an den Konsum abzusioßen, 
nicht aus und ist in seinen Forderungen unnach- 
giebig. Zur Aufrechterhaltung seines Zinsendienstes 
hal Brasilien sogar Geld ins Ausland verschilft, 

Der Milreiskurs ist gleichzeitig mit der Kalfee- 
hausse ebenfalls wieder bis 5% d gestiegen und 
schwankt seitdem zwischen 5% d und 5% d. 


Die Forderungen betrugen am 20. d. M. für: 


Santos Superior sh 64/— 
Rio New York 5 sh 48/— 
Rio New York 7 sh 43/— 


Die täglichen Zufuhren in Santos sind wieder auf 
40 000 Sack erhöht worden. 

Bei den Milds ist der bei reichlicheren Ankünften 
erwartete Druck nichl eingetreten, im Gegenteil, die 
Preise konnten auch von der Reaktion profilieren. 
Der Handel und der Konsum hatlen in diesem Jahr 
nur wenig Kontrakte getätigt und rechnelen darauf, 
die bei den Importeuren und Konsignalären herein- 
kommenden unverkauften Partien bei Eintreffen 
billig übernehmen zu können. Da der Konsum das 
hereinkommende Quantum jedoch schlank aufnimmt, 
werden nich! nur diese Kaffees, sondern augen- 
blicklich auch schwimmende Partien zu gutem Preis 
abgesekt. Die Notierungen für den Kontrakt „F“ 
(Milds) an der New-Yorker Terminbörse begannen 
am 20. Januar 1930. 

Der Wert für „Prima gewaschene Guatemala“ 
beirägt $ 18,— für Februar-Verschiffung und $ 19% 
für nahe schwimmende oder loko Ware. 

Gewaschene Maragogypes, die lange und mit 
Recht vernachlässigt waren, sind zurzeit loko ge- 
sucht und etwas fester, da die Bestände im Augen- 
blick sehr klein sind. 

Die Slimmung des Marktes ist zurzeit sehr nervös. 
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Nachstehend die Notierungen am 20. Januar: 
Termin-Notierung für Superior Santos, vorderster 
Monat (Marz) 39 Pfennig Brief. 
Santos: 
Superior sh 64/— bis 68/— loko 
Prime sh 68/— bis 74/— loko 
Extraprime sh 76/— bis 84/— loko 
Extraprıme Hamb. Kassentype sh 59/— bis 62/-- 
loko. 
Rio: 
New York Type 7 sh 43/— bis 44/— loko 
New York Type 5 sh 46/— bis 48/— loko. 
Gew. Zentralamerikaner: 
Guatemala, Mexiko, Salvador $ 18 bis $ 24 loko 
Columbia $ 18 bis $ 22 loko 
Caracas sh 70/— bis 95/— loko 
Honduras, gewaschene, $ 16 bis $ 18 loko 
Honduras, ungewasch., und Portorico nomin. loko 
Costa Rica sh 85/— bis 130/— loko 
Maragogypes $ 20 bis $ 35 loko 
Enconge, Cazengo, Ambriz sh 55/— bis 37/— 
loko 
Amboin sh 50/— bis 53/— loko 
Mysore A-Bohne nominell. 
Preise per 50 Kilo ab Lager Hamburg. 


Vom Tabakmarkt. 


Aus Mannheim wird uns berichtet: 

Der ganze Tabak 1929er Ernte ist nun abgehängt 
und zum Verkauf gesielli. In den Haupttabakorten 
herrschie ein lebhaftes Einkaufsgeschäft. Es kam 
zu verschiedenen Kaufabschlüssen. Die erzielten 
Preise liegen zwischen 30 und 57 RM pro Zentner. 
Da das Einkaufsgeschäft sich sehr hinausgezogen 
hatte und die Pflanzer schon längst mit dem Tabak- 
geld gerechnet halten, wurde an vielen Pläßen ver- 
einbart, daß diesmal der Tabak gleich bei Ver- 
wiegung bezahlt wird. 

In alten Tabaken war das Geschäft wiederum 
ruhig, da sich das ganze Interesse auf den Einkauf 
der neuen Tabake konzentriert. Wenn sich die quie 
Stimmung für alte Zigarrenlabake auch erhielt, so 
ist die Zigarrenindustrie gegenwärtig zu gering 
beschäftigt, um größere Eindeckungen zu machen. 
Auch in Rippen kam es zu keinen größeren Kauf- 
abschlüssen. 


Zur Lage am Holzmarkt. 

Von Fachseite wird uns geschrieben: 

Die Holzwirtschaft wartet schnlichst auf eine Be- 
lebung des Geschäfts, von der aber im Berichts- 
monat noch nichts zu merken war. Wie alljährlich 
zeichnete sich der Januar durch besondere Stille auf 
der ganzen Linie aus. Aber auch abgesehen davon 
lät die Bautätigkeit immer mehr nach, nachdem die 
einzelnen in der Ausführung begriffenen Bauvor- 
haben allmählich abgewickelt werden. 

Am Berliner und ostdeutschen Markte sind die 
Preise weiter zurückgegangen. Während im gleichen 
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Zeitraum des Vorjahres beispielsweise am Berliner 
und ostdeutschen Markt kieferne Balken 74—76 RM 
notierten, beirugen die Preise für das gleiche 
Material jest 70—72 RM pro Kubikmeter. Kantholz 
kostet 55 RM, Schalbreiter 43—44 RM, auch hier 
Preisminderung. Kieferne Schneideblöcke polni- 
scher Produktion sind stärker begehrt worden und 
kommen auf ostdeutschen Sägewerken für den 
Berliner Bezirk und auch für Mitieldeutschland zum 
Einschnitt. 

Am rheinisch-suddeuischen Markt ist die Lage 
nicht vie! anders. Unsortierte sägefallende Bretter 
werden um 50 RM gehandelt. Für sägefallende 
Kanalbretter fordern Schwarzwälder Sägewerke um 
55 RM und mehr. Mit üblicher Waldkante geschnilte- 
nes Fichten- und Tannenbauholz für Listen ist auf 
54—55 RM zurückgegangen, Vorratsholz, Waggon 
frei Mannheim, 50 RM, alles pro Kubikmeter. 

Von der Wahrnehmung in normalen Zeitläuften, 
dak im Monat Januar die Rundholzverkäufe im 
Walde den Höhepunkt aufzuweisen hatten, spürt 
man nichis. Bei den ostpreußischen Rundholzver- 
käufen, insbesondere in den bedeutendsten Ver- 
kaufszentren Allenstein, Osterode, Johannesburg 
und Ortelsburg, haben sich die Preise für gute ost- 
preußische Kiefer einigermaßen in der Höhe des 
Vorjahres gehalten. 

Die Rundholzverkäufe in Süddeutschland gingen 
nur langsam voran, Trotz des geringen Absabes 
sind die Preise aber dem Vorjahre annähernd an- 
geglichen. Sie liegen für Fichten und Tannen haupt- 
sächlich zwischen 80 und 90% der Landesgrund- 
preise, teilweise auch etwas höher. Die Eichen- 
rundholzpreise zeigen dem Vorjahre gegenüber eine 
geringe Neigung nach unten. Die Spessarteichen 
fanden quien Absak. Furnierstämme erzielten pro 
Festmeter bis zu 800 RM. Rotbuchen weniger be- 
gehrt, zumal für die Schnittware keine guten Absa- 
verhällnisse besiehen. Bei der anhaltend milden 
Witterung erscheint es zweifelhaft, ob es möglich 
ist, die zum Verkauf vorgesehenen Rundholzmengen 
aus dem Walde zu bringen. Dies gilt vornehmlich 
auch für russische Schlägerungen. 

Am süddeutschen Papierholzmarkt ging es etwas 
lebhafter zu. In Mitteldeuischland herrscht einige 
Nachfrage nach Bauholz. Für Wohnhausbaulisten 
wurden 68—70 RM je Kubikmeter verlangt, für Vor- 
ratshölzer 60-62 RM, gute parallel besäumte 
Kanalbreiter 62, 63, auch 64—65 RM, Fichtenbretter 
85—88 RM. & 

Durch die Herabsekung des Reichsbankdiskonts 
sind auch die Diskontspesen der Holzgeldwechsel, 
die Stundungs- und Verzugszinsen der Länder wie 
üblich automatisch auf einen niedrigeren Sab er- 
mäßigt worden. Beispielsweise für Preußen bei 
Diskontierungen 6%, bei Prolongationen 7%%. 

Fremdländische Nußhölzer haben dem Preisdruck 
zıemlich Widerstand geleistet. An Zufuhren ist kein 
Mangel. Der Bedarf hält sich aber in Grenzen. 
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Die Bestrebungen der Sägeindustrie in der 
Tschechoslowakei auf Herabminderung der Rund- 
holzpreise angesichts des Niveaus der derzeitigen 
Schnittholzpreise scheitern an der Geschlossenheit 
der Forstwirtschaft, die ihren Verkauf straff organi- 
siert hat. Ob dieselbe aber in der Lage sein wird, 
Untergebote auch weiterhin, wie es geschehen, ab- 
zulehnen, erscheint mit Rücksicht auf die Lage und 
die Ausschaltung der deutschen Konkurrenz auf dem 
Rundholzmarkte mehr als zweifelhaft. Da der Säger 
andererseits bei den derzeitigen Schnitimaterial- 
preisen für das Rohprodukt nicht mehr anlegen 
kann, so beginnt man bereits mit dem Import aus 
Oesterreich und Polen, nicht zur Freude des 
tschechoslowakischen Waldbesibkes. 

Ein neues englisch-russisches Holzsyndikat isi 
im Januar gegründet worden. Diese Gesellschaft 
m. b. H. hat den Zweck, die für England in Aussicht, 
genommene russische Holzproduktion 1930 zu über- 
nehmen, nachdem bekanntlich die Verhandlungen 
mit der Russian Soft Wood Importers Lid. in die 
Brüche gegangen waren. Der Gesellschaft, für 
welche ein Grundkapital von 190 000 £ mit Aktien zu 
je 1 £ vorgesehen ist, gehören die größten und be- 
deutendsten englischen Holzimportfirmen an. Die 
Russen versuchen übrigens auch in überseeischen 
Ländern festen Fuß zu fassen. In Südamerika 
(Buenos Aires) sowohl als auch in Südafrika 
werden Ankünfte russischer Dampfer mit Holz ge- 
meldet. 

In Oesterreich stoßen sich starke Interessen- 
gegensäbe des Waldbesikes und der Sägeindustrie: 
Wegen dieser prekären Situation haben die öster- 
reichischen Waldbesikerverbände beim Bundes- 
ministerium für Land- und Forstwirtschaft den An- 
trag auf sofortige Aufhebung der bestehenden 
österreichischen Rundholzausfuhrabgabe gestellt. 
Die österreichische Sägeindustrie erhebt hiergegen 
unter Darlegung der eigenen Wirtschaftslage hefti- 
gen Widerspruch. 

Am 1. Januar 1930 sollte die Internationale Kon- 
vention zur Abschaffung der Ein- und Ausfuhrver- 
bote als Auswirkung der Weltwirtschaftskonferenz 
in Genf in Kraft treten, Die Ratifikation fehlt aber 
noch von Polen und der Tschechoslowakei. Wenn 
diese beiden Staaten bis zum 31. Mai 1950 die Rati- 
fikation nicht nachholen, können die übrigen be- 
teiligten 17 Länder von einer eingegangenen pro- 
tokollarischen Bindung zurücktreten. Der Wegfall 
der Ein- und Ausfuhrverbote ist für den inter- 
nationalen Holzhandel von Bedeutung. 


Der deutsche Kaliabsatz im Dezember. 


Die Abladungen der Kaliwerke im Dezember 1929 
beirugen 995942 dz Reinkali gegen 1071548 dz 
Reinkali im gleichen Monat des Vorjahres. Im 
Kalenderjahr 1929 wurden von den Kaliwerken ins- 
gesamt 14.014 164 dz Reinkali gegen 14 213874 dz 
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Reinkali im Kalenderjahre 1928 versandt. Die Ab- 


ladungen in den ersten acht Monaten (Mai bis 
Dezember) des laufenden Düngejahres betragen 
7465 715 dz Reinkali gegen 7 820 046 dz Reinkali in 
den ersten acht Monaten des Düngejahres 1928/29, 
In diesen Zahlen sind die Abladungen der Kaliwerke 
für die Exportläger des Syndikats mitenthalten 
(Reinkali in 1000 dz): 


Januar 1115,5 | 1647,4 | 2020,1 | 1903,6 
Februar . 1688,8 | 1446,8 | 2084,4 | 1828,4 
Marz , 1347,41 2330,0 | 1614,6 | 1649,2 
April . 527,1 f 1125,4 674,1 509,8 
Mai 479,3 f 773,2 | 637,6 | 480,7 
Juni ee 2 12029772] 999,5 7,82905 
Juli. , un. 0. 3 ara RA BO | 1026,0 | 3880 
August . . 1115,6 953,7 | 1086,9 | 845,5 
September 1158,6 | 1235,0 | 1408,2 | 1184,7 
Oktober 809,3 | 791,6 | 765,1 | 6374 
November . 983,8 | 846,7 | 824,6 | 683,5 
Dezember . 846,0 | 995,9 | 1071,5 | 1004,7 


Der Stickstoffmarkt im Januar. 


Im Inlande belebte sich im Januar die Nachfrage 
nach Stickstoffdünger. Die Abrufe erreichten aller- 
dings nicht ganz die Zahl der Abrufe des gleichen 
Monals im vorigen Jahr. Erzeugung und Versand 
erlitten keine Störung. Das Preisverhältnis im 
Januar und Februar ist für 1 kg Stickstoff wie folgt: 


Jan. 1930 Febr. 1930 


RM RM 
Schwefelsaures Ammoniak . 0,89 0,90 
Salzsaures Ammoniak 0,85 0,86 
Kalkammon DAVV . . 0,88 0,89 
Leunasalpeter BASF (Ammon- 
sulfalsalgeten ia. . 10, 0:92 0,95 
Montansalpeter DAVV (Ammon- 
sulfatsalpeter) . 0,92 0,93 
Kaliammonsalpeter BASF 0,92 0,93 
Kalkammonsalpeter 1 G 0,94 0,95 
Harnstoff BASF 0,94 0,95 
Kalkstickstoff . l A 0,85 0,86 
Kalksalpeter G einschl. Sack 1,06 1,06 
Nalronsalpeter 1,16 1,16 


Abruf bis 15. 1. 30 ab 16. 1. 30 


für prompte bis auf 

lieferung weiteres 
RM RM 
Nitrophoska IG | 25,50 26,— 
Nitrophoska IG |l 24,00 24,50 
Nitrophoska IG IH 25,90 26,50 


für 100 kg Ware. 


Alle Preise verstehen sich für den Bezug in gan- 
zen Wagenladungen von mindestens 15 t frachffrei 
jeder deutschen Bahnstation. 


Im Ausland war der Absak befriedigend. 
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Ausland-Rundschau. 


Diskontermäßigungen im Januar. 


Die fortdauernde Erleichterung an den internatio- 
nalen Geldmärkten veranlaßte die Niederländische 
Bank, ihren Diskont von 4%%, der seit dem 15. No~- 
vember 1929 in Kraft war, um %% auf 4% zu er- 
mäßigen, da auch am holländischen Geldmarkt seit 
Jahresbeginn weiter eine beträchtliche Geldflussig- 
keit herrschte. Der neue Diskontsak wurde ab 
16. Januar wirksam. 

Mit Wirkung ab 16. Januar sekte die Federal Re- 
serve Bank of Philadelphia ihren Diskontsak von 
5% auf 4%% herab. — Von den 12 amerikanischen 
Bundesreservebanken halten die Banken in Cleve- 
land, Dallas, Minneapolis, Richmond und St. Louis 
noch an der 5prozenligen Diskontrate fest. 

Die Oesterreichische Nationalbank hat ihren Dis- 
kontsak ab 25. Januar um %% auf 7% gesenkt, 
nachdem die Haager Verhandlungen für Oesterreich 
erfolgreich beendet wurden und auch der Wiener 
Geldmarkt eine leichtere Verfassung aufwies. Die 
lekte Diskontermäßigung von 8 auf 74% war am 
8. Dezember 1929 vorgenommen worden. 

Auch die Ungarische Nationalbank sekte ihren 
bisherigen Diskont, der seit dem 4. November 1929 
bestand, um 1⁄4% auf 7% herab, der gleichfalls mit 
dem 25, Januar in Kraft trat. 

Am 30. Januar erfolgte eine Herabsekung der 
Bankrate seitens der Bank von Frankreich von 3% 
auf 3%. Damit hat die Bank von Frankreich aus der 
außerordenllichen Geldflüssigkeit, die seit geraumer 
Zeit am französischen Geldmarkt herrscht, die Kon- 
sequenz gezogen. 

Am 31. Januar hat auch die Polnische National- 
bank die Diskontrate ermäßigt, und zwar von 8% 
auf 8%. 


Der englische Außenhandel 
im Dezember und im Jahre 1929. 


Der Weri der englischen Einfuhr betrug im Monat 
Dezember 1929 106 574540 £, was gegenüber De- 
zember 1928 eine Zunahme um 5 123 091 £ ausmacht. 
Die englische Ausfuhr hatte im Dezember 1929 einen 
Wert von 58 429 836 £, das sind 1 964 495 £ weniger 
als im Dezember 1928. 

Die Außenhandelsbilanz Englands für das Jahr 
1929 weist beim Import gegenüber dem Vorjahre 
eine Steigerung um 25 992 649 £ auf 1 221 591 062 £ 
auf. Der Export hingegen ist bei einem Gesamt- 
umsak von 729 554 967 £ nur um 5975878 £ gegen- 
über dem Vorjahre gestiegen. Bei der Einfuhr ist 
besonders der gesteigerte Ankauf ausländischer 


Maschinen mit einem Mehr von 2,5 Mill. £ erwäh- 
nenswert, während bei der Ausfuhr die Abnahme 
des Auslandverkaufs von Baumwolle bzw. Woll- 
artikeln um 9853 207 £ bzw. 4013336 £ ins Auge 
fällt. Der Kohlenexport siieg um rund 912 Mill. £. 
Steigerungen in der Ausfuhr weisen ferner Autos 
und Motorräder sowie elektrische Artikel und Che- 
mikalien auf. 


Dividenden englischer Großbanken. 


Eingezahl- Dividenden 
tes a 1913) 1926 |1927/1928| 1929 
wl% |% w|% 


| 
Barclays Bank. °. . |15 858 217J13y, A10 | 10 | 10 | 10 


\B,C14| 14 | 14 | 14 
District Bank 2 212 0001732! 1845 J18% 184, 118773 
Maine Bank 4160042| — | 16 | 16 | 16 | 16 

I1162/s 16%/s 1623| 162/5 
Lloyds Bank. . .. .j15 810 25218" 55°) 5° 5 | 5 


Manchester and 
County Bank . 


1.092 040[14,1 | 161/4 116Y/4 16Y4] 16/4 


Midland Bank . . {13 432 968] 18. | 18 | 18 | 18 | 18 
National Provincial 

Bank akt” 9 479 416| — | 18 | 18 1s | 18 

s |a 20 | 20 | 20 | 20 

Westminster Bank 9 320 157| — B121/21121/2121/2| 121/72 


A133/4 133/411334! 13V 
B121/21 121/211212 12'/2 


Williams, Deacon’s 
Banka t Tu 1 875.000} 15 


Der französische Außenhandel 
im Jahre 1929. 


Die Außenhandelsbilanz Frankreichs für das Jahr 
1929, verglichen mit 1928, zeigt folgendes Bild: die 
Einfuhr belief sich auf 59447195 t im Werte von 
58 284 624 000 Franken. Gegenüber 1928 bedeutet 
das ein Plus von 107788 t und von 4849 072.000 
Franken. Die Ausfuhr belief sich auf 39 888755 t 
ım Werte von 50072348000 Franken. Gegenüber 
1928 bedeutet das ein Minus von 1237185 t und 
von 1302381 000 Franken. 


Der schweizerische Außenhandel 
im Dezember und im Jahre 1929. 


Im Monat Dezember 1929 hat sich in den Außen- 
handelsziffern die Stagnation des wirtschaftlichen 
Tätigkeitsgrades weiter geltend gemacht. Zwar ver- 
zeichnet der gesamte Außenhandelsumsak mit 
446,1 Mill. Franken gegenüber dem Vormonat eine 
weitere Zunahme von 2,2 Mill. Franken, allein der 
Auslandabsak (177,8 Mill. Franken) weist gegenüber 
der ohnehin nicht beträchtlichen Vormonalsziffer 
eine Abschwächung von 6,1 Mill. Franken auf, wo- 
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mit eine weitere Verlangsamung der Entwicklung 
eingetreten ist. Infolge Zunahme der Einfuhr 
(268,3 Mill. Franken) um 8,5 Mill. Franken und Rück- 
ganges der Ausfuhr hat sich auch die Passiviläl 
vergrößert. Sie beläuft sich nach Abzug der nicht 
in die Handelsbilanz gehörenden Posten auf 
63,8 Mill. Franken (Vormonat 50,9 Mill. Franken). Die 
Exportiquote ist von 78,53% im Vormonat auf 73,5% 
zurückgegangen. 

Die schweizerischen Gesamtausfuhrhandelsziffern 
des Jahres 1929 stellen sich bei einer Totaleinfuhr 
von 2783,8 Mill. Franken (plus 39,1 Mill, Franken 
gegenüber 1928) und einer Totalausfuhr von 2104,4 
Mill. Franken (minus 30 Mill. Franken gegenuber 
1928) nicht erheblich höher als im Vorjahr. Die 
Steigerung ist auf eine vermehrte Einfuhr zurück- 
zuführen. Die Ausfuhrzahlen zeigen gegenüber 
dem Vorjahre einen Ausfall von 30 Mill. Franken. 
Der Passivsaldo des gesamten Warenverkehrs hat 
sich damit von 610,5 Mill. Franken im Vorjahr auf 
679,4 Mill. Franken im Jahre 1929 vergrößert. 


Der italienische Außenhandel 
im Jahre 1929. 


Im Jahre 1929 sind nach Italien Waren im Werte 
von 21 325 985 144 Lire eingeführt worden, während 
sich der Wert der Ausfuhr auf 14 886 329 901 Lire 
stellte. Der Passivsaldo der italienischen Handels- 
bilanz hat sich daher auf 6 439 655 243 Lire lim Vor- 
jahre 1928 7289 465 224 Lire) vermindert. 


Der Außenhandel Jugoslawiens. 


Die Ausfuhr Jugoslawiens betrug in den ersten 
411 Monaten 1929 rund 4,86 Mill. t im Werte von 
7143 Mill. Dinar, die Einfuhr 1,53 Mill. ł im Werte von 
6995 Mill. Dinar. Die Außenhandelsbilanz zeigt zum 
erstenmal nach 3 Jahren wieder ein Aktivum von 
147,9 Mill. Dinar. 


Der tschechoslowakische Außenhandel 
im Jahre 1929. 

Im Dezember 1929 erreichte die Ausfuhr 2151 
Mill. Kronen und die Einfuhr 1841 Mill. Kronen, 
was ein Aklivum von 310 Mill. gegenüber 250 Mill. 
im Dezember 1928 ergibt. Der Umsak von 1929 
bleibt mit 40 300 Mill. nur um 100 Mill. hinter 1928 
zurück. Die Gesamteinfuhr stieg von 19200 Mill. 
auf 19900 Mill., während die Gesamtausfuhr von 
21200 Mill. auf 20400 Mill. zuruckging, was em 
Aktivum von 497 Mill. gegen 2016 Mill. im Jahre 
1928 ergibt, Die Wareneinfuhr ist um 420 Mill. auf 
6229 Mill. gestiegen, dagegen hat sich die Ausfuhr 
bloß um 42 Mill. vermehrt. Die Rohstoffeinfuhr ist 
um 626 Mill. gestiegen und die Ausfuhr um 238 Mill. 
zurückgegangen. Die Einfuhr an lebender Viehware 
ist um 235 Mill. gestiegen, während die Ausfuhr 
um 27 Mill. zurückging. 
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Polens Handelsbilanz im Jahre 1929. 


Die polnische Handelsbilanz für das Jahr 1929 
weist ein Passivum von 299 196000 Zloty auf, was 
gegenuber dem Vorjahr eine Verminderung des 
Passiviberschusses um 554 978 000 Zloty bedeutet. 


Die russische Handelsbilanz 
im Dezember. 


Der Gesamtbetrag des russischen Außenhandels 
über die europäische Grenze stellte sich im De- 
zember auf 147,8 Mill. Rubel gegenüber 113,7 Mill. 
Rubel im Dezember 1928. Die Ausfuhr betrug im 
Berichtsmonat 77 180 000 Rubel gegenüber 68,2 Mill. 
Rubel im November 1929 und 65,8 Mill. Rubel im 
Dezember 1928, die Einfuhr 70 648000 Rubel (64,2 
Mill- Rubel bzw. 47,9 Mill. Rubel). Die Handels- 
bilanz war im Dezember mithin mit 6,5 Mill. Rubel 
aktıv gegenüber einer Aktivitai von 4,1 Mill. Rubel 
ım November und von 17,9 Mill. Rubel ım Dezember 
1928. Die industrielle Ausfuhr erreichte im De- 
zember 34,4 Mill. Rubel, das sind 12,5% mehr als 
im Dezember 1928, wobei die Manganerzausfuhr 
1,/ Mill., die von Kohle und Anthrazit 1,5 Mill. Rubel 
betrug. Die landwirtschaftliche Ausfuhr stellte sich 
auf 42,7 Mill. Rubel gegenüber 27,7 Mill. Rubel im 
November 1929 und 34,9 Mill. Rubel im Dezember 
1928. Die Flachsausfuhr betrug 9,4 Mill. Rubel 
gegenüber 4,5 Mill. Rubel im Dezember 1928. -- 
Im ersten Quartal des laufenden Wirtschaftsjahres 
1929/30 (Oktober —Dezember 1929) stellte sich der 
Gesamibetrag des russischen Außenhandels über 
die europäische Grenze auf insgesamt 424,1 Mill. 
Rubel gegenüber 346,4 Mill. Rubel im ersten Quartal 
1928/29. Die Ausfuhr betrug 220,8 Mill. Rubel (179,6 
Mill. Rubel), die Einfuhr 203,5 Mill. Rubel (166,8 Mill. 
Rubel). Die Handelsbilanz war somit im ersten 
Quartal 1929/30 mit 17,5 Mill. Rubel aktiv gegen- 
uber einer Aktivität von 12,8 Mill. Rubel in der 
gleichen Zeil des Vorjahres. 


Amerikas Außenhandel. 


Die amerikanische Handelsbilanz für den Dezem- 
ber 1929 weist einen Ausfuhrüberschuß von 123 Mill. 
Dollar gegen einen Ausfuhrüberschuß von 109 Mill. 
Dollar im November auf, und einen Ausfuhrüber- 
schuß von 137 Mill. Dollar zur gleichen Zeit des Vor- 
jahres. Der Wert des Imports wird mit 311 Mill. 
Dollar angegeben gegen 339 Mill. Dollar im Novem- 
ber und 338 Mill. Dollar im Dezember des Vorjahres, 
während der Wert des Exportes 434 Mill. Dollar 
gegen 448 bzw. 275 Mill. Dollar betrug. Für Gold 
lauten die entsprechenden Zahlen wie folgt: Gold- 
einfuhr 8 121 000 Dollar gegen 71253000 Dollar und 
24 940 000 Dollar, Goldausfuhr 72547000 Dollar 
gegen 30 289 000 Dollar bzw. 1636000 Dollar. Die 
Einfuhr von Silber halte einen Werl von 4 477000 
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Dollar gegen 5 143 000 Dollar bzw. 5 120.000 Dollar. 
Die Silbereinfuhr wird mit 6359000 Dollar an- 
gegeben gegen 8 676 000 Dollar bzw. 8 489 000 Dollar. 


Amerikas Außenhandel im Jahre 1929. 


Die Wareneinfuhr der Vereinigten Staaten ist 
im Jahre 1929 um 7%% auf 4401 Mill. Dollar ge- 
stiegen, während die Warenausfuhr nur um 2,5% 
auf 5249 Mill. Dollar zugenommen hat. Infolge- 
dessen hat sich der Ausfuhrüberschuß Amerikas 
im reinen Warenverkehr, wie aus folgender Tabelle 
ersichtlich ist, gegenuber dem Vorjahre um 189,1 


Mill. Dollar auf 847,9 Mill. Dollar verringert. 

In Mill. Dollar Einfuhr Ausfuhr Ueberschuß 
1924 3607,0 4591,0 984,0 
1925 4226,6 4909,8 683,2 
1926 4430,9 4430,9 377,8 
1927 4184,7 4865,4 680,7 
1928 4091,4 5128,4 1037,0 
1929 . . 4400,6 5248,5 847,9 
Der in den vorstehenden Ziffern nicht ein- 


begriffene Goldaußenhandel der Vereinigten Staaten 
schließt das Jahr 1929 mit einem Importüberschuß 
von 175 Mill. Dollar ab gegenüber einem Ausfuhr- 
überschuß von 391,9 Mill. Dollar im Vorjahre. 
Amerika hatte 1929, wie folgende Uebersicht der 
" Goldbewegungen zeigt, die größte Nettoeinfuhr von 
Gold der lekten fünf Jahre zu verzeichnen. 


In Mill. Dollar Einfuhr Ausfuhr Bilanz 
1924 319,7 61,6 — 258,1 
1925 128,3 262,6 + 134,3 
1926 213,5 115,7 — 978 
1927 207,5 201,5 — 60 
1928 168,9 560,8 + 391,9 
1929 291,6 116,6 — 175,0 


Die sich aus dem Warenhandel und dem Gold- 
verkehr ergebende Aktivität der amerikanischen 
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Zahlungsbilanz war somit im Jahre 1929 mit 673 Mill. 
Dollar nicht einmal halb so groß wie im Vorjahre, 
das einen Aktivsaldo von 1429 Mill. Dollar aufzu- 
weisen hatte. 


Die Entwicklung der New-Yorker 


Börsenkredite. 
6. Januar 1929 5350 (Vorj. 3810) Mill. Dollar, 
9. Febr. 1929 5669 (Vorj. 3835) Mill. Dollar, 
6. März 1929 5647 (Vorj. 3696) Mill. Dollar, 
3. April 1929 5562 (Vorj. 3979) Mill. Dollar, 
1. Mai 1929 5532 (Vorj. 4281) Mill. Dollar, 
6. Juni 1929 3284 (Vorj. 4563) Mill. Dollar, 
4. Juli 1929 5769 (Vorj. 4307) Mill. Dollar, 
7. Aug. 1929 6020 (Vorj. 4259) Mill. Dollar, 
4. Sept. 1929 6354 (Vorj. 4289) Mill. Dollar, 
2. Okt. 1929 6804 (Vorj. 4569) Mill. Dollar, 
30. Okt. 1929 5538 (Vorj. 4907) Mill. Dollar, 
6. Nov. 1929 4882 (Vorj. 4979) Mill. Dollar, 
13. Nov. 1929 4172 (Vorj. 5176) Mill. Dollar, 
20. Nov. 1929 3587 (Vorj. 5157) Mill. Dollar, 
27. Nov. 1929 3450 (Vorj. 5290) Mill. Dollar, 
4. Dez. 1929 3392 (Vorj. 5395) Mill. Dollar, 
11. Dez. 1929 3425 (Vorj. 5176) Mill. Dollar, 
18. Dez. 1929 3386 (Vorj. 5111) Mill. Dollar, 
24. Dez. 1929 3328 (Vorj. 5091) Mill. Dollar, 
31. Dez. 1929 3424 (Vorj. 5530) Mill. Dollar, 
8. Jan. 1930 3352 (Vorj. 5313) Mill. Dollar, 
15. Jan. 1930 3365 (Vorj. 5384) Mill. Dollar, 
22. Jan. 1930 3341 (Vorj. 5444) Mill. Dollar, 
29. Jan. 1930 3345 (Vorj. 5559) Mill. Dollar. 


Die japanische Handelsbilanz 
im Jahre 1929. 

Die japanische Ausfuhr erreichte 1929 einen Wert 
von 2148 Mill. Yen, die Einfuhr einen solchen von 
2216 Mill. Yen, was einem Ueberschuß der Einfuhr 
von 68 Mill. Ven gleichkommt. 


Wechselkurse der New-Yorker Börse im Jangzr 1930. 


Währung |Panität|2.1.1880| 6.1. EEE ETEEFTErRT 
SE ET TG TEE E nn EHE 
| 
m 40.20 | 40.291/2|) 40.281/⁄2| 40,20%/4| 40.152 | 40.1414] 40.13 51 
Amsterdam . Dollar für m 1a 1.30 1.30%: | 1.30% | 1.30%4| 1.3044 | 1.30 1.30 a 
Athen d ” ” i00Din. 19.30 1.773/4 il ma) 1.771/4| 1.76°/8 | 1.767/8 1.765/3 1.76%/2 
Belgra Me. LM 23.80 | 23.88 23.87 23.889/4 | 23.89 23.8912 | 23.891/2| 23.8917, 
Berlin ” 400 Fres. 19.30 19.422 | 19.40 19.38 | 19,35% | 19.212 | 19.3214" 19.30%4 
Bern >o 2 00Belgas | 13.90 | 13.99%4| 13.97 18.94%| 13.932 | 13.9272 | 13.98 - 13,99%, 
Brüssel ; ” O” 4100Pengö | 17.49 | 17.52⁄4| 17.512) 17.50% | 17.49⁄4 | 17.49% | 1750 17.50 
Faust. ; cents „ 1Peso 42.54 | 41.04 40,66 40.22 | 40.25 40.11 40.22 39.80 
Kopenhagen Dollar für a Kr. 26.80 | 26.81, a, 26.76 | 26.75, 26.75 26.75 26.75 
London ; o 4866| AB 486/16] 487/6) 4.863/3 4.86/16) 4863/16] 4.865/6 
Madrid » 100 Des. 19.30 | 13.34%« | 13.18 13.28 | 1330 | 12.96 13.18 13.25 
Re» „ 100Kr. 26.80 26.81 208i 26.75 | 26.73 | 26.73 26.72 26.72 
Daris „  » 100 Frcs, 894| 393a] 3.93s 3.98% 3.93 3.927] 3.9234) 3.921/2 
Prag 2 a 39.45 Mi k 10.80 SE 10.88 ie = Er 
r lanciro |cenis „ 1Milreis 4 . ? © | 11.15 11.30 | 11.45 
Rios de a ` | Dollar für 100 Lire 5.26 5.23% Ana 5.23% 5.23% | 5.2315 5,238) 5.231/4 
Sodom 1001 26.20 | 26.01 26.84 | 26.8415 | 26.84 28,84 26.841/2 
Wien ai „  „ 100 Schilling | 14.07 | 14.08% 14.07"/2 | 14.0742 | 14.07Ye| 14.0712) 14.07 
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Berliner Devisenkurse im Januar 1930. 
(Mitlelkurse in Reichsmark) 


Parität 6. 1. 


Amsterdam 100 A. = 168,75 RA 168,90 169,05 168,98 168,99 168,99 163,82 168,64 168,66 
Athen ..... 100 Drachm. = 3,48 RM 5,44 5,44 5,44 5,44 5,44 5,44 5,44 5,435 
Belgrad 100 Dinar == ® RM 7,424 7,42? 7,2? 7,42 7,425 7,41? 14 e 741 
Brüssel 100 Beigas = 58,57 RM 58,57% 38,55' 58,52 58.50 58,47% 58,41 58,375 58,35% 
Budapest 100 Pengö = 73,42 RM 73,285 73,34 73,32 BA | 73,34 73,29 73,24 73,22 
Buenos Aires 1 Papierpeso = 1,78 RM 3,21 1,69 170 1,6%” 1,6% 1,68* 1,68 1,67° 
Bukarest 100 Lei = 2,51! RM 250 2,495 2,49 208 2,49 2,492 2,49? 2,492 
Bulgarien 100 Lewa = 3,05? RM 3,02 3,02 3,02" 3,077 3,03 3,03 3,02' 3,02? 
GeiroN ...... 1 äg. Pfd. -= 20,955 AM 20,94% 20.952 20,94% 20,94 20,94 20,92 20,90 20,90 
Canada . 1 can, Doll, = 4,197 RM 4,13” 4,14% 4,14% 4,14 4,14 4,144 4,14? 4,14 
Danzig 100 Gulden = 81,72 RM 81,68 81,71 81,69 81,65 81,65 81,57 81,53 81,49 
Helsingfors 100 Finnm. = 10,57 RM 10,52 10,52* 10,52% 10,523 10,52’ 20,517 10,51* 10,51 
Island 100 isl. Kr, = 112,0 AM 92,30 92,28 92,28 92.27 92,26 92,24 92,22 92,15 
Italien 100 Lire = 22,10 RM 21,91* 21,92 21,92 21,91% 271,92 21,91 21,89 21,90 
Japan 1 Yen = 2,09 RM 205° 2055 | 2,05* 2,05" 2051 205° 2,05° 2,06 
Konstantinopel , 1 türk. Pid. = 18,45 RM 1,99 14972 1,98 1,98 1,98 1,9 1,98 1,98 
Kopenhagen ...... 100 Kronen = i125 RM 112,28 112,27 112,25 112,20 112,18 112,07 112.03 112.03 
Pissaboð ........-. 100 Esz. = 553,57 RM 18,83 18,83 18,85 18,85 18,85 13,83 18,83 18,83 
London i Lstr. = 20,43 RM 20,43? 20.439 | 2047 20.42 20,41 20.40 20,39 20,39 
New York 1 Dollar = 4,197 RM 4,187 41% | ains 4,18% 4,13" 4,18° 4185 4185 
Oslo 100 Kronen = 112,5 RM 112,22 112,23 112,18 112,14 11212 112 — 111,95 111,95 
Paris 100 Francs == 16,45 RM 16,50 16,48° | 16,48" 16,47% 16,48 16,465 16,46 16,45" 
Prag 100 Kronen := 12.458 RM 12,38 12,39 12,39 12,39 12,39' 12,39 12,382 12,38 
Reral 100 E. Kr. = 112,50 RM 111,95 112, — 112, — 111,95 111,95 111.95 111,95 111,95 
Riga 100 Lat = 81 RM 80,81 80,81 80,81 80.80 80,80 80,90 80,77 80.71 
t Milreis = 0,502? RM 0,46 0,46 0,45’ 0,45) 0.44? 0,44' 0.45? 0,46° 
100 Francs = 81 RM 81,31 81,20 81,26% 81,25 81,29 81,20 81,13 81.13 
100 Peseten = 81 RM 55,97 55,85 55,50 55,25 5425 53,25 51,28 53,95 
100 Kroner = 112,5 RM 112,67 112,65 112,59 112,54 11250 112,39 112,33 112,30 
i Goldpeso = 4,35 RM 3,93 3,93 3,91 3.88 3,88 3,88 3,84 3,84 
100 Schill. = 59,07 RM 55,94 58,97 58,95 58,93 58,95* 58.92 58,88 58,86 


Parität 17.1. 30 18.1. 20, 1. 

Amsterdam 100 fl. = 168,75 RM 168,22 168,17 168,11 168,24 | 168.30 168.20 16817 ~i 168.10 
Keen 100 Drachm. = 5,48 RM 5,44 5,44 5.44 5.44 5,445 5,45 5,451 5,45 
Belgrad 100 Dinar = 81 RM 7,39 7,39 7,38? 7,382 7,385 7,387 7,38 7,38% 
Brüssel 100 Belgas = 58,57 RM 58,30% 58,27% 58,25 58,26 58,295 58305 a) 58,29 58,28" 
Budapest 100 Pengö = 73,42 RM 73,20 73,18 73,17 73,17 73,19 7 73,19 73,17 
Buenos Aires 1 Papierpeso = 1,78 AM 1,66’ 1,66" 1,66" 1,67* 1,67% 1,67 1,67 1,678 
Bukarest .. 100 Lei = 2,511 RM 2,491 | 2,49 249 2,49! 2,491 2,491 249 ' 2,49 
Bulgarien 100 Lewa = 3,95? RM 3,03 3,03% 3,03? 3.03% 3,032 3,027 0m i 3.02; 
Cairo 1 äg- Ffd, = 0,953 RM 20,89" 20,89 20,89 20,89 20,89% 20,5% 20,88% | 20,88 
Canada . 1 can. Doll. = 4,197 RM 4,13% 4,13 4,13? 2 4,138 4.13® 4,13% | 4,139 
Danzig .... 100 Gulden = 81,72 RM 81,40 | 81,39 31,3. | 81,39 81,42 81,42 814 | 81,42 
Helsingfors 100 Finnm. = 10,57 RM 10,51? | 10,51? 10,51 10,51* 10,517 | 1052» ; 10,52 10,515 
Island .... 100 Ist. Kr. = 112.50 RM 9213 | 9204 92,04 92,04 9206 | 9205 2,03 92,08 
Italien . 100 Lire = 22,10 RM 21,90 21,89 21,89 21,91 21,91 281 21,89% l 21,89 
pean i Yen = 2,09 RM 2,055 2,05* 2,05* 2,058 205° 2,055 2,05% 2,05* 

onstantinopel . í türk. Pid. = 18,45 RM 1,987 1,98" 1,97% | 1,987 1,97 197 | Li 1,98 
Kopenhagen ...... 100 Kronen = 112,5 RM 111.98 111,98 211977 j 111,96 112, — 111,99 | 111,94 111,92 
Lissabon ..... 100 Esc. = 453,57 RM 18,805 18,81 18,79 18,79 18,79 18,79 18,77 18,77 
London . 1 Lstr. = 20,43 RM 20,37% 20,36* 20,36% 20,36" 20,37% 2,37 20,36? 20,35? 
New York . t Dollar == 4,197 RM 4,18° 4,18" 4,18? 4,18% 4,18" 4,185 4,1855 4,18% 
En ER 100 Kronen = 112,5 RM 111,87 | 111,83 111,79 111,81 111,84 | 111,86 111,80 111,78 
Paris 100 Francs == 16,45 RM 16,44 16,44° 16,435 16,43% 16,45 16,44 16,43% | 16,43 
Prag 100 Kronen = 12,43" RM 12,38 12,38? 12,37% 12,37% 12,38 12,38* 12,389 | 1237 
Reval 100 E. Kr. = 112,50 RM 111,78 111,76 111,76 | 111,74 111,76 111,76 111,70 | 111,65 
Na or ren 100 Lat = 8: RM 80,60 80,57 80.58 | 80,58 80,63 80,65 | 80,60 | 80,60 
Rio de Janeiro . i Milreis = 0,50%? RM 0,47! 0,47 0,472 0.46: 0,4625 0,46:5 0.465 0,473 
SCHWEIZ deu nnd 100 Frances = 81 RM 80,90 80,85" 80,84 80,85 | 80,89 80,865 30,835 80,84 
Spanien :0u...u.... 100 Peseten = 81 RM 55% 55,25 55,20 ‚85 54,50 54,50 | 54,15 55,05 
Stackholm ........ 100 Kronen = 112,5 RM 112,33 112,32 112,29 112,30 112,33 21233 j 11230 112,30 
CS ae SN | Goidpeso = 4,55 RM 3,86 387 | 386 | 3,86 1 386 3,86 | 3,86 3,83 
Wien ae. 100 Schill. = 59,07 RM 58,89 58,84 58,85 58,85 58,89 58,89 | ` 5889 |  S&87 


~ 


Wechselkurse der Londoner Börse im Januar 1930. 


(Mittelkurse) 
Tee u 


Währung Parität | 11.190 | 61. 10. 1. 15. 1. 20..1. 25. 1. 30. 1. 
Te Te nn a a a En 
Alexandria . . | Piaster für £ | 97.50 97.50 97.50 97.50 97.50 97.50 97.50 97.50 
Amsterdam. Gulden für £ 12.107 12.09”/ıs | 12.08 12.09 12.102 12.11%ıs 12.11 12,11°/g 
Aueh Drachmen f. £| 375.— | 8375.— 975.— | 375.— 375.— 375.25 375.25 |375.121% 
Batavia Gulden für £ | 12.107 12.134 | 12.12% | 1212/6 | 12134 | 12.132 | 19,191 | 1213 
Belgrad . Dinar für £ 25.2212 | 275.25 275.25 275.122 | 275.25 276.—  |276.— 276.— 
Berlin . Mark für £ 20.43 20.417 20.42 | 20.38%2 | 20.88 20.36°« | 20,36%, | 20.365 
Bombay . sh für Rupie 1.8d 1.58/16 1.5®/s2 1.51%/ı6 1.5/6 1.5/6 |  1.57/s 1,57/s 
Brüssel Belga für £ | 35.— | 34.86%, | 34.9174 | 34.93%% | 34.95 34.96 | 34.937/s | 349814 
Budapest Pengö für £ 27.82 27.86 27.84 27.831 27.8242 27.827/a | 27.83 27.83 
Buenos Aires .| sh für $ 47.577d| 46.— 45.3742 45.— | 45.038 44.781: | 45.031/s 44.75 
Bukarest. Lei für £ 813.6 818.— 818.50 818.25 818.50 818.— | 818,50 Bi 
Calcutta . sh für Rupie 18d a E 1.515/16 1.515/6 156 | 1.57/⁄s 1.515/6 
Heena Finnm. für £ | 193.23- | 194.122 | 194.— 193.87Y3 | 193.70 193.73Y | 193.622 | 193,52 
Hongkong sh für $ — 1.8 1.7416 1.718 1.79/32 1.71/⁄2 1.75/16 1.8 
Italien . Lire für £ 92.46 93.21 93.18 93.08 93.— 92.99'/a | 92.974, | 9299 
Japan. . . .|sh für Yen 24,58d | "2.05/32 2.016 2.0/4 2.01/8 2.044 2.04 2.04, 
Konstantinopel | Piaster für £ | 110.— 1035.— 1020.— 1020.— 1030.— 1032.50 1035.— 1030.— 
Kopenhagen Kronen für £ | 18.159 18.20%/s 18.20'/2 | 18.20%% 18.20 18.19/16 | 18.193/s 18.187/s 
Kowno Lit. für £ 48.66 49.— 48,872 | 48,75 48.75 48.75 48.75 48.75 
Lissabon . Escudo für £ _ 108.25 108.25 108.25 108.18%4 | 108.25 | 108.25 108.25 
Madrid Pesetas für £| 25.22", | 36.36V2 | 36.90V2 | 87.4214 | 37.05 86.871/2 | 36.95 36.32. 
Manila sh für $ 24.066d | *2.0%ıs 2,0%/16 2.0/6 2.05/16 2.056 | 2.05/16 2.05/ e 
Mexico Pesos für £ 9.76 10.10 10.10 10.121 | 10.1242 | 10.171⁄2 | 10.222 | 10.20 
Montevideo .I Pence für $ 51d 46.50 46.— 45.50 45.75 45.75 45.25 44.75 
Montreal. . Dollar für £ 4.867/3 4.93*/8 4.92'/s 4,92 4.915/6)  4.925/4.| 4.91!85/⁄16|  4,915/s 
New York . „| Dollar für £ 4.862/3 | 4.8816] 487/32] 4,87 4.867/8 4.86% | 4.865/8 4.86/32 
Oslo . . . .| Kronen für £ | 18.159 | 18.20"⁄4 | 1821 18.20% | 18.21% | 18.21% | 18.21%% | 18.21 
Paris . Francs für £ | 124.21 123.87 | 123.93 | 123.91%% | 123.91% | 123.91% | 123.90 123.95 
Prag . . Kronen für £ | 164.25 | 164.75 164.68°% | 164.43%, | 164.564, | 164.50 |164.43% | 164.43 
Reval . E. Kr, für £ 18.159 18.20%2 | 18.192 | 18.1912 | 18,20% | 18,20% | 18.22 18.22 
Riga Lats für £ 25.2242 | 25.22 25.21 25.25 25.28 25.28 25.28 25.28 
Rio de Janeiro | Pence f. Milr. = 5.405/8 5.29/16 5.593/4 5.45/16 5.467/8 5.601516 | 5.66 
Schweiz . Frances für € | 25.22» | 25.12% | 25.12% | 2518 25.15% | 25.19%s | 25,18% | 25.20% 
Shanghai sh für Tael — "2.11/a 2.0)ı6 2.03/16 2.03/16 2.00/16 | 2.05/16 2.0%2 
Singapore sh für $ 2.4 23 | 23% 23 | 23% | 23% | 23% | 23% 
Sofia . Lewa für £ | 673.659 | 874.50 673.50 673.50 663.50 67350 | 673.50 673.— 
Stockholm . .[ Kronen für £ | 18.159 | 18.334 | 18.144 | 18.147% | 18.13% | 18.132 | 1813 18.12" 
Valparaiso . Dollar für £ 40.— 39.80 39.83 39,83 39.80 39.81 39.80 39.80 
Warschau . Zloty für £ 43.88 43.46 43.44'/2 | 43.4315 | 43.41 43.38 43.37 43.38 
Wien Schilling für £| 84.59, | 3465 | 34622 | sas2 | 3460 | gasom | 3260 | 3456 

*2, 1.1930 
Halbamtliche Berliner Devisenkurse im Januar 1930. 
(Mittelkurse in Reichsmark) 
= — nn _ — = n a m ———__ 
| Parität | 2. 1. 1930 | 6:1. | 10 35.1. | 20.1. | A E 
Kowno . | 100 Litas = 42 RM 41.75 41.75 | 41.75 41.825 | 41.825 | 41.80 | 41.85 
Warschau . 100 Zloty = 47.09 RM AT— | 47.05 | 4692° | 46.95 | 46.925 | 46.925 | 46925 
Erläuterungen: 


Maße und Gewichte. 
1 Bushel Hafer = 32 engl. Pfund = 14,52 kg 
it aeut 0 ke 
1 roes. Pnd = 16,38 kg 
í Bushel Gerste = 49 lbs = 21,77 kg 
i Bushel Roggen oder Mais = 56 engl. Pfund = 25,40 kg 
1 Bushel Weizen = 60 engl. Pfund = 27,22 kg 
1 Unze englisch = 31,04 g bei Edelmetallen, sonst 28,35 g 
$ Pfund englisch (lb) = 16 Unzen = 453,59 g 
t t english = 20 cwta = 2240 Iba = 1016,048 kg 


Sonstiges. 

fob bedeutet free on board, der Verkäufer mu 
Kosten bis an Bord des Schiffes oder in den 

cf (cost and freight) der Verkäufer trägi alle Kos 
und bezahlt überdies noch die Fracht bis zu 

cif (cost, insurance and freight) der Verkäufer trä 

wie bei cf und außerdem noch die Versicheru 


die Ware auf seine 
aggon (fow) liefern, 
ten bis franko Bord 
m Besiimmungsort, 
gt dieselben Kosten 
ngskosten, 


Commerz- und Privat-Bank 


Aachen 

Alsfeld (Hessenı 
Altenburg (Thür) 
Altona (Elbe) 
Altona-Blankanesa 
Annaberg (Erzob.) 
Apolda 

Arnstadt 
Arnswalde (Nm.! 
Artern 
Aschersleben 
Aue |, Erzgeb. 
Auerbach |, V. 
Augsburg 

Bad Doberan iM. 
Baden-Baden 
Bad Kreuznach 
Barmen 

Bautzen 

Beuthen (O.-S,) 
Bielefeld 
Bitterfeld 
Blankenesa 
Blexan In Oldenbg. 
Bochum 

Borkow I, Mecklbg. 
Bottrop 1. W. 
Brandenburg (Hav,) 
Braunschweig 
Bremen 
Sremerhaven 
Breslau 

Brüel 1. Mackibg, 
Buchholz (Sa,) 
Buer i, Westf, 
Burg (Bz. Magdebg.) 
Burgstädt (Sachs.) 
Burhave (Oldenbg.) 
Buttstädt 

Bützow 1. Mecklbg. 
Calbe (Saale) 
Cella 


Chemnitz 
Coburg 
Cöpenick 
Cottbus 
Crimmitschau 
Cuxhaven 
Danzig 
Dessau 
Doberan I, Mecklbg, 
Dortmund 
Dresden 
Duisburg 
Düsseldorf 
Eberswalde 


Aktiengesellschaft 


Gegründet 1870 


Hamburg - Berlin 
Eigene Geschäftsstellen: 


Egeln (Bz.Magdebaq.) 
Ehrenfrledersdorf 
Eibenstock |, Erzgb. 
Eickel, Westf. 
Eilenburg 
Eisenach 
Eisenberg (Thür.) 
Eisleben 
Elberfeld 
Elmshorn 
Elsterberg, Vogt! 
Emden 
Erfurt 
Eschwege a. W. 
Essen (Ruhr) 
Falkenstein (Vogtl.) 
Finsterwalde (N.-L. 
Forst (Lausitz) 
Frankenberg (Sa.) 
Frankfurt a. Main 
Freiberg (Sachs.) 
Friedberg(Hessen) 
Fulda 
Fürstenberg i.Meckl. 
Fürth (Bayern) 
Gadebusch I, Meckl, 
Gardelegen 
Geestemünde 
(Wesermünde) 
Gelsenkirchen 
Genthin 
Gera 
Gießen 
Glauchau 
Goldberg 1. Mackl, 
Görlitz 
Goslar 
Gotha 
Göttingen 
Gräfenthal (Thür) 
Greiz 
Greußen (Thür.) 
Großröhrsdorf (Sa.) 
Guben 
Güstrowl. Mecklbg. 
Hagan (Wastf.) 
Hagenow |. Mecklbg. 
Hainichen (Sachs. ) 
Halberstadt 
Halle (Saale) 
Hanau 
Hannover 
Hann.-Münden 
Harburg (Eibe) 
Heidenau 
(Bz. Dresden) 


Helmstedt 
Herne 

Hersteld 
Hildasheim 
Höchst 
Hohenstain- 
Ernstthal 
Holzmingen 
Höxter 

IImenau (Thür. ı 

Jena (Thür.) 
Kamenz (Sacha.) 
Kassel 

Klel 

Kirchhain (N.-L.) 
Klötze i. d. Altm, 


) Klütz 1. Mecklbg, 


Kömlosberg (Pr. 
önigsbarg (Pr. 
Köthen |, A. 
Kreuznach 
Kronach (Bayern) 
Kröpalin 

I, Mecklenburg 
Landsberg (Warthe) 
Langensglza 
Lauban (&chleslen) 
Lauscha 

(Thür, Wald) 
Leipzig í 
Lengenfald (Vogtl.) 
Limbach (Sa-hs.) 
Löbau (Sacha,) 
Lobensteln (Reuß) 
Lübeck 
Luckenwalde 
Ludwigshafen 
Ludwigsiyst 1. M. 
Lüneburg 
Lüttringhausen 
Magdeburg 
Malnz 
Malchin I. Mecklbg. 
Mannhelm 
Marburg {Lahn) 
Meerane (Sachs.) 
Melßen 
Merseburg 
Mirow 1. Mecklbg. 
Mittweida 
Mölln (Lauenburg) 
Mühlhausen 


(Thür.) 

Mülhalm (Ruhr) 
München 
Naumburg (Saale) 


Naubukow 1, Meckl. 
Naugersdorf (Sa.) 
Neuhaldenslanen 
Neu-Isenburg 
(Hessen) . 
Neukloster (Meckl.) 
Neumünsteri.,Holat, 
Naustadt (Orla) 
Norden 

Nordenham 1,Oldbg. 
Nordhausen 
Nordstemmen 
Northeim (Hannov.) 
Nürnberg 
Oberhausen (Rhid.) 
Oebisfeide 
Offenbach a, M. 
Oldenburg 1.Oldbg. 


* Oschersleben 


(Bode) 

Osnabrück 
Österburg 
Osterode (Harz) 
Osterwieck (Harz) 
Paderborn 
Parchim 1. Mecklbg. 
Palne 

Perlebarg 
Pinneberg I. Holst, 
Plau i. Macklbg. 
Plauen (Vogtl.) 
Pößneack (Thür) 
Potsdam 

Pulsnitz (Sachs,) 
Quedlinburg 
Radevormwald 
Rathanow 
Recklinghausen 
Regensburg 
Rehna |, Mecklbgı 
Reichenbach |, V. 
Remscheid 
Rlbnitz 1. Mecklbg. 
Rodewlsch 1, V. 
Rostock 
Rudolstadt 
Saalfeld (Saale) 
Salzwedal 
Sangarhausen 
Schneeberg l. Erzgb. 
Schönebeck (Elbə) 
Schönhelde I.Eızyb, 
Schöningen 
Schwaan |, Mackibg. 
Schwerin 1. Meckibg, 
Sebnitz (Sachs.) 


Selfhannersdor! 
Sollngen 
Sonderahausan 
Sonneberg (Thür. 
Spandau 
Spremberg (Laus,| 
Stadtoldendor! 
Steinach(Thür,Wald) 
Stendal 
Stettin 
Stuttgart 
Suhl 
Tangerhütta 
Tangermünde 
Teterow 1.Mecklog. 
orgau 
Tossens |, Oldbg. 
Uelzen (Bz. Hann.) 
Wald (Rhid.) 
Waltershausen 
(Thür.) 
Wandsbek 
Wanne 
Wanzleben 
Warburg (Westf. 
Waren I. Mecklbg. 
Wattenscheid 


Weißenfels (Saale 
Werdau (Sacha.) 
Wermelskirchen 
Wernigerode 

(Harz) 
Wesermünde 
Wetzlar 
Wiesbaden 
Wismar 
Witten 
Wittenberg 

(Bz. Halle) 
Wittenberge 

(Bz, Potsdam) 
Wittenburg 

l^ ecklenburg 
Wolmirstedt 

(Bz. Magdebg.) 
Worms 
Wurzen 
Zeitz 
Zalla-Mehlls (Tnür.) 
Zerbst (Anhalt) 
Zeulanroda 
Zittau 
Zschopau 
Zwickau 


In den Großstädten vermitteln außerdem 125 Dapositenkassen den Verkehr mit der Kundschaft 


Telegramm-Adresse überall: 


„HANSEATIC“ 


Vertretung In Holland: 


N. V. Hugo Kaufmann & Co's Bank 
Amsterdam, Vijgendam 8-10 


Vertretung In Amerika: 


Konrad von Jlberg 
50, Broadway, New York City 


Kommandlten: 


S, Kaufmann & Co., Berlin W8 / Marcus Nelken & Sohn, Berlin und Breslau 
Lehmann, Oppenheimer & Sohn, Braunschweig 


 Sept. 1918, 1. Beilage, abgedruckt worden. Daß ſie in der an⸗ 

gezeigten Schrift als deren Hauptteil (S. 26 bis 53) nunmehr 

noch außerdem in der bequemen Buchform einem weiteren Kreiſe 
zugänglich gemacht worden iſt, erſcheint ſehr dankenswert. Es 
gibt den erwünſchten Anlaß zu etlichen Ergänzungen deſſen, was 


früher a. d. a. O. mitgeteilt und geſagt worden iſt, ſowie zu einigen 


ſonſtigen wichtigeren Bemerkungen, wobei zweckmäßig meiſt die 
Reihenfolge der Begründung eingehalten wird. Dieſe iſt in 
Vorbemerkungen, dann in J. Allgemeines, II. Spruchverfahren, 
III. Beſchlußverfahren, IV. Koſten und V. Schlußverfahren, je 
zu den betreffenden 74 Paragraphen der RF HO., zerlegt. 
Warum über alles, was vor dem Zeitpunkte der Einlegung 
des Rechtsmittels, über das zu entſcheiden der RFH. berufen iſt, 
liegt, nichts hat beſtimmt werden konnen, und weshalb die Ein⸗ 
führung einer Beſchwerdeſumme nicht in Frage kan, wird in 
den Vorbemerkungen kurz gerechtfertigt. Weiter wird 
hierin betont, daß für den Aufbau des Verfahrens vor dem RF H. 
die Geſetzgebung der Bundesſtaaten über die Verwaltungsrechts⸗ 
pflege Vorbilder biete, daß maßgebend für ſeine Ausgeſtaltung 
die Stellung des Steuerpflichtigen, dieſer jedoch nicht Herr des 
Streitſtoffs ſei, er über ihn nicht durch prozeſſuale Rechtsgeſchäfte, 
wie Geſtändnis, Anerkenntnis, Verzicht, verfügen könne, und daß 
dieſe Eigentümlichkeiten dahin geführt haben, das Verfahren vor 
dem Rc H. als ein über die Abgabeverpflichtung des Steuer⸗ 
pflichtigen von Amts wegen zu betreibendes Verfahren auszu⸗ 
geſtalten, dabei aber Vorkehrungen zu treffen, die die Zuziehung. 
des Steuergläubigers zum Verfahren geſtatten. Hiermit wird 
beſtätigt, daß man es bei dem Verfahren vor dem RF H., ſoweit 
es ſich um das Spruchverfahren handelt, mit einem Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren zu tun hat. Für die Abgrenzung der in der 
RF. HO. aufgeſtellten Verfahrensvorſchriften gegenüber der noch 
zu erlaſſenden Geſchäftsordnung des RH. wird als maßgebend 
der Geſichtspunkt bezeichnet, daß der al gleich einer Prozeß⸗ 
ordnung alle die Vorſchriften enthalten müſſe, die die Intereſſen 
der Beteiligten im Verfahren berühren. Hinſichtlich der Begut⸗ 
achtung zweifelhafter Vorſchriften der Reichsabgabengeſetze durch 
den RF H. iſt nur bemerkt, daß die Ausgeſtaltung dieſes Zweiges 
ſeiner Tätigkeit der künftigen Entwicklung überlaſſen werden 
müſſe; die formelle Behandlung der Gutachten werde durch die 
Geſchäftsordnung zu regeln ſein. Das erſte derartige Gutachten 
iſt bereits im PrVerw Bl. 40, 174 ff. veröffentlicht worden, alſo 
erſtattet, bevor etwas über die Geſchäfts ordnung bekannt ges 
worden iſt. a - 
In dem „Allgemeinen“ wird ausgesprochen, daß es 
nicht angemeſſen erſchienen ſei, den RH. durch Verfahrensvor⸗ 
ſchriften mehr als unbedingt nötig zu binden, und demgemaß 
ferner mehrfach, daß etwas der Praxis des RED. beach 
werden dürfe. Dies ift z. B. geſchehen hinſichtlich des Nach⸗ 
weiſes der Bevollmächtigung im einzelnen Falle und der N 
des Umfanges der jeweilig erteilten Vollmacht, bei der Br 
Partei⸗ und Prozeßfähigkeit, für die Ausſetzung des ee 
hierfür auch dann, wenn für die Beurteilung des en de 
Ausgang eines Rechtsſtreits über bürgerliche Rechtsverha 10 
insbeſondere über Familien⸗ und erbrechtliche Verhältniffe, Er 
deutung gewinne. Ziemlich eingehend und im a h 
weiſe auch in den Gründen übereinſtimmend mit dal 0 11 8 
lung im Verwelrch. 25, 261 ff., wird dargelegt, wesha Bedeul Ir 
waltzwang abgelehnt worden ſei. Weiter wird die 117 eu ai 
der mündlichen Verhandlung als von den Rechtſuchenden meif! 
überſchätzt bezeichnet; in Streitigkeiten, deren Sachverhalt nach 
den Akten völlig geklärt fei, ſei fie meiſt überflüjfig; es genüge, 
ihre Anordnung in das Ermeſſen des Senats zu ſtellen. Allein 
die Rechtſuchenden und ihre Vertreter werden doch wohl oft 
anderer Anſicht ſein und es ſchwer empfinden, wenn der Senat 
ſein Ermeſſen gegen die Anordnung der mündlichen Verhandlung 
ausübt und vorausſichtlich in der Regel ausüben wird, alſo die 
mündliche Anhörung von vornherein abſchneidet. Auch dürfte 


18 Juriſtiſche Wochenſchrift. 
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bloß „nach den Akten“ häufig der Sachverhalt ſich noch nicht als 
„völlig geklärt“ betrachten laſſen. 

Anlangend das Spruch verfahren, fo wird bemerkt, 
daß der AH. nicht zuungunſten des Beſchwerdeführers die an⸗ 
gefochtene Entſcheidung ohne Anſchließung eines anderen Be⸗ 
ſchwerdeführers abändern könne; ſolches würden nur ganz über⸗ 
wiegende öffentliche Intereſſen rechtfertigen, die in Abgaben⸗ 
ſachen, zumal bei der unbeſchränkten Möglichkeit der Anſchließung, 
nicht als vorliegend erachtet werden könnten. Die Erledigung 
unzuläſſiger Rechtsbeſchwerden durch die Vorinſtanz oder durch 
den Vorſitzenden des erkennenden Senats mittels Vorbeſcheids 
habe gegenüber der einen Spruch (Urteil) fordernden Vorſchrift 
im 58 12 des Geſetzes v. 26. Juli 1918 nicht zugelaſſen werden 
können. Dafür, daß ſich der RF H., ſoweit die Rechtsbeſchwerde 
darauf geſtützt wird, daß ein Verſtoß wider den klaren Inhalt der 
Akten vorliegt oder das Verfahren an weſentlichen Mängeln leidet, 
an die geltend gemachten Gründe zu halten hat, iſt nur angeführt, 
es ſei ihm nicht anzuſinnen, von ſich aus die Akten nach derartigen 
Verſtößen oder Mängeln zu durchforſchen. Dies wirkt mindeſtens 
dann nicht überzeugend, wenn ohne jede „Durchforſchung“ die 
Verſtöße oder Mängel von ſelbſt ſofort erhellen und es nur an 
einem Unterbleiben ihrer Geltendmachung in der Rechtsbeſchwerde 
und an jeder Möglichkeit hierzu für die Beteiligten und ihre Vertreter 
gefehlt hat. Daß der RF. auch dann in der Lage iſt, ſachlich 
nach Aufhebung der Vorentſcheidung zu entſcheiden, wenn die 
Sache ohne weitere Verhandlungen und Ermittlungen nicht 
ſpruchreif iſt, ſondern fie noch der Ergänzung in tatſächlicher 
Richtung bedarf, und er zu dem Zwecke von Amts wegen die er⸗ 
forderlichen Ermittlungen vornehmen und Beweiſe vrheben, die 
Sache alſo ſpruchreif machen kann, wird ausdrücklich hervor⸗ 
gehoben (vgl. hierzu VerwArch. 26, 31, 32). Ob die für 
das Verfahren im Parteiprozeſſe berechneten Vorſchriften 
über den Parteieid und über die Verpflichtung eines Be⸗ 
teiligten zur Vorlegung von Urkunden im Verfahren vor dem 
RF HH. anzuwenden ſeien, wird nicht ſchon als unzuläſſig aus der 
bloßen ſinngemäßen Anwendbarkeit der Vorſchriften der ZPO. 
über die Beweisaufnahme hergeleitet, ſondern der Auslegung 
durch den RFhH. überlaſſen, die freilich wohl kaum anders als 
gegen die Zuläſſigkeit wird ausfallen können (vgl. hinſichtlich des 
Parteieids VerwArch. 24, 1 ff. und dementſprechend ebenfalls hin⸗ 
ſichtlich der Urkundenvorlegung, ſiehe auch daſelbſt S. 16, 17, 20). 
Dafür, daß die Öffentlichkeit unbedingt auszuſchließen iſt, wenn 
der Steuerpflichtige es beantragt, wird lediglich deſſen Intereſſe 
an Wahrung des Steuergeheimniſſes geltend gemacht. Indeſſen 
die Vorſchrift der RF HO. geht hierüber hinaus, indem fie ſelbſt 
bei dem offenbaren und gänzlichen Fehlen eines derartigen Inter⸗ 
eſſes den RH. durch den Antrag des Steuerpflichtigen bindet. 
Als Endentſcheidung im Sinne des $ 30 RFO. wird jede 
Entſcheidung bezeichnet, die das Verfahren auf die Rechts⸗ 
beſchwerde vor dem RH. abſchließt. Ob wegen der Koſten⸗ 
entſcheidung der Vorinſtanz die Rechtsbeſchwerde an den RF. 
zuläſſig ſei, ſoll eine Sache der Auslegung der 88 7, 9 und 10 
des Geſetzes v. 26. Juli 1918 und deshalb die Aufgabe der Recht⸗ 
ſprechung des RF, fein, welcher Aufgabe durch authentiſche Aus⸗ 
legung dieſer Vorſchriften vorzugreifen, die RF HO. nicht in der 
Lage geweſen ſei. Weshalb die Beſtimmungen der ZPO. über die 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gegen die Verſäumung 
einer Notfriſt nicht gemildert, vielmehr für ſinngemäß geltend er⸗ 
klärt ſind, iſt nicht weiter begründet. 

Für das Beſchluß verfahren werden die Zuläſſigkeit 
einer Zurückverweiſung in eine Vorinſtanz als nicht in Frage 
kommend und ferner die Klarſtellung, mit welchem Zeitpunkte die 
Doppelbeſteuerung als endgültig feſtgeſtellt anzuſehen und die Be⸗ 
ſchwerdefriſt nach 5 6 des Doppelſteuergeſetzes v. 22. März 1909 
deinnach in Lauf geſetzt iſt, für die Aufgabe der Geſetzesauslegung 
durch den RF. erklärt. Außerdem wird beſtimmt ausgeſprochen, 
eine Rechtskraft der Entſcheidungen des RH. in Doppelſteuer⸗ 
ſachen in dem Sinne, daß das in der Entſcheidung nach Grund 
und Höhe feſtgeſtellte Beſteuerungsrecht eines der beteiligten 
Staaten unabänderlich feſtſtehe, gebe es nicht. 

Bei den Koſten iſt näher dargelegt, weshalb nur die Auf⸗ 
ſtellung eines Tarifs, der den Beteiligten eine Nachprüfung der 
Koſtenfrage im gewiſſen Umfang ermögliche, übrig geblieben ſei, 
und zwar habe ſich der Anſchluß an den allgemein bekannten und 
bewährten Tarif des Gerichtskoſtengeſetzes für bürgerliche Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten empfohlen, zumal dieſer bisher ſchon in den Reichs⸗ 
abgabenſachen gegolten habe, wegen deren der ordentliche Rechts⸗ 
weg beſchritten werden konnte. Daß grundſätzlich eine Mindeſt⸗ 
gebühr von 50 „ vorgeſchrieben worden ſei, iſt durch die Not⸗ 
wendigkeit, den RH. vor der Überflutung mit ganz gering» 
fügigen und unbedeutenden Sachen zu bewahren, gerechtfertigt. 
Naher begründet iſt die Art, wie über die Erſtattung der Koſten 
eines Rechtsanwalts bei ſeiner Zuziehung, unter der nicht nur die 
Mitwirkung in einer etwaigen mündlichen Verhandlung, ſondern 
auch feine Tätigkeit bei Abfafſung von Schriftſätzen zu verſtehen 
ſei, Beſtimmung getroffen worden iſt. Demgegenüber, daß es 
hierbei heiße, die Ri HO. habe ſich der Geſetzgebung Sachſens 
und Thüringens angeſchloſſen, iſt zu bemerken, daß dort nicht ſo 
ſchlechthin die Erklärung der Zuziehung für notwendig verlangt, 


ſondern, was einen Unterſchied bildet, für die Erſtattungsfähigkeit 
der Anwaltskoſten auch von freiem Ermeſſen die Rede iſt. Wenn 
ſchbor geſagt iſt, annehmbar werde ſich in dieſer Richtung in ab⸗ 
ehbarer Zeit eine feſtſtehende Übung herausbilden, fo iſt ſchwer 
abzuſehen, wie ſich da, wo es auf die Umſtände eines jeden ein⸗ 
zelnen Falles ankommt, eine feſte Übung herauszubilden vermag. 
Daß für die Vollſtreckung von Strafen auch der 8 179 GVG. in 
Betracht kommt, wird ausdrücklich anerkannt, aber darüber, wie 
eine ſofortige Vollſtreckung von Haft dann zu ermöglichen ſein 
werde, iſt nichts geſagt. 

In dem Abſchnitte „Schluß verfahren“ werden Über⸗ 
gangsvorſchriften erläutert. — 

Nach dem vorſtehenden nichts weniger als erſchöpfenden Über⸗ 
blick über den Inhalt der Begründung iſt außer Zweifel, daß dieſe 
ein für die Auslegung und Anwendung des Geſetzes v. 26. Juli 
1918 und der Rc HO. höchſt wertvolles und in allen Zweifels⸗ 
fragen zu berückſichtigendes Hilfsmittel iſt. Vor allem werden an 
ihr die Rechtsanwälte, welche mit den zur Zuſtändigkeit des 
Rö H. gehörenden Reichsabgaben in irgendeiner Weiſe befaßt 
ſind, an ihr nicht vorbeigehen dürfen. 

Sen.⸗Präſ., Wirkl. Geh. ee Dr. Schultzenſtein, 
erlin. 


Dr. Max Alsberg, Rechtsanwalt in Berlin: Die Reichs⸗ 
Amneſtiegeſetze. W. Moeſer Buchhandlg., Berlin 1919. 
Preis 2,50 % mit 25 Prozent Teurungszuſchl. 

Die BO. der Volksbeauftragten über die Gewährung von 
Straffreiheit und Strafmilderung v. 3. Dez. 1918 (RGBl. 
S. 1393) bietet ſtaatsrechtlich wie ſtraf⸗ und prozeßrechtlich ſo 
erhebliche Schwierigkelten und Zweifel, daß eine beſondere Er⸗ 
läuterung ſehr am Platze iſt. Es iſt daher mit Dank zu begrüßen, 
daß ſich der Verf. dieſer Aufgabe unterzogen hat. 

Mit der Frage, ob die VO. überhaupt rechtsverbindlich ſei, 
befaßt er ſich eingehender nicht; er geht vielmehr davon aus, daß 
ſie es iſt. Anderenfalls hätte es ja auch keiner Erläuterungen 
mehr bedurft. Zutreffend macht der Verf. zunächſt darauf auf 
merkſam, daß dem Reich bisher nur in beſonderen Fällen, nicht 
allgemein, ein Begnadigungsrecht zuſtand. Nicht richtig aber 
ſcheint es mir, die Rechtswirkſamkeit der vorliegenden VO. mit 
dem Hinweis auf die Zuläſſigkeit der Erweiterung der Kompetenz 
des Reichs nach Art. 78 der RV. zu begründen. Denn die Frage, 
ob und in welchem Umfange die gegenwärtigen Machthaber geſetz⸗ 
geberiſche Befugniſſe haben, darf überhaupt nicht auf Grund der 
Reichs verfaſſung beantwortet werden. Zieht man dieſe heran, 
fo iſt es ſelbſtverſtändlich, daß die ſog. „Volksbeauftragten“ keine 
im bisherigen Recht begründeten Befugniffe haben, alſo auch nicht 
die, eine Kompetenzerweiterung der Reichsgeſetzgebung vorzu⸗ 
nehmen. Aber die alte Verfaſſung des Deutſchen Reichs iſt mit 
der Revolution beſeitigt und mit den ſie ſtützenden Machthabern, 
den Monarchen, dahingeſunken. An ihre Stelle ſind neue Mächte 
getreten, für deren Betätigung zur Zeit noch keine Verfaſſung 
Grund und Schranken bildet. Wir haben zwar noch einzelne 
Bundesſtaaten, wohl auch noch ein Deutſches Reich, für dieſes 
aber keine „verbündeten Regierungen“ mehr, denn der Bundes⸗ 
rat iſt zur bloßen Verwaltungsbehörde degradiert worden Die 
jetzigen Machthaber ſind daher jedenfalls keine Zuſammenfaſſung 
der einzelſtaatlichen Gewalten in eine übergeordnete Bundes⸗ 
gewalt, ſie ſind an Stelle jener verbündeten Regierungen getreten, 
aber von dieſen weſensverſchieden, ſie nicht als Glieder in ſich 
begreifend und als Geſamtheit über ihnen ſtehend, ſondern als 
von ihnen völlig verſchiedene Einzelgewalt. Und da Bundesrat 
wie Reichstag und Kaiſerliche Preſidialgewalt beſeitigt find, 
umfaſſen ſie alle dieſe Machtfaktoren in diktatoriſcher Gewalt 
in ſich. 5 
Es ſtellt der ſog. „Rat der Volksbeauftragten“ alſo eine 
Macht dar, die in den Rahmen der früheren Reichsverfaſſung, ja 
überhaupt in den Rahmen eines Bundesſtaates, wie ihn das 
Deutſche Reich bisher bildete, nicht einzufügen iſt, und die daher 
auf ihre rechtlichen Befugniſſe aus der alten Reichsverfaſſung 
auch nicht geprüft werden kann. Solange wir noch keine neue 
Verfaſſung haben, leben wir in einem werdenden Staat. 
Die gegenwärtigen Machthaber find daher aufzufaſſen lediglich 
als tutores dieſes nasciturus, und die Frage kann nur ſein, ob 
ſie als ſolche ausreichende allgemeine Anerkennung gefunden 
haben, um mit Geſetzeskraft Anordnungen erlaſſen zu können. 
Auch der werdende Staat, den jetzt der deutſche Volkskörper dar⸗ 
ſtellt, iſt aber ſchon oder noch eine Gemeinſchaft. „Jede 
Gemeinſchaft hat zur notwendigen Vorausſetzung die Ordnung. 
Sie iſt Bedingung ihres Beſtehens, eine Eigenart ihres Weſens. 

andelt es ſich um die Gemeinſchaft ſelbſtändig wollender und 
tätiger Weſen, ſo muß geordnet werden die Willenstätigkeit des 
einzelnen Glieds und der aus ihnen beſtehenden Gemeinſchaft 
ſelbſt. Dieſe ordnende Tätigkeit aber iſt wieder Machtbetäti⸗ 
gung, Verwirklichung eines über den Gliodern der Gemeinſchaft 
ſtehenden Willens. Wo immer dieſer Wille ſeine 

Macht herleitet, ſei es aus der zuſammentreffenden Über⸗ 

zeugung der Gemeinſchaftsglieder, ſei es aus der tatfäch⸗ 


48. Jahrgang. 


lichen Herrſchaft eines übermächtigen ein⸗ 
zelnen, der den anderen ſeinen Willen auf- 
q wingt, jobald die Willensmacht die Anerkennung derjenigen 
gewinnt, die ihr entgegenzutreten vermöchten, wird aus der tat 
ſächlich errichteten Willensmacht durch deren Anerken⸗ 
nung aufrechterhaltende Willensmacht, Rechtsmacht, aus 
der von ihr geſetzten Ordnung Rechtsordnung“ (Lobe, 
Der unlautere Wettbewerb als Rechtsverletzung I S. 146). Dieſe 
Anerkennung ſeitens des deutſchen Volkes wird man nun aber 
den tatſächlichen Machthabern nicht abſprechen können. Die Be⸗ 
hörden und das Heer haben ſich ihnen zur Verfügung geſtellt, die 
Soldaten⸗ und Arbeiterräte ganz Deutſchlands, alſo die Ver⸗ 
treter der deutſchen Arbeiterſchaft, die die tatſächliche Herrſchaft 
ausüben, haben fie als Regierungsorgan anerkannt.“) Solange fie 
dieſe Machtſtellung innehaben, müſſen ſie alſo für berufen erachtet 
werden, in der von ihnen beherrſchten Gemeinſchaft Ordnung, d. h. 
Recht, zu ſchaffen. Völlig belanglos iſt dabei, ob ſie dieſe Macht⸗ 
ſtellung auf die Dauer zu behaupten vermögen oder durch neue 
Umwälzungen von anderen Machthabern abgelöſt werden. 

Hat man alſo davon auszugehen, daß ſie die oberſte Macht⸗ 
fülle über die Gemeinſchaft beſitzen, die bisher das Deutſche Reich 
bildete, ſo haben ſie rechtlich unbeſchränkt damit auch eine Macht 
über die Glieder dieſer Gemeinſchaft, die Bundesſtaaten, und ſind 
daran auch durch bisher beſtehende Sonderrechte dieſer Glieder 
nicht gehindert, da dieſe ebenfalls mit den Einzelverfaſſungen er⸗ 
ledigt ſind. Württemberg vermag daher nicht mit Recht die vor⸗ 
liegende BO, für fein Gebiet als rechtsunverbindlich abzulehnen, 
wie es tut, weil bisher den Einzelſtaaten, nicht dem Reich, das 
Begnadigungsrecht zugeſtanden habe. 


hieraus ſich 
Urteil ge 
deren Ausübung und 
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) Vgl. auch Waldecker, JW. S. 750. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 19 


wichtig, welche Natur die Einziehung im beſonderen Falle hat. 
Der Verf. iſt der Anſicht, daß auch die Einziehung, die nicht 
Nebenſtrafe iſt, durch die VO. unmöglich gemacht werde. Es tft 
aber doch nicht von der Hand zu weiſen, 9 05 in RGSt. 50, 395 
entwickelten Gründe auch für die vorliegende VO. zutreffen, zu⸗ 
mal in 8 2 ſelbſt die rechtskräftig erkannte Einziehung von dem 
Straferlaß ausdrücklich ausgenommen wird. Die Frage iſt auch 
wichtig für die Einziehung nach $ 7 der BRVO. v. 8. Mai 1918, 
ſofern man dieſe Einziehung, wie ich es tue, nicht als Nebenſtrafe 
anſieht. Es wäre dann das objektive Einziehungsverfahren nach 
5 10 troß der Amneſtie weiter zuläſſig. 

Im einzelnen ſei nur noch folgendes hervorgehoben: Neben 
den Vorſchriften des StGB., die unter Abs. 1 des $ 1 der BO. 
fallen, hätte auch auf die ſämtlichen Kriegsnotverordnungen, ins⸗ 
beſondere BRV. v. 23. März 1916, hingewieſen werden können. 
Was der Verf. über das Verfahren bei Idealkonkurrenz ſagt, iſt 
zutreffend. Erwünſcht wäre ein Wort darüber geweſen, daß die 
Unterſuchung wegen des idealkonkurrierenden Delikts, ſofern es 
eines der in $ 1 genannten Art iſt, überhaupt ausſcheidet. Richtig 
wird das Verhältnis des Abſ. 3 zu Abſ. 1 und Abſ. 2 des 8 1 
dargelegt. Zu eng begrenzt der Verf. die Aufgaben des RG. 
Nicht nur im Fall des 8 394 Abſ. 1 StPO., ſondern ſtets hat 
es zu prüfen, ob das Verfahren niedergeſchlagen iſt oder nicht. 
Denn dieſe Prüfung iſt nach der VO. „in jeder Lage des Ver⸗ 
fahrens vorzunehmen“, alſo auch in der Reviſionsinſtanz. Sie 
gilt namentlich auch für Abſ. 3 des 5 1, denn eine noch nicht 
rechtskräftig zuerkannte Strafe iſt immer noch eine „zu er⸗ 
wartende“. Selbſtverſtändlich läßt die vom erſten Richter bereits 
tatſächlich erkannte Strafe dann einen Schluß darauf zu, welche 
zu erwarten tft, falls das Urteil aufgehoben werden müßte, ebenjo 
wie es das Maß für die rechtskräftig erkannte Strafe abgibt, wenn 
die Reviſion verworfen wird. Hiernach hat das RG. zunächſt zu 
prüfen, ob ein Delikt vorliegt, dem eine in Abſ. 1 8 1 vorgeſehene 
Strafe angedroht iſt, ſodann in allen Fällen, ob die Feſtſtellungen 
des Urteils, an die das RG. gebunden iſt, etwas dafür ergeben, 
daß der in Abſ. 2 vorgeſehene Umſtand der Not uſw. oder das in 
Abſ. 3 vorgeſehene Streben nach Gewinn vorliegen. Erhellt aus 
dieſen Feſtſtellungen nichts, ſo kann der Akteninhalt herangezogen 
werden, und verſagt auch dieſer, ſo kann das RG. mit Hilfe des 
Oberreichsanwalis durch die Staatsanwaltſchaften ſelbſtändig die 
erforderlichen Erörterungen vornehmen laſſen, die es braucht, um 
zu entſcheiden, ob die Unterſuchung niedergeſchlagen iſt oder nicht. 
Einverſtanden bin ich mit dem Verf. über die Formel, mit der 
die Niederſchlagung anerkannt wird. Es iſt richtig, daß die bloße 
„Einſtellung des Verfahrens“ der Eigenart nicht völlig gerecht 
wird. Das Strafklagverfahren iſt von der höheren Macht nieder⸗ 
geſchlagen, braucht inſoweit alſo nicht noch eingeſtellt zu 
werden. Voraus geht zunächſt ein Verfahren zur Unterſuchung 
und Entſcheidung darüber, ob das Strafklagverfahren nieder⸗ 
geſchlagen ſei, alſo eine Art Vorverfahren über die 
Prozeßvorausſetzung des Vorhandenſeins und der Zu⸗ 
läſſigkeit eines Strafklagverfahrens. Und dieſes Vorverfahren 
kommt zum Abſchluß entweder durch Verneinung der Nieder⸗ 
ſchlagung und unmittelbaren Überleitung in das zuläſſige Straf 
klagverfahren, oder durch Bejahung der Niederſchlagung, womit 
ein Überleiten in das Strafklagverfahren von ſelbſt ausgeſchloſſen 
iſt. Die nach Abſ 5 des 8 1 zu treffende Entſcheidung, „ob eine 
Unterſuchung durch dieſe VO. niedergeſchlagen tft“, iſt ſomit eine 
Entſcheidung deklaratoriſchen Charakters, die rechtskräftig die ſtatt⸗ 
gefundene Niederſchlagung bejaht, hat nicht konſtitutiven, Charakter, 
verfügt nicht erſt ihrerſeits die Niederſchlagung. Da eine dezilive 
Entſcheidung gefällt wird, findet aber auch keine beſondere Ein⸗ 
ſtellung des Verfahrens noch ſtatt, die ſich ohnedies ja nur auf 
dieſes Vorverfahren zur Prüfung der Prozeßvorausſetzungen ers 
ſtrecken könnte. Was die Anhörung des Beſchuldigten anlangt, 
fo hat die Vorſchrift in § 1 zweifellos zunächft als „unguͤnſtige 
Entſcheidung“ die im Auge, die eine Niederſchlagung als 8 
erfolgt erklärt. Denn fein Gehör bezieht ſich ja auch nur auf das 
Vorverfahren über die Niederſchlagung. Gleichwohl hat ſich 
das RG. aus praktiſchen Gründen entſchloſſen, dieſe Vorſchrift 
entſprechend dahin auszudehnen, daß auch bei einer dem Um⸗ 
geklagten günſtigen Entſcheidung in der Sache ſelbſt en m' 
ſtänden von einem Gehör als überflüſſig abgeſehen werben 1 85 
z. B. wenn die Staatsanwaltſchaft gegen das freiſprechende ee 
Reviſion eingelegt hat, dieſe aber dem RG. unbegründet ler 
und daher verworfen werden fol. Hier würde ein vorgängige 
Gehör zweck- und ſinnnwidrig fein. welch 

Die vorſtehenden Ausführungen ſollten nur andeuten. esche 
Fülle von Schwierigkeiten die WO. in fi birgt. Die Arbeit des 
Verf. wird ein unentbehrlicher Führer ſein und meiſt guten Rat, 


i ichti eben. 
immer wichtige N! sgerichtsrat Dr. Lobe, Leipzig. 


Walther Schücking, Profeſſor der Rechte in Marburg a. Lahn: 
Die völkerrechtlichen Lehren des Weltkrieges. Leipzig 1918. 
Verlag von Veit u. Comp. VII u. 239 Seiten. Großoktav. 


Der Wert dieſes gut geſchriebenen und für unſere heutigen 
Verhältniſſe glänzend ausgeſtatteten Buches liegt nicht in dem 
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Ergebnis, zu dem der Verf. gelangt. Denn die Beſeitigung der 
bisherigen Anarchie des Völkerrechts durch die Organiſation der 
Staatengemeinſchaft, mit obligatoriſcher Schiedsſprechung für 
Rechtsſtreitigkeiten und obligatoriſcher Vermittlung für über⸗ 
wiegend politiſche Konflikte (unter Aufrechterhaltung des Rechts 
zur Kriegführung, wenn die Vermittlung erfolglos bleibt), iſt von 
den verſchiedenſten Seiten vor dem Kriege und während desſelben 
gefordert und auch von den führenden Staatsmännern bindend 
angenommen worden. Schücking ſelbſt hat in einer in den letzten 
Wochen erſchienenen weiteren Schrift „Internationale Rechts⸗ 
garantien. Ausbau und Sicherung der zwiſchenſtaatlichen Be⸗ 
ziehungen“ (Hamburg, Broſchek u. Co.) ſeine eigenen Vorſchläge 
im großen Zuſammenhang und ungleich eingehender aus⸗ 
einandergeſetzt als in dem hier zu beſprechenden Buche. Seine 
bleibende Bedeutung erhält dieſes vielmehr durch die überaus 
gründliche Darſtellung der in den letzten Tagen vor Ausbruch 
des Krieges gemachten Verſuche, durch ſchiedsrichterliche Er⸗ 
ledigung des Streites zwiſchen Oſterreich⸗Ungarn und Serbien 
oder durch eine Vermittlung zwiſchen der Donaumonarchie 
und Rußland den Frieden zwiſchen den Mächten zu er⸗ 
halten. Jeder von uns hat wohl die Geſchichte in der 
kurzen Spanne Zeit zwiſchen dem 22. Juli 1914, dem Tage 
des öſterreichiſch⸗ungariſchen Ultimatums an Serbien, und dem 
31. Juli, an dem die ruſſiſche Geſamtmobiliſation den Funken in 
das Pulverfaß geworfen hat, mehr als einmal unter genauer Ver⸗ 
gleichung der Buntbücher, an der Hand berufener und nicht⸗ 
berufener Geſchichtsſchreiber durchſtudiert. Nirgends aber tritt 
uns die erſchütternde Tragik jener Tage fo greifbar entgegen, als 
in der ruhigen, ſtreng objektiv abwägenden Schilderung von 
Schücking. Noch am 1. Auguſt, der die Entſcheidung über Krieg 
und Frieden bringen ſollte, waren, wie Schücking (S. 178) zu⸗ 
ſammenfaſſend wiederholt, noch mehrere diplomatiſche Aktionen 
zur friedlichen Beilegung des Konfliktes im Gange: Die aller⸗ 
dings für Sſterreich⸗Ungarn unannehmbaren Vorſchläge von 
Saſſanow, die beachtenswerte Greyſche Formel, die direkten Ver⸗ 
handlungen zwiſchen Rußland und Sſterreich⸗Ungarn. Unter dem 
Drucke Deutſchlands hat die Donaumonarchie zu immer größerer 
Nachgiebigkeit ſich bereit erklärt; ſogar zu einer direkten Ver⸗ 
ſtändigung mit Serbien. Da bereitet die ruſſiſche Mobilmachung 
(auf die der Suchomlinow⸗Prozeß grelles Licht geworfen hat), 
und als kaum vermeidliche Antwort auf ſie das deutſche Ulti⸗ 
matum v. 31. Juli und die deutſche Kriegserklärung v. 1. Auguſt 
all dieſen Verhandlungen ein Ende. Der Weltkrieg iſt da. 
Man mag dieſe Schilderung beim Verf. ſelbſt nachleſen. Wer 
es tut, wird ſich davon überzeugen, daß die Möglichkeit, den 
Weltfrieden zu erhalten, bis zum letzten Augenblick durchaus nicht 
ausgeſchloſſen war, daß aller Wahrſcheinlichkeit nach der Frieden 
erhalten worden wäre, wenn wir damals eine auch noch ſo be⸗ 
ſcheidene Organiſation der Staatengemeinſchaft beſeſſen hätten. 
Damals, in jenen kritiſchen Tagen, hatten, wie Schücking S. 212 
hervorhebt, ſechs Miniſter der Auswärtigen Ange dgen beiten in 
den Hauptſtädten der europäiſchen Großmächte mit je fünf Bot⸗ 
ſchaftern der anderen Mächte zu verhandeln, die ihrerſeits wieder 
mit ihren Miniſtern in unausgeſetztem telegraphiſchen Verkehr 
ſtanden. Dazu kommt der Depeſchenwechſel zwiſchen den be⸗ 
freundeten oder verbündeten Staatshäuptern. Ich darf hier wohl 
an die Worte erinnern, die ich in meiner im vorigen Jahre er⸗ 
ſchienenen Schrift „Vom Staatenverband zur Völkergemeinſchaft“ 


(für die ſinnloſe Umſtellung dieſer Worte auf dem Umſchlagblatt 


trägt die Verlagsbuchhandlung die ausſchließliche Schuld) aus⸗ 
geſprochen habe (S. 43). „Damals iſt es auch den Blinden 
ſichtbar geworden, daß der Staatenverband keine Organiſation 
beſitzt und daher führerlos dem Treiben der Wellen preisgegeben 
iſt. Etwas Kläglicheres kann man ſich nicht denken, als dieſe 
verworrene und verwirrende Fülle von ſich folgenden, ſich 
kreuzenden, ſich widerſprechenden Depeſchen, die in jenen ſchickſals⸗ 
reichen Tagen gewechſelt wurden. In der ſtündlich ſich ver⸗ 
ſchiebenden Sachlage, als, wenn die Antwortdepeſche eintraf, die 
Vorausſetzungen vielfach ſchon wieder weggefallen waren, unter 
denen Mitteilungen und Vorſchläge abgefaßt und abgeſchickt 
wurden, NE den Staat3männern der betei⸗ 
ligten Großmächte die Möglichkeit, in gemein⸗ 
ſamer Ausſprache ſich zu beraten und allſeitig über⸗ 
legte Entſchlüſſe zu faſſen, bei denen auch die neutralen Mächte 
zur Geltung gelangt wären. Die Anarchie, in der die Staaten⸗ 
gemeinſchaft lebte, hat die Erhaltung des Friedens unmöglich ge⸗ 
macht. Ihre reifſte Frucht war der Weltkrieg.“ Wie vollſtändig 
die Technik des diplomatiſchen Verkehrs gerade in den ent» 
ſcheidendſten Augenblicken verſagt hat, ergibt ſich am beſten aus 
der Tatſache, daß die Vermitklungsverſuche, die Deutſchland am 
29. Juli bis in die Nacht hinein in Wien unternimmt, ins⸗ 
beſondere auch, um den Greyſchen Vorſchlag zu unterſtützen, 
während des ganzen 30. Juli unbeantwortet blieben, obwohl an 
dieſem Tage eine wichtige Unterredung zwiſchen dem öſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Miniſter des Außeren Grafen Berchtold und dem 
ruſſiſchen Botſchafter Schebeko ſtattgefunden hat (Schüding 
S. 107, 115, 117, 137), die unmittelbaren Verhandlungen zwiſchen 
den beiden Mächten alſo in der Tat wieder aufgenommen waren. 
Und die am Vormittag des 31. Juli in Berlin überreichte, über⸗ 


aus wichtige Note Greys, die für den Fall der Vermeidung der 
Kriſis einen Friedensbund der europäiſchen Großmächte anregt 
(Schücking bezeichnet dieſen Vorſchlag im Anſchluß an das an⸗ 
gebliche Projekt Heinrichs IV. von Navarra als Greys „grand 
dessin“), konnte von dem deutſchen Reichskanzler überhaupt nicht 
mehr in Erwägung gezogen werden. Denn am Mittag des 
31. Juli erfuhr die Berliner Regierung, daß Rußland die Mobi⸗ 
liſierung feiner geſamten Armee angeordnet habe. Nun hatten die 
Kanonen das Wort. 

Über die Organiſation des Staatenverbandes habe ich mich 
wiederholt, zuletzt in der neuen Auflage meines Völkerrechts, 
ausgeſprochen. Ich ſtimme faſt in allen weſentlichen Fragen m& 
Schücking überein. Nur glaube ich nach wie vor, daß er „das 
Werk vom Haag“ weit überſchätzt. Gerade das Verſagen der auf 
den beiden Friedenskonferenzen geſchaffenen Einrichtungen ſollte 
darauf hinweiſen, daß die Arbeitsmethode verfehlt geweſen iſt. 
Das iſt beſonders im Jahre 1907 klar zutage getreten. Daher 
ziehe ich die Errichtung eines neuen Friedensbundes zwiſchen den 
Mächten unbedingt vor und befinde mich dabei, wie es mir ſcheint, 
in Übereinftimmung mit ſämtlichen leitenden Staatsmännern, die 
bisher zu der Frage ſich geäußert haben. Aber darüber habe ich 
hier nicht zu ſprechen. 

Nur eines möchte ich noch betonen. Schücking verſchließt 
ſich der Erkenntnis durchaus nicht, daß die Errichtung eines neuen 
Völkerbundes „nicht eine Frage der juriſtiſchen Technik, ſondern 
des ſittlichen Willens in der Kulturwelt“ iſt (S. 221). Er iſt 
alſo gar nicht ſo weit von den Anſchauungen Natorps (Krieg 
und Frieden 1916) entfernt, die er S. 16 ff. bekämpft. Auch ich 
halte den Friedenswillen der Völker für die einzige feſte Grund⸗ 
lage eines Friedensbundes der Staaten. Aber ich hoffe mit Be⸗ 
ſtimmtheit, daß dieſer Friedenswille die wertvolle Frucht dieſes 
Krieges ſein wird. Ein Friedenswille, der nicht nur eine Er⸗ 
müdungserſcheinung der bis zum Tode erſchöpften Völker 
Europas, ſondern der Ausdruck einer inneren Wandlung und 
lebenskräftig genug ſein wird, um ſchon in Friedenszeiten den 
Kampf gegen die Friedensſtörer als hostes generis humani mil 
rückſichtsloſer Entſchiedenheit und mit vereinten Kräften zu 
führen. Gerade deshalb halte ich, mit Schücking, die Zeit für 
gekommen, heute ſchon an der Verfaſſung des Friedensbundes 
der Staaken zu arbeiten. Es kann für die Juriſten aller Länder 
eine größere und ſchönere Aufgabe gar nicht gedacht werden. 

Geh. IR. Prof. Dr. v. Liſzt, Berlin. 


Dr. Alfred Fried: Entwicklung, Umfang und Bedeutung der 
zwifchenftantlichen Organiſation in Amerila (18701916). 
Zweite vermehrte Auflage. Zürich, Orell⸗Füßli 1918. 
XIX u. 293 S. Pr. 8 Fr. (9 A), geb. 10 Fr. (11 A). 


Das Buch ſoll den pazifiſtiſchen Beſtrebungen dienen, welche 
der Verf. ſchon ſeit einer Reihe von Jahren mit großem Eifer und 
Geſchick vertritt. Seine erſte Auflage war Anfang 1910 heraus⸗ 
gekommen. Die Vorrede zu dieſer neuen glaubt darauf hinweisen 
zu dürfen, daß inzwiſchen ſeine „Lehren, Mahnungen und War⸗ 
nungen in ſo trauriger Weiſe durch die Ereigniſſe beſtätigt 
wurden“, durch den Weltkrieg nämlich, und hofft, es werde 
wenigſtens „bei der Wiederherſtellung dieſes armen Europas, 
dem der Zuſammenbruch nicht erſpart worden iſt, etwas nützen. 

Der Zweck, den Völkerfrieden zu fördern, iſt ſicherlich ein 
löblicher; wenn Hegel recht hat, daß der Krieg eine Schickſals⸗ 
notwendigkeit ſei für die Geſundheit der Staaten, ſo wird er 
trotz unſerer Bemühungen immer noch oft genug konunen. Es 
fragt ſich nur, ob die jeweils für ſolche Zwecke vorgeſchlagenen 
Mittel und Einrichtungen auch wahrhaft als tauglich anerkannt 
werden dürfen. 5 

„Zwiſchenſtaatliche Organiſation“ iſt die Loſung. Aber wie 
ſoll die ausſehen? Der Verf, will zur Aufklärung darüber ver⸗ 
helfen durch das leuchtende Vorbild eines wohlgelungenen Ver⸗ 
ſuches dieſer Art. Am Pan⸗Amerikanismus ſollen wir es 
erkennen. So gibt es denn eine Darſtellung der geſchichtlichen 
Entwicklung des Verbandes, zu welchem die ngordamerikaniſche 
Union und die lateiniſchen Staaten Mittel⸗ und Südamerikas 
ſeit der Befreiung des letzteren von ſpaniſcher Herrſchaft immer 
feſter ſich zuſammengeſchloſſen haben. 

Die berühmte Monroe⸗Doktrin hat den Boden bereitet: der 
gemeinſame Gegenſatz zu Europa ſchafft ein amerikaniſches Soli⸗ 
daritätsgefühl (S. 3, 18). Bei den lateiniſchen Staaten — fie 
hatten es ja auch ſehr notwendig — entſteht alsbald eine lebhafte 
Bewegung auf Sicherung des friedlichen Zuſammenlebens durch 
Schieds verträge. Man gewinnt dabei allmählich auch 
engere Fühlung mit den Vereinigten Staaten (S. 27ff.). Ihre 
Staatsmänner verſtanden es, die erklärliche Furcht vor „Hege⸗ 
moniegelüſten“ zu bannen. Als Muſterbeiſpiel wird ein Ein⸗ 
ladungsſchreiben des Staatsſekretärs Blaine von 1887 angeführt 
(S. 29 ff.). Im Oktober 1889 findet dann die erſte pan⸗ 
amerikaniſche Konferenz ſtatt. Die Beſchlüſſe gehen 
in erſter Linie auf Ausbildung der Schiedsgerichtsbarkeit. 
Daneben ſoll eine Reihe von Ordnungen wirtſchaftlicher Art 
geſchaffen werden: Zollunion, Maß und Gewicht, Patentſchutz, 


internationales Privatrecht uſw. Auch ein internationales 
amerikaniſches Bureau ſoll beſtehen für „kommerzielle 
Informationen“. Dieſes trat ſofort ins Leben, während die 
18.65 Vorſchläge zunächſt noch auf Schwierigkeiten ſtießen 

\ Aber ſpätere pan⸗amerikaniſche Konferenzen bauten an 
dieſen Dingen weiter. Solche traten zuſammen in den Jahren 
1901, 1906 und 1910. Die Auszüge aus den gehaltenen Reden, 
welche der Verf. mitteilt, zeigen uns, wie ſtark man da drüben 
mit Gefühlswerten zu arbeiten weiß. Unſere deutſchen 
Staatsmänner verſtehen das nicht ſo. Natürlich ſind es vor 
allem die Vertreter der lateiniſchen Nationen, die hohen Schwung 
und ſittliches Pathos in die Verhandlungen bringen. Aber auch 
die Nordamerikaner verſtehen auf dieſer Saite zu ſpielen. Vor 
allen dem vielgefeierten Senator Elihu Root gelangen ſolche 
Töne. Was er über die Freundſchaft der Nationen ſagt, über die 
Herrſchaft des Rechtes und des Friedens, die Unabhängigkeit 
jedes Mitgliedes der Nationenfamilie, den Schutz der Schwachen 
gegen Bedrückung des Starken (S. 128 ff. — dem deutſchen 
Beamten klingt es vielleicht nach Konventikel), mußte ſehr 
geeignet ſein, die Menſchen in ein gehobenes Bewußtſein zu ver⸗ 
ſetzen und mit fortzureißen. Und dabei handelt es ſich eigentlich 
um ſehr nüchterne Dinge. 

Auch der Verf. iſt geneigt, das von den pan⸗amerikaniſchen 
Zuſammenkünften Geleiſtete ſehr hoch zu feiern. So finden wir 
3. B. unter den Veranſtaltungen den „pan⸗ amerikaniſchen 
wiſſenſchaftlichen Kongreß“. Man hat da behandelt: 
„Anthropologie, Aſtronomie, Landwirtſchaft, Bewäſſerung, Er⸗ 
ziehung, Ingenieurweſen, Völkerrecht, Staatsrecht, Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft (2), Minen⸗ und Hüttenweſen, Geologie und angewandte 
Chemie“ uſw. In 45 Unterſektionen wurde gearbeitet und in 
49 Artikel hat man die Reſolutionen und Empfehlungen zu⸗ 
ſammenfaßt. Der Verf. nennt das einen „vollen Erfolg der 
Wiſſenſchaft“ und „ein Ereignis hervorragendſter Art“ (S. 244). 
Ein deutſcher Wiſſenſchaftler findet möglicherweiſe ſchon an ſeinem 
braven Juriſtentag zu viel oberflächliche Verſammlungsmache! 

Ebenſo wird uns die überſchwängliche Bewertung des inter⸗ 
nationalen Bureaus“ nicht gleich einleuchten. Man hat 
ihm ja nachträglich noch weitere „Informationen“ übertragen; es 
bildet jetzt zugleich einen ſtändigen Ausſchuß der Konferenz, um 
die Ratifikation ihrer Beſchlüſſe durch die Staaten zu betreiben 
und Vorſchläge zu machen für künftige Beratungsgegenſtände: 
ſeine „große Bedeutung und Würde“ anzuerkennen, wurde ſein 
Name umgeändert in „Pan⸗Amerikaniſche Union“ (was der Verf. 
S. 206 mit Recht als mißverſtändlich bezeichnet) und wurde 
der Rang ſeines Direktors erhöht. Aber ſollte es deshalb wirk⸗ 
lich ſchon „ein Friedensinſtitut von hervorragender Bedeutung“ 
genannt werden dürfen, und eine „Vorbeugung des Krieges durch 
die ſtete Organifierung und Erörterung der materiellen Lebens⸗ 
intereſſen“ (S. 291)? Dazu wird hier noch eine Außerung ſeines 
gegenwärtigen Direktors angeführt: „daß es niemals einen euro⸗ 
päiſchen Krieg gegeben hätte, wenn in einer der europäiſchen 
Hauptſtädte ein pan⸗ europäiſches Bureau organiſiert geweſen 
wäre, wie das pan⸗amerikaniſche Bureau zu Washington“. Das 
darf man wohl nicht ſo ſtreng nehmen. — 

Nur zweierlei Bemerkungen allgemeiner Art möchte ich noch 
machen: 

Einmal geben die Verhandlungen der amerikaniſchen Staats⸗ 
männer, über welche Verf. hier berichtet, einen bedeutſamen Bei⸗ 
trag zur Lehre vom Weſen des Völkerrechts. Ich habe 
ſchon an anderer Stelle darauf hingewieſen, wie ganz anders als 
bei den übrigen Rechtsarten, ie beim Zivilrecht, das 
Moraliſche hier hereinſpielt: ſeine Kraft genügt, um dem, 
was der Staat danach gegenüber dem anderen Staate ſoll, jene 
Sicherheit zu geben, die uns an dem ſo von ihm Wahr⸗ 
Ai menen die rechtliche Natur erkennen läßt. Die deutſche 

olkerrechtslehre ſteckt viel zu ſehr in zivilrechtlichen Anſchau⸗ 
e die franzöſiſche nicht minder; man hilft ſich mit künſtlichen 

uſteukfionen, um dieſem Vorbild nachzukommen. In Amerika 
nehmen fie die Sache, wie fie iſt. Bei den Beratungen der erſten 
hanzamerifantichen Konferenz über die Schiedsverträge (S. 48 ff.) 
wurde von den Rednern hervorgehoben, daß dieſe keinerlei 
ſelchngsnalur haben dürften; die Souveränität der Staaten laſſe 
M es nicht zu. „Der muß eine armſelige Meinung von der 

anchenwürde, eine noch armſeligere von der Würde der 
Republik, haben,“ ſagt ein hervorragender Vertreter der lateiniſchen 
was d ken, „ber da glaubt, daß nur das obligatoriſch ſein kann, 
kann N wirklichen Zwang durchgeſetzt zu werden vermag ...es 

durch en eee Sanktion gefunden werden 19 85 

pflichtung (S 51% Abkommen eingegangene moraliſche Ver 


blaß u : | L 
8 15 nſere Kenntniſſe bereichern nach wiſſenſchaftlicher Art; er 


Wr 
ich, ſeine Staaten 
Wied Pe 5 


gebende 


1 gleichfalls zuſammen zu organiſieren. 
iſt in der pan⸗amerikaniſchen Bewegung das maß⸗ 
piel vorhanden, das bloß nachzuahmen wäre“ 


(S. 287). Mir ſcheint aber, die amerikaniſche Friedensbewegung 
hat ſich bisher keineswegs als eine ſo ganz zuverläſſige Sache 
bewährt. Wenn ſie noch einigermaßen hält, ſo verdankt ſie das 
dem Umſtand, daß dort ein einziger Staat, alle anderen weit über⸗ 
wiegend, allein als Führer in Betracht kommt. Und dieſer Staat 
hat einſtweilen gar kein Begehren nach Freiheit und Eigentum 
der anderen, ihm genügt vorläufig, wohlgeordnete Nachbarn an 
ihnen zu haben, die ihn nicht ſtören und gute Abnehmer vorſtellen 
können. Wer will darauf bauen, daß die natürliche Staatsſelbſt⸗ 
ſucht bei ihm nicht dahinter lauert? Die Geſchichte hat ſie doch 
ſchon recht deutlich durchſchimmern laſſen! Von den anderen gar 
nicht zu reden. Jedenfalls ſind jene verhältnismäßig günſtigen 
Vorausſetzungen in Europa gar nicht gegeben. Der Verf. ver⸗ 
kennt das auch keineswegs (S. 287 ff.) Er erhofft aber, wenn 
die europäiſchen Staaten nicht aus der „Staatenanarchie“ 
(S. 289) herauszukommen wiſſen, von dem organiſie rten 
Pan⸗ Amerika die Rettung: „Es wird feine moraliſche 
und, wenn es not tut, ſeine phyſiſche Kraft einſetzen, um Europa 
zur Organiſation zu bringen“ — nach ſeinem erprobten Schema 
natürlich! Welch unglückliches Experimentieren 
müßte das werden! Wahrlich, ihm würden — etliche verbohrte 
Ideologen ausgenommen — nur diejenigen mit Behagen ent⸗ 
gegenſehen, die darauf rechnen, für ihren Staat irgendwelche 
Sondervorteile zu erſchnappen, wozu ſich ja auf dieſe Art recht 
günſtige Gelegenheiten bieten mögen. Die Gerechtigkeit 
aber würde ihr Haupt ſchwerlich unverhüllt laſſen können. Und 
eine ſelſame Ara der Freiheit müßte für das fo organifierte 
Europa damit beginnen! 
Prof. Dr. Otto Mayer, Heidelberg. 


Böckel, Fritz, Dr. jur. Rechtsanwalt am Oberlandesgericht in 
Jena: Wirkungen des Krieges auf Rechtsverhältniſſe der 
Elektrizitäts⸗ und Gaswerke. Zur Frage der Tarif⸗ 
erhöhungen, Bezahlung vereinbarten Mindeſtderbrauches 
trotz Verbrauchseinſchränkung, Beſchlagnahme elektriſcher 
Maſchinen. 1918. München, Berlin, Leipzig. J. Schweitzer 
Verlag. (Arthur Sellier.) Preis einſchl. Teuerungs⸗ 
zuſchlag 3,75 Mk. s 

Der durch feine rechtswiſſenſchaftlichen Arbeiten, namentlich 
als Herausgeber des „Landesprivatrechts der thüringiſchen 

Staaten“ (Dernburg, Ergänzungsband IX) bereits beſtens 

bekannte Verfaſſer hat die Anregung zur vorliegenden Schrift aus 

der Praxis erhalten. Er war rechtskundiger Mitarbeiter der 

Sektion El. der Kriegsrohſtoffabteilung (für Elektrizität, Gas 

und Waſſer), lernte hier die Bedürfniſſe und Rechtsſtreitfragen der 

Elektrizitäts⸗ und Gaswerke in weiteſtem Umfange kennen und 

iſt ſomit wie wohl kaum ein anderer berufen, auf die aus dem 

Titel des Buches ſich ergebenden Fragen Antwort zu geben. Der 

erſte Teil des Buches behandelt die Frage, ob die Elektrizitäts⸗ 

und Gaswerke trotz beſtehender langfriſtiger Lieferungsverträge 
mit Rückſicht auf die durch den Krieg hervorgerufene, teilweiſe 
mehrere 100 Prozent betragende Steigerung der Preiſe der 

Kohlen und der anderen Betriebsſtoffe, der Löhne und ſonſtigen 

Geſchäftsunkoſten befugt ſind, die beſtehenden Lieferungsverträge 

aufzuheben. Der Verf. geht von der clausula rebus sic stantibus 

aus Er verkennt nicht ihre Ablehnung durch das Reichsgericht, 
die auch neuerdings wieder grundſätzlich erfolgt iſt, und in einem 
großen Teile der Literatur. Andererſeits ſtellt er der glatten 

Ablehnung der Klauſel eine Fülle von Meinungen und Hilfsver⸗ 

ſuchen in der Literatur gegenüber, die dem Schuldner den für nor 

wendig erkannten Rücktritt ermöglichen ſollen, und nimmt ſelb⸗ 
ftändig Stellung zu den verſchiedenen Anfichten. (Das bekannte 

Krückmannſche Buch war bei Erſcheinen des Böckelſchen Werkes 

noch nicht herausgekommen, konnte alſo vom Verf. noch nicht ver⸗ 

wertet werden.) Er kommt dabei zu dem Ergebnis, daß eine 
große Anzahl namhafter Schriftſteller die Klauſel, ſelbſt wenn 
fie von ihnen als nicht beſtehend behandelt wird, als wirtſchaftliche 

Notwendigkeit erkannt hat, und prüft ſodann ſelbſt erneut die Fee 

ob die Anwendbarkeit der Klauſel nicht auch rechtlich Ion I 

begründet ift. Dabei kommt er zu dem Graebnis, daß en 1800 

nicht nur durch fein Schweigen (Ortmann, BGB. 2 Bd. 1 echrift⸗ 

die Berechtigung zur Annahme der Klauſel als eines der Rechts 
lichen Feſtlegung nicht mehr bedürftigen Grundſaßes des ve Cr 
gibt, ſondern auch durch ſeine Beſtimmungen ſelbſt. 55 Se⸗ 
gebnis dieſer Unterſuchungen und im Anſchluß richts 

zierung von Urteilen oberſter Gerichtshöfe und des Rei ie 5 

iſt: Die clausula rebus sie stantibus iſt auch vom geltenden 

Recht angenommen. Sodann beantwortet der Verf. 5 1 8 

Stelle aufgeworfene Frage dahin: Bei den durch den Krieg her⸗ 

vorgerufenen oben berührten Verhältniſſen iſt der Rücktritt von 

beſtehenden Tarifverträgen zuläſſig, und zwar erſtmalig auf Grund 
der clausula rebus sic stantibus, dann aber zum mindeſten auf 

Grund von $ 157 BGB. x 

Im zweiten Teile behandelt ber Verf. die Frage der Be⸗ 
zahlung bei vereinbartem Mindeſtverbrauch von Gas und Elek⸗ 
krizität und der Unmöglichkeit dieſes Mindeſtverbrauchs zufolge 
behördlicher Eingriffe und die für das Werk und den Abnehmer, 
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die beide gleichzeitig Gläubiger und Schuldner aus dem Vertrage 
ſind, ſich ergebenden Rechtsfolgen und am Schluſſe die Bekannt⸗ 
machung über Beſchlagnahme und Beſtandserhebung für elektriſche 
Maſchinen, Transformatoren und Apparate. 

Das Buch iſt eine gründliche, tief ſchürfende Arbeit; dies 
gilt naturgemäß vor allem von ſeinem erſten Teile, der faſt 
3 Vierteile des Geſamtumfanges umfaßt. Selbſt wer glaubt, 
mit Rückſicht auf die Stellung des Reichsgerichts dem Verf. auf 
feinen Wegen über die clausula nicht allenthalben folgen zu 
können, muß zugeben, daß neue wichtige Geſichtspunkte hervor⸗ 
gehoben werden, die der Juriſt nicht unbeachtet laſſen darf; er 
wird ſich veranlaßt fühlen müſſen zu prüfen, ob die Entſcheidungen 
des Reichsgerichts ſich jetzt noch aufrechterhalten laſſen. Das 
Werk iſt über ſeinen Titel hinaus inſoweit ein beſonders wert⸗ 
voller Beitrag zur elausula rebus sie stantibus, und an ihm 
wird niemand vorübergehen dürfen, der die clausula behandeln 
will. Aber nicht nur der Juriſt wird das Buch befriedigt aus 
der Hand legen. Es gehört auf den Vorſtandstſch jedes Leiters 
eines Elektrizitäts⸗ oder Gaswerkes und iſt dazu um ſo mehr 
geeignet, als es ſich durch eine klare auch dem Laien verſtändliche 
Sprache beſonders auszeichnet. 

Geh. Regierungsrat Krauſe, Gera (Reuß). 


Friedrich Leitner: Die Kontrolle in kaufmänniſchen Unter⸗ 
nehmungen. Frankfurt a. M. 1917. J. D. Sauerländers 
Verlag. 8 . VIII und 216 Seiten. 


Den Fragen der Verkehrstechnik und der Betriebseinrich⸗ 
tungen iſt im letzten Jahrzehnt von verſchiedenen Seiten, er⸗ 
freulicherweiſe nicht zum wenigſten. auch von den Juriſten, großes 
Intereſſe geſchenkt worden. Dieſes dürfte jetzt noch erheblich 
wachſen im Hinblick auf die für die nächſte Zeit in Ausſicht ge⸗ 
nommene Sozialiſierung der hierfür reifen Betriebe, die, im 
Intereſſe der Allgemeinheit, hoffentlich nicht ohne zuvorige Be⸗ 
gutachtung von Privatwirtſchaftlern und unparteiiſchen Sachver⸗ 
ſtändigen der betreffenden Handels- und Induſtriezweige er⸗ 
folgen wird. 

Über Organiſationsfragen und Technik ein⸗ 
zelner Geſchäftszweige ſind in neuerer Zeit eine Anzahl Arbeiten 
erſchienen, die zum Teil, neben theoretiſchen Studien, auf prak⸗ 
tiſchen Erfahrungen fußen. Das vorliegende Buch von Prof. 
Friedrich Leitner hat es ſich nun zur Aufgabe geſtellt, die kauf⸗ 
männiſchen Kontrollmaßnahmen, die wohl für ein⸗ 
zelne Geſchäftszweige — für den Bankbetrieb u. a. auch in meinem 
Werk „Das Bankgeſchäft“ —, aber noch nicht zuſammenhängend 
literariſch behandelt ſind, darzuſtellen. 

Die (privatwirtſchaftliche) Kontrolle iſt keine produktlve, 
werterzeugende, iſt nicht werbende Arbeit, auch nicht Selbſtzweck, 
ſondern Mittel zum Zweck in der Verfolgung des Erwerbszweckes, 
mit den geringſtmöglichen Mitteln den größtmöglichen Erfolg 
zu erzielen. Die Kontrollen müſſen auf ihre Zweckmäßigkeit, d. h. 
auf ihre Wirtſchaftlichkeit, geprüft werden. Hiergegen wird noch 
viel geſündigt. So habe ich in manchen Großbetrieben — dieſe 
kommen in der Hauptſache ja nur in Frage — Kontrollmaß⸗ 
regeln vorgefunden, für die der Leiter eines großen Warenhauſes 
einmal treffend das Wort geprägt hat: „Bei dieſer Kontrollein⸗ 
richtung gilt der Taler 20 ,, d. h. die Ausgaben für dieſe 
Kontrollen ſind weit größer als der Schaden je betragen kann, 
wenn ſolche Kontrollen überhaupt nicht vorgenommen werden. 

Leitner faßt den Begriff „Kontrolle“ ſehr weit und ver⸗ 
ſteht es, die Materie geſchickt zu gliedern, wie ſchon ein Blick auf 
das Inhaltsverzeichnis ſeines Buches zeigt, das u. a. Kapitel 
„Die Reviſionen“, „Kontrolle der Kalkulation“, „Statiſtik im 
Fabrikbetriebe“, „Sozialſtatiſtik“, „Statiſtik im Bankgewerbe“, 
„Formularmäßige Kontrolle“, „Finanzverwaltung und Finanz⸗ 
kontrolle“ enthält. Die vorhandene Literatur iſt ausgiebig be⸗ 
nutzt; in vielen Fällen konnte der Verf. eigen Geſchautes dar⸗ 
ſtellen und kritiſieren. Neben grundſätzlichen Erörterungen über 
die Organiſation und Verwaltung von privaten Erwerbswirt⸗ 
ſchaften (Großbetrieben) wurden im Text typenmäßige 
Beiſpiele und eine Anzahl Tabellen zur Veranſchau⸗ 
lichung des Allgemeinen am Beſonderen eingefügt. 

Reg.⸗Rat Prof. Dr. Georg Obſt, Dresden / Breslau. 


Felix Auerbach: Ernſt Abbe, ſein Leben, ſein Wirken, ſeine 
1 Leipzig, Akademiſche Verlagsgeſellſchaft 
m. b. H. 

Wer kennt Ernſt Abbe? So oft ich Juriſten nach ihm fragte, 
habe ich verneinende Antwort erhalten. Und doch iſt Ernſt Abbe 
einer der großen Männer, deren Leben in der Sammlung 
Wilhelm Oſtwalds als Studie zur Biologie des Geiſtes auserſehen 
iſt. Und doch hat Abbe wegen einer juriſtiſch ausgezeichneten 
Arbeit das Ehrendoktorat der juriſtiſchen Fakultät in Jena er⸗ 
halten. Aber nur der Name iſt unbekannt, nicht der Mann und 
nicht ſein Werk. 

Ernſt Abbe war der Erfinder der Zeißgläſer, die leitende 
Seele der Zeißwerke in Jena und hat als ſolcher einen Weltruf. 


Doch würde der Dozent und optiſche Techniker Abbe vielleicht 
keinen Anſpruch darauf haben, daß Juriſten ſich mit ihm be⸗ 
ſchäftigen. Aber mit Recht ſpricht ſein Biograph Felix Auer⸗ 
bach von der Erfindung der Gläſer als ſeinem großen und von 
der Carl⸗Zeiß⸗Stiftung als feinem größeren Werk. Ernſt Abbe 
war ein Sozialpolitiker hohen Ranges, und das Inſtrument über 
die Carl⸗Zeiß⸗Stiftung iſt ſo großzügig gedacht und zugleich ſo 
fein ziſeliert, daß er ſein Ehrendoktor wohl verdiente. Um dies 
zu verſtehen, muß man ſich freilich über die alte Auffaſſung er⸗ 
heben. als ob Jurisprudenz nur die Kunſt wäre, Geſetze zu deuten, 
Begriffe zu zerlegen und Grundſätze in ihre Konſequenzen zu 
verfolgen. Bei ſolcher Auffaſſung wäre weder die geſetzgeberiſche 
Tätigkeit, wie auch Löning behauptete, noch der wichtigſte Teil 
der Anwaltstätigkeit Jurisprudenz. 

Ich habe ſchon wiederholt auf das Seſtenbild der Baukunſt 
hingewieſen. Der Polier muß den Aufträgen und den ihm vor⸗ 
gelegten Zeichnungen folgen und im großen und ganzen auch der 
Baumeiſter, dem ein Architekt vorſteht. Aber Baukünſtler im 
beſten Sinn iſt doch der Architekt ſelbſt, der die Pläne macht und 
die Zeichnungen fertigt, bei dem alſo der Gehorſam gegen dieſe 
nicht beſteht. Wollte man die Baukunſt auf die Tätigkeit der 
untergeordneten Arbeiter beſchränken, jo würde man fie zum Baus 
handwerk herabſetzen, und ebenſo iſt es eine Herabſetzung der 
Jurisprudenz zum Handwerk, wenn man ſie nur als die Tätig⸗ 
keit jener betrachtet, die dem Geſetz zu folgen haben. Der Geſetz⸗ 
geber ſchafft es, und wäre er nicht Juriſt, ſo wäre auch ſein 
Werk nicht juriſtiſcher Art. Ebenſo iſt aber für den Anwalt und 
auch für den Richter, ſoweit das Geſetz ihn nicht ſtarr bindet, 
die geſetzliche Vorſchrift zwar die Schranke ſeiner freien Tätigkeit, 
aber nicht der leitende Gedanke. Dies iſt vielmehr die Organi⸗ 
ſation der Lebensverhältniſſe zur friedlichen und gedeihlichen 
Entwicklung des menſchlichen Lebens. Ein ſolches Organiſations⸗ 
werk iſt nun aber die Carl⸗Zeiß⸗Stiftung. 

Ernſt Abbe war der Sohn eines Tertilarbeiters. Er ſah bei 
ſeinem Vater und ebenſo bei anderen Arbeitern Not und Hunger, 
bei einer Arbeitszeit von 14—15 Stunden im Tag, die nicht 
einmal durch die Muße zum Mittagsmahl unterbrochen war. Er 
hatte ſelbſt mit Not und Entbehrung zu kämpfen, und dachte, als 
er durch ſeine außerordentliche Fähigkeit und ſeinen eiſernen 
Fleiß ſich doch bis zum Dozenten in Jena aufgeſchwungen hatte, 
noch als ſolcher daran, eine Stellung an einer Privatſchule an⸗ 
zunehmen, um leben zu können. 

Da trat plötzlich das wirtſchaftliche Glück zu ihm. In Jena 
lebte Carl Zeiß. Inhaber einer Heinen mechaniſch⸗optiſchen Werk⸗ 
ftätte, in der einfachere Apparate gebaut und Reparaturen aus⸗ 
geführt wurden. Carl Zeiß baute auch Mikroſkope in jener 
Weiſe, wie ſie damals üblich war. Aber ſo wie bei allen anderen 
waren fie auch bei ihm völlig unzulänglich. und da wendete er 
ſich an Ernſt Abbe, der nun mit feiner ganzen theoretiichen und 
konſtruktiven Kraft an das Problem des zuverläſſigen Mikroskops 
heranging. Wie er dies vollbrachte und wie die Erfindung. die 
anfanas zwar Anfechtungen erlitt, aber bald die Welt eroberte, 
von ihm ausgebaut, vervollkommnet und erweitert wurde. mag 
man in dem Buch, das den Anlaß zu dieſer kurzen Darſtellung 
gibt, ſelbſt nachleſen. Das Leben eines großen Menſchen in ſeinen 
Einzelheiten zu verfolgen wie er wurde und fehuf. iſt ein äſthe⸗ 
tiſches Vergnügen eigener Art. und jeder wird dasſelbe empfinden, 
wenn er die Lebensgeſchichte Ernſt Abbes lieſt. Aber Ernſt Abbe, 
der nun plötzlich von einem kleinen Dozenten zu einem großen 
Unternehmer, von einem armen Schlucker zu einem reichen Mann 
wurde, vergaß niemals — und das iſt feine größere Tat — die 
Erlebniſſe ſeiner Kindhett und Jugend. Er bildete ſich aus 
ihnen Gedanken über Kapital und Arbeit. über Beſitz und Recht, 
über Staat und Individuum, aus denen feine vornehmen Ent 
ſchlüſſe und Taten der ſozialpolitiſchen Richtnua entſproſſen Er 
hatte anfangs gemeint, es genüge, um ein auskömmliches Gleich⸗ 
maß zwiſchen Beſitz und Arbeit herzuſtellen den Zins zu be⸗ 
ſeitigen. Jeder könne Beſitz erwerben ohne Schranke aber wenn 
er nicht arbeitet. könne er nur dieſen Beſitz. das Kapital, auf⸗ 
zehren. Der Gedanke änderte ſich in ihm, je reicher er wurde, 
je mehr er einſah, daß das bloße Nichtverzinſen die Aufſpeicherung 
von Millionen nicht hindere. In feinen „Motiven zum Erb⸗ 
vertrag“ faat er hierüber: 

„Der Beſitz über den ich gegenwärtig verfüge. und der Er: 
werb, den ich auf Grund beſtehender Verträge in Zukunft erwarfen 
kann, find ganz weſentlich nur dadurch zuſtande gekommen. daß 
es mir und meinen Genoſſen möglich war, die Tätigkeit vieler 
anderer Perſonen dauernd in unſeren Dienſt zu ſtellen und den 
Ertrag ihrer Arbeit uns zunutze zu machen. Die gegenwärtige 
Rechtsordnung erklärt ſolchen Beſitz bedingungslos als freies 
Privateigentum des erfolgreichen Unternehmers. Nach meiner 
perſönlichen Überzeugung aber will er vor einer ſtrengen Sitt⸗ 
lichkeitsidee als öffentliches Gut betrachtet und behandelt ſein, 
ſoweit er hinausgeht über das Maß eines angemeſſenen Lohnes 
für die perſönliche Tätigkeit Die Rechtsordnung hat 
keinen Weg eröffnet, auf welchem ſolches im geregelten Verfahren 
erfolgen kann. Ich kann und muß daher meiner Pflicht nach 
eigenem beſten Ermeſſen zu genügen ſuchen. Unter mancherlei hierzu 
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möglichen Wegen kommen für mich nur zwei in Betracht. Aus⸗ 
giebige Fürſorge für das Wohl aller derer, die zur Gewinnung 
aller Mittel bis hierher mitgewirkt haben oder in Zukunft mit⸗ 
wirken werden, und Förderung der Wiſſenſchaften, auf deren Boden 
die betreffenden Unkernehmungen erwachſen ſind und denen ich 
zugleich mein eigenes Emporkommen zu verdanken habe.“ 

Er fügt ſpäter noch die Förderung der Stadt Jena hinzu als 
Verkörperung der öffentlichen Wohlfahrtspflege. Wie ſollten nun 
die Zeißwerke das dreifache Ziel erreichen? Ein Produktivunter⸗ 
nehmen zu bilden, lehnt Abbe aus arbeitspolitiſchen Gründen 
ab; er denkt als erfahrener Leiter, die Produktivunternehmen 
haben ſich im allgemeinen nicht bewährt. Er will anfangs Ver⸗ 
ſtaatlichung, ſtößt dabei aber auf Widerſtand bei ſeinen Mit⸗ 
arbeitern und deren Freiheitsdrang. So kam er zu einer Stiftung, 
die anfangs Teilnehmer ſein ſollte, der aber ſpäter das Unter⸗ 
nehmen formell verkauft wurde, damit die Angelhaken des Erb⸗ 
rechtes nicht ſtörten. Die Kaufſumme war nur eine ſehr mäßige 
Verſorgung der Familie Abbes und eine größere ſeines Kom⸗ 
pagnons. Die Familie Abbes ſollte nach feinem Tode 300 000 # 
erhalten und das Wohnhaus mit ſeinem Inhalt; eine ſehr kleine 
Summe in Anbetracht des Millionenwertes des Unternehmens, 
aber durchaus in der Richtung von Abbes Gedankengang, daß der 
Beſitz nur ein behaglicheres tätiges Leben ſchaffen dürfe. 

Die Organiſation der Stiftung iſt wegen des dreifachen 
Intereſſes, das zu wahren iſt (Arbeiter, Univerſität, Stadt), etwas 
verwickelt. Es iſt eine Stiftungs verwaltung, eine Betriebsleitung 
und ein Stiftungskommiſſär vorgeſehen, letzterer in eigener Art 
zu wählen Aber die Organiſation hält bis jetzt gut ſtand. Das 
wichtigſte im Stiftungsbrief iſt das 5. Hauptſtück, das ein ge⸗ 
ſchloſſenes, die Auffaffung der Zeit weit überragendes Arbeiter⸗ 
recht enthält. Die Angeſtellten erhalten einen ſeſten Lohn, dazu 
einen Überlohn für eigene Geſchicklichkeit und einen Gewinſt⸗ 
anteil. Sie haben Penſionsrecht, wenn ſie aber (vorher) gekündigt 
werden, das Recht auf eine Abgangsentſchädigung. Der Höchſt⸗ 
lohn ift in einem feſten Verhältnis zum Durchſchnittslohn. Die 
Arbeiter wählen einen Ausſchuß, der bei allen Angeſtelltenfragen 
mitberät. Eine achtſtündige Arbeitszeit wird eingehalten, ohne 
dreifache Schicht, lediglich aus dem Grundſatz der notwendigen 
Erholung. Eine größere Zahl von Zuwendungen an die Organi⸗ 
ſation iſt vorgeſehen. Ein großes Volkshaus wird in der Stadt 
Jena gebaut. N die Univerſität wird insbeſondere durch einen 
Fonds der Carl⸗Zeiß⸗Stiftung geſorgt, der zur Erweiterung von 
Inſtituten und zur höheren Beſoldung der Profeſſoren dient. 
Erſt jüngſt ſind aus demſelben die Sammlungen Häckels gekauft 
und ein Muſeum für ſie errichtet worden. Alles das durch einen 
Mann deſſen Veſcheidenheit zugleich fo groß war, daß er alle 
Unternehmungen unter dem Namen Carl Zeiß gehen ließ, und 
Uneingeweihte ſeinen Namen nicht kennen. 

1905 fterb er. 65 Jahre alt. Die Tüchtigkeit ſeiner Organi⸗ 
ſation bewährt ſich noch heute. Ihr Studium iſt allen zu 
empfehlen, welche lernen wollen, wie aus einem warmen Herzen 
und klaren Kopfe aus Zeit und Lebensſchickſalen heraus ein groß⸗ 
zügiges, dauernd wohltätig wirkendes Werk entſteht. 

Advokat Dr. v. Ofner, Wien. 


Rudolf von Ihering in Briefen an ſeine Freunde. Leipzig 
1913. Breitkopf u. Härtel. 

Ein Buch, ſo recht geeignet für die wildbewegten Tage, in 
enen wir leben! Aus unſerer ſtürmiſchen Zeit führt es den 
Leſer, beruhigend und inneren Frieden verbreitend, in die Harmonie 
eines ſtillen deutſchen Gelehrtenlebens. Es läßt einen Einblick 
zun in die Geiſteswerkſtatt, in das äußere und das Innenleben 
eines unſerer Größten. Wie wenig äußere Erlebniſſe und wieviel 
u Erleben! Briefe an die Freunde. Welche Namen tragen 
0: dieſe Freunde: Gneiſt. Gerber, Wächter, Stinzing, Fitting, 
5 At Bülow, Binding, Mitteis, Schwarze und vor allem Bern⸗ 
Dead mit dem Ihering eine tiefe Herzensfreundſchaft 
J Und wie unendlich modern mutet einem vieles an, was 
en vor Jahrzehnten geſchrieben und geſprochen hat. So, 
Zwie er Anfang der 70er Jahre in dem überaus anziehenden 
Ausläßt wr mit ſeinem Sohne ſich über die Sozialdemokratie 
Er ieh, „lie ſtecke noch in den Kinderjahren ihrer Entwicklung. 
ſchen P — ſo erwiderte er auf einen Einwurf — der ſozialiſti⸗ 
maligen ropgganda wohlgeſinnt gegenüber. Nachdem die da⸗ 
kommen y ührer von der Bühne abgetreten, würden andere 
Arbeit a gemäßigter Geſinnung, die an pofitive, fruchtbare 
ſtändſgen Elontreten bereit ſind. Die Sympathien aller ver⸗ 
auch die Keimente würden ihnen dabei nicht fehlen, wie er 
Genugtuun eformbewegung der Kaiſerbotſchaft als die größte 
een feines Lebens begrüße. Alles Regieren ſei nur ein 
dem Münſch zwiſchen widerſtreitenden Beſtrebungen, zwiſchen 
demokratiſcbenswerten und dem Möglichen. Werde die ſozial⸗ 
Durchführun artet einflußrelcher, fo würde fie an die praktiſche 
nicht ohne Anker Beſtrebungen denken können, aber das ginge 
promiß! Da 11 Unterſtützung anderer. Alſo wieder Kom⸗ 

zu komme, daß eine Partei, die Dauerndes ſchaffen 
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wolle, nicht lediglich die Intereſſen eines Standes vertreten, 
ſondern auch auf die übrigen Rückſicht nehmen müͤſſe. Endlich 
ſei in Betracht zu ziehen, daß extreme Maßregeln gegen den 
Kapitalismus ungeheure Kapitalien aus Deutſchland verſcheuchen, 
ſeine Induſtrie und ſeinen Handel in das Elend bringen würden. 
Nur internationale Verſtändigung könnte radikale Anderungen 
möglich machen, aber da kommt es dann wieder zum Konflikt 
widerſprechender Intereſſen. Wie wir die Sache auch betrachten 
mögen, immer kämen wir wieder zu demſelben Ergebnis, daß 
nichts durch gewaltſamen Umſturz zu erreichen, daß vielmehr der 
bereits in Deutſchland eingeſchlagene Weg der Reformen der 
richtige ſei.“ 

In Eigentum, Beſitz, Kauf, Erbfolge — ſo führt er im An⸗ 
ſchluß daran aus — liege nichts Ewiges, nichts Unabänderliches. 
Unſere Ziviliſation wolle nicht die Freiheit, ſondern die Be⸗ 
ſchränkung des Individuums, die Beſchützung des Schwachen 
gegen den Starken, gleiches Recht, gleiche Fürſorge für alle. In 
dieſem Sinne werde noch vieles nach oben wie nach unten zu 
tun ſein. Man werde den Ausſchreitungen des Kapitalismus 
ſich entgegenſetzen, aber man könne auch nicht den Fortſchritt 
hemmen. Manches Unrecht werde durch gerechtere Ver⸗ 
teilung der Steuern und durch eine progreſſive 
Erbſchaftsſteuer zu mildern ſein. Aber immer 
müſſe wiederum dabei bedacht werden, daß es ſich um zwei⸗ 
ſchneidige Waffen handelt. Am eheſten könne er ſich noch vor⸗ 
ſtellen, daß man mit dem Latifundienweſen aufräumen und ſuchen 
werde, Maximalgrenzen für liegende Güter feſtzuſtellen und die 
Rieſenbeſitzungen einzelner durch zahlreiche Anſiedlungen freier 
Bauern zu erſetzen. 


Hieraus ergibt ſich für Ihering der Keim der Weiterentwick⸗ 
lung des Rechts. Unſer bisheriges Recht — ſo ſchreibt er im 
Jahre 1889 an Neukamp — könne nicht ausreichen, die Aus 
ſchreitungen von Individuen gegen die geſellſchaftlichen Verord⸗ 
nungen zu bekämpfen. An Stelle der Individuen ſeien jetzt die 
Maſſen getreten, das auf die Individuen berechnete Recht paſſe 
jetzt nicht mehr. 

Von dieſer Auffaſſung des Rechts ausgehend, ſieht man ihn 
in feinen Briefen ſtändig ringen, um, über den Yormalbegriff des 
Rechts hinausſtrebend, zur praktiſchen ſozialen Rechts⸗ 
anwendung zu gelangen; er — der reine Theoretiker, dem die 
Aufnahme in den praktiſchen hannöverſchen Juſtizdienſt abgelehnt 
wurde. König Ernſt Auguſt „fand ſich nicht bewogen, den 
Rechtskandidaten R. Ihering zum Beamtenexamen zuzulaſſen“, 
zu dem nur Adlige und Söhne hannoverſcher Beamtenfamilien 
zugelaſſen wurden, ſo ſchildert er es ſelbſt in einer autobiographi⸗ 
ſchen Skizze. Kaum eine Stelle der Briefe lieſt man mit gleichem 
Bedauern: Was Ihering der Rechts wiſſenſchaft ge 
leiſtet hat, weiß die Welt. Wieviel Größeres er aber der Welt 
geleiſtet hätte, wenn er in der Praxis hätte ſtehen können, hat 
niemand tiefer gefühlt als er ſelbſt. „Könnte ich noch einmal 
meinen Beruf wählen — ſchreibt er an Gerber —, ich würde 
ſchwerlich Juriſt werden, wenigſtens kein Romaniſt, überhaupt 
kein Theoretiker.“ Ein tief bewegendes, zum Nachdenken 
anregendes Wort des vielleicht größten deutſchen Theoretikers! 
In einem ſcherzhaft aphoriſtiſch gehaltenen Briefe an Bülow vom 
Jahre 1872 finden ſich die Worte: „Römiſches Recht nicht bloß 
genug vertreten, ſondern auch abgetreten, zur Neige gehend, 
aus dem letzten Loche pfeifend, Romaniſten in 30 bis 50 ahren 
komiſche Figuren ſein, vorweltliche Tiere, die man ins Muſeum 
ſteckt und zur Zeit ſchon in beſter Petrifizierung begriffen. Prozeß 
mitten im Leben und in der Bewegung — Wiſſenſchaft wachſen 
mit der Zeit, römiſches Recht umgekehrt, immer mehr abſterben. 
Möchte heute noch Prozeſſualiſt werden, um etwas Neues zu 
hören und mitzuerleben.“ 

Von „dem Kampfe, den er ſeit Jahren gegen die zur Zeit 
noch herrſchende unfruchtbare Richtung innerhalb der Jurkse 
prudenz führt,“ ſchreibt er in ſeinem auch nach anderer Richtung 
denkwürdigen Schreiben an Bismarck, „welche über dem Blend⸗ 
werk logiſcher Konſequenz und abſtrakter Prinzipien des Blicks 
für die realen Dinge verluſtig gegangen ſei“. Er prophezeit den 
„Umſchwung, den man dereinſt als den Übergang von der forma⸗ 
liſtiſchen zur realiſtiſchen Methode bezeichnen wird“. 

Dieſer ſeiner Auffaſſung entſpricht auch ſeine Auffaſſung vom 
0 Er begrüßt es in einem Brieſe an den n 
jungen Richter Neukamp, daß dieſer ſich habilitieren W und 
betont, welchen Wert er darauf lege, daß die Theorie Th, gti 
der Praxis ergänzt, die für keinen Zweig des Rechts ſo wichtig 
ſei als den Zivilprozeß, der mehr als andere auf ſelten des 
Lehrers praktiſche Anſchauungen erfordere, wie fie nur die Praxis 
ſelber geben könne. ut 

Kurz: wohin wir blicken, den Keim von Ideen, die die nun⸗ 
mehr anhebende Zeit hoffentlich zur ſegensreichen Entfaltung 
bringen wird! Magnus. 


Vereine, 


Juriſtiſche Geſellſchaft zu Berlin, 
Sitzung vom 14. Dezember 1918. 
Vorſitzender: Geh IR. Prof. Dr. v. Gierke. 


Vortrag von Neichdaerichtörat Dr. Neukamp: „Umgeſtaltung 
unſerer Gerichtsverfaſſung“. 

Der Vortragende ging von dem Grundſatz aus, daß alle Staats⸗ 
einrichtungen daraufhin zu prüfen ſeien, inwieweit fie ſparſamer 
wirtſchaften können ohne ſchlechter zu arbeiten. Ferner ſei zu prüfen, 
wie die Einrichtungen der Juſtiz am beſten in den Rahmen der durch 
die Revolution hervorgerufenen Umwälzung eingepaßt werden können. 
Denn die Revolution konne ohne Bürgerkrieg nicht rückgängig gemacht 
werden, wir müßten mit ihr rechnen. Der Vortragende gab ſodann 
einen Überblick über die Steigerung der Koſten der Rechtspflege im 
Reich und in Preußen ſeit 1882. Die Erſparnis ſei zu erreichen 
durch einen geringeren Aufwand von Menſchenkräften, falls damit 
dasſelbe Ergebnis erzielt werden könne. Nachdem die Revolution 
den deutſchen Beamtenſtaat wohl endaültig beſeitigt habe, werde 
auch die Gerichtsverfaſſung dieſem Geſichtspunkt Rechnung tragen 
müſſen. Insbeſondere müffe man ſich zu einer weſentlichen Er⸗ 
weiterung der Mitwirkung von Volksrichtern entſchließen. Der Fehler 
der gegenwärtigen Gerichtsverfaſſung ſei das Übermaß von Inſtanzen. 
Nötig ſeien höchſtens zwei Inſtanzen, die mit Erforſchung des Sach⸗ 
verhaltes betraut ſind, ohne daß dieſe Erforſchung nachaeprüft zu 
werden brauche. Eine rechtliche Nachprüfung dürfe nur inſoweit zu⸗ 
läſſig fein, wie fie im Intereſſe der Wahrung der Kechtseinheit 
liege, jedoch nicht im Partetintereſſe. Demnach ſei auf eine Ein⸗ 
ſchränkung der Reviſionen hinzuarbeiten; der bei weitem größte Teil 
bliebe ſchon jetzt obne Erfolg, verzögere alſo nutzlos die Dauer der 
Prozeſſe. Durch dieſe lanadauernden Rechtsſtreitigkeiten würde ein 
großer Teil des Nationalvermögens — der Vortragende ſchätzte ihn 
auf 200 Millionen V jährlich — feſtgelegt. 

Die Mitwirkung der Laien ſolle nur in der Reviſionsinſtanz 
ausgeſchloſſen ſein, hingegen bei den übrigen Gerichten, die ſich 
mit der Feſtſtellung des Tatbeſtandes zu beſchäftigen haben, bei 
der Urteilsfällung erfolgen. Bei der Beweisaufnahme ſeien ſie 
nicht notwendig, hingegen empfehle ſich der Vortermin vor den 
Berufsrichtern. 

Zum Zwecke der Erſparnis müſſe der Gerichtsſchreiber beim 
Kollegialgericht wegfallen, wo er völlig überflüſſig ſei. 

Im einzelnen denkt ſich Vortragender die Beſetzung der Gerichte 
folgendermaßen: Der Amtsrichter ſolle obne Laien entſcheiden bei 
Streitigkeiten bis zu 500 l und bei Übertretungen. Bei Zivil⸗ 
ſtreitigkeiten bis zur Höhe von 3000 ., ſolle der Amtsrichter mit 
zwei Laien entſcheiden, die je nach der Sachlage heranzuziehen ſind. 
Die Zuſtändigkeit der Schöffengerichte ſei auszudehnen. Bei Zivil⸗ 
prozeſſen in der Streitſtufe zwiſchen 600 bis 3000 K ſoll die Be⸗ 
rufung an das LG., die Reviſion an das OLG. gehen. Dieſe haben 
als BG. in der Beſetzung von 2 Berufsrichtern und 3 Laienrichtern 
zu entſcheiden, in der Reviſionsinſtanz in der Beſetzung von 3 Berufs⸗ 
richtern. Beim RG. erachtet Neukamp nur 27 Richter und einen 
Präſidenten für notwendig, da auch ſeine Senate verkleinert werden 
ſollen. Die Reviſionen ſeien durch ein Kollegium von 3 Mitgliedern 
vorzuprüfen und falls ſie von vornherein ausſichtslos erſcheinen, 
ohne Begründung zu verwerfen, anderenfalls ſolle dieſes Vorkollegium 
beſtimmen, in wie großer Beſetzung der Senat über die Reviſton zu ent: 
ſcheiden habe. Die freiwillige Gerichtsbarkeit will der Vortragende teils 
den Handelskammern, teils den Gemeindebehörden übertragen. Sämtliche 
Richter ſollten nach Möglichkeit an Gehalt und Rang gleichgeſtellt, 
aber das Gehalt für alle weſentlich erhöht werden. Landgerichts⸗ 
direktoren und Senatspräſidenten ſeien abzuſchaffen, den Vorſitz ſoll 
der jeweils älteſte Richter führen. Titel und Orden ſollten künftig 
fortfallen; dann gäbe für den Richter keine eigentliche Beamtenlauf⸗ 
bahn mehr; die Richter ſollten ſich aus der Zahl der Anwälte, 
Profeſſoren, juriſtiſch gebildeten Gemeindebeamten, Syndici uſw. 
ergänzen. 

In der Debatte ſprach Prof. Dr. Köhne, der auf die Stellung der 
Gewerbegerichte einging. RA. Dr. Eyck wies den Geſichtspunkt 
zurück, daß man die Frage der Juſtizreform vornehmlich unter dem 
Geſichtspunkt der Koſtenerſparnis betrachtete. Allein ſelbſt unter 
dieſem Geſichtspunkt ſeien die Vorſchläge des Vortragenden verfehlt: 
entſcheidend ſei nicht, welche Koſten ſie dem Fiskus verurſachen, wenn 
fie die Geſamtheit in anderer Weiſe belaften, z. B. könne die Zuziehung der 
Laienrichter niemals unter dieſem Geſichtspunkt gerechtfertigt werden, 
denn ſie würden ihrer wirtſchaftlichen Tätigkeit entzogen, die doch gewiß 
mindeſtens ebenſo hoch zu bewerten ſei. Eine finanzielle Erleichterung 
für die Geſamtheit bedeute es auch nicht, wenn man eine Tätigkeit, 
die bisher von ſtaatlichen Beamten ausgeübt wurde, künftig an Ge⸗ 
meindebeamten übertragen wolle. Ebenſowenig ſei daran zu denken, 
daß ein an Zahl kleineres Kollegium dasſelbe Maß von Arbeit be: 
waltigen könne, wie ein größeres. Das Schwergewicht der not⸗ 
wendigen Reform der Gerichtsverfaſſung liege überhaupt nicht bei der 
Zivilrechtspflege, die ſich im allgemeinen eines großen Vertrauens 
erfreue, ſondern bei der Strafrechtspflege. Hier ſei namentlich die 
Erſetzung von Strafkammern durch große Schöffengerichte und die 
Einführung der Berufung für alle Strafſachen notwendig. 


Jurtſtiſche Wochenſchrift. 


RA. Dr. Oscar Cohn, der Beigeordnete des Reichsjuſtizamts, 
führte aus: 

Die Richter ſeien bisher Organe im alten Obrigkeitsſtaat ge 
weſen, die zur Erreichung beſtimmter Zwecke eingeſetzt worden ſeien. 
Künftighin ſoll der Richter — ebenſo wie die übrigen Beamten — 
der Vertrauensmann des ganzen Volkes ſein, dann aber brauche man 
an dem Grundſatz der Unabſetzbarkeit des Richters nicht mehr feſt⸗ 
zuhalten. Die Richter müßten auf Zeit durch das Volk gewählt 
werden. wie dies jetzt ſchon in manchen Kantonen der Schweiz der 
Fall ſei. Daß die Richter bewußt Klaſſenjuſtiz geübt hätten, be⸗ 
hauptete er nicht, wohl aber unbewußt, weil ſie im Banne der An⸗ 
ſchauungen, in denen ſie groß geworden ſeien und in denen ſie 
lebten, geſtanden hätten. Der Staatsanwalt müſſe künftighin von 
den Weisungen feiner Vorgeſetzten unabhängig fein; an Stelle der 
Strafkammern haben große Schöffengerichte zu treten. 

Der Vorſitzende Gierke wandte ſich zunächſt gegen den Vor⸗ 
tragenden, der die Rechtspflege unproduktiv genannt hatte; wie 
produktion die Rechtspflege und eine feſte Rechtsordnung ſei, zeigten 
gerade die jetzigen Tage. Dann aber wandte er ſich in offenſichtlich 
ſtarker innerer Erregung gegen die Ausführungen des Dr. Cohn. 
Wir dürfen nicht von endgültigen Zuſtänden ſprechen, wir lebten 
vielmehr in durchaus proviſoriſchen und chaotiſchen Zuſtänden. Für 
Volkstümlichkeit der Rechtspflege ſei er (Gierke) während ſeines ganzen 
Lebens eingetreten. Auch unſer bisheriger Staat ſei ein Volks⸗ 
ſtaat geweſen, aber ein Volksſtaat mit obrigkeitlicher Spitze und 
einem ſtarken Beamtentum. Bei unſerer gegenwärtigen proviſoriſchen 
Obrigkeit aber habe man das Gefühl, als ob ſie die anders Denkenden 
als „Untertanen“ behandele, wie z. B. die zahlreichen widerrecht⸗ 
lichen Verhaftungen bewieſen. Sie zeigten aber ihre Schwäche und 
ihren Klaſſencharakter in ihrer Rückſicht gegenüber der äußerſten 
Linken. Wenn das ſouveräne Volk künſtig die Unabhängigkeit 
der Richter nicht mehr achte, ſo kehre der abſolute Staat in um⸗ 
gekehrter Geſtalt wieder. Auch verlockten die Erfahrungen, die 
man in einzelnen Staaten der amerikaniſchen Union mit der Richter⸗ 
wahl gemacht hatte, nicht zur Nachahmung. Die wahre Freiheit 
beſtehe darin, daß das Recht über den Parteien ſtehe. 


Berliner Anwaltsverſammlung vom 22. Dezember 1918. 


NA. Dr. Ernſt Wolff: Die Herren Einberufer der Verſamm⸗ 
lung haben mir die Ehre erwieſen, mir den Vorſitz in der Ver⸗ 
ſammlung zu übertragen. Geſtatten Sie mir, bevor wir in die 
Tagesordnung eintreten, einige einleitende Worte. \ 

Die heutige Verſammlung beruht auf einer Anregung eines 
kleinen Ausſchuſſes, der bereits im Sommer d. J. zuſammentrat, 
als zum erſtenmal die Ausſicht auf Beendigung des Krieges auf⸗ 
trat. Dieſer kleine Ausſchuß verſtärkte ſich im Spätherbſt nach Ab⸗ 
ſchluß des Waffenſtillſtandes und beriet eingehend die vier Re⸗ 
ſolutionen, die wir Ihnen heute zur Beſchlußfaſſung unterbreiten. 
Ohne den Referenten vorgreifen zu wollen, möchte ich vorweg auf 
2 Bedenken eingehen, die man uns entgegenhalten könnte: Man 
könnte jagen, daß bei dem proviſoriſchen Charakter der gegen⸗ 
wärtigen Verhältniſſe der Zeitpunkt nicht gegeben ſei, die Durch⸗ 
führung von Reformen zu fordern. Die Antwort auf dieſen Ein⸗ 
wand liegt ſchon in dem Umſtand, daß die Vorbereitungen zu der 
heutigen Bewegung ſchon begannen zu einer Zeit, als von der 
Revolution noch keine Rede war. Wir können zudem nicht warten. 
Das Heer wird demobilifiert, die Kriegsteilnehmer ſtrömen zurück. 
Dringende Maßnahmen zum Schutz derjenigen Kollegen, die aus 
dem Felde heimkehren und ihren Beruf wieder aufnehmen wollen, 
ſind geboten. Auch das Publikum kann nicht warten, das unter 
denjenigen Mißſtänden, auf deren Abſtellung ein Teil unſerer 
Reſolutionen abzielt, je ſtärker leiden wird, je mehr ſich der wirt⸗ 
ſchaftliche Leben auf den Friedensſtand wieder einſtellt. 

Man könnte ſodann fragen, warum eine ſolche Verſammlung 
notwendig ſei, wo doch die Anwaltſchaft in 2 Organen, der An⸗ 
maltsfammer und ihrem Vorſtand ſowie dem Berliner 
Anwaltsverein bereits die erforderliche Vertretung beſäße. 

Was den Anwaltsverein anlangt, ſo zielen unſere Be⸗ 
ſtrebungen, wie Sie aus der Reſolution IV erſehen, auf ſeine 
Ausgeſtaltung ab. Hierzu kann aber der Hebel zunächſt nur von 
außen angeſetzt werden, denn der Anwaltsverein kann der ihm 


von uns zugedachten Aufgabe nur gerecht werden, wenn die über⸗ 


wiegende Mehrzahl der Berliner Kollegen ihm beitritt. Hierzu 
anzuregen, gehört zu den Aufgaben der heutigen Verſammlung. 

Der Vorſtand der AR. ift, wie Ihnen bekannt in den letzten 
Jahren Gegenſtand ſehr heftiger Angriffe geweſen. Zu dieſen 
Angriffen Stellung zu nehmen, bietet die heutige Tagesordnung 
keine unmittelbare Möglichkeit. Verſammlungen, wie die heutige 
liegen aber gleichwohl m. E. ebenſo im Intereſſe des Vorſtandes 
wie in dem ſeiner Kritiker. Das Verhältnis zwiſchen dem Vorſtand 
und der großen Maſſe der Anwaltſchaft litt bisher — darauf 
wird im Zuſammenhang mit Reſolution IV noch näher ein⸗ 
zugehen fein — darunter, daß die Anwaltſchaft nicht organisiert 
war. Verſammlungen wie die heutige ſollen zunächſt den Vor⸗ 
ſtand unterſtützen, inſofern fie Anträge, die er bereits zuſtändigen 
Orts geſtellt hat, unterſtreichen und dadurch die Stellung des 
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Vorſtandes gegenüber den Behörden ſtärken ſoll. Sie dienen aber 
der Verſtändigung auch da, wo etwa die Beſchlüſſe der Verſamm⸗ 
lung zu denen des Vorſtandes in Gegenſatz geraten ſollten, in⸗ 
ſofern Wünſche und Anregungen, die bisher aus dem Anwalts⸗ 
zimmer der einzelnen Gerichte nicht herauskamen, nunmehr in 
Form motivierter Beſchlüſſe zur Kenntnis des Vorſtandes ge⸗ 
bracht werden. 

Und das führt auf ein Drittes: Man könnte uns entgegen⸗ 
halten: Alles, was Ihr wollt, iſt nicht neu. 
wir ſelbſt. Es handelt ſich in der Tat zumeiſt nur um alte, ſchon 
vielfach erhobene Forderungen. Aber es iſt etwas anderes, das 
richtige Erkennen und das richtige Tun. Heute kommt es nicht 
ſo ſehr darauf an, neue Forderungen aufzuſtellen, als die alten 
mit fo viel Nachdruck zu vertreten, daß wir gehört werden, Sprach⸗ 
rohr zu werden für Forderungen, die andere ſchon aufgeſtellt 
haben, mit denen ſie aber nicht durchgedrungen ſind. Wenn Sie 
dies als die Abſicht unſerer heutigen Verſammlung erkennen, 
werden Sie eine weitere Bitte begreiflich finden, nämlich die, 
ſich hinter unſere Anträge mit möglichſter Geſchloſſenheit zu 
ſtellen. Wir wiſſen ſehr wohl, daß zu vielen Reſolutionen Ab⸗ 
änderungsanträge denkbar ſind. Wir haben aber ſchon im engeren 
Ausſchuß Sonderwünſche zurückgeſtellt, im Intereſſe der Einheit. 
Die gleiche Bitte ergeht an Sie. Der Erfolg der heutigen Ver⸗ 
ſammlung wird um ſo größer ſein, je ſtärker die Mehrheit iſt, mit 
der die Beſchlüſſe angenommen werden. Man hat von der An⸗ 
waltſchaft im allgemeinen geſagt, daß ſie reich an Ideen ſei, daß 
es ihr aber ſehr ſchwer falle, ſich auf ein beſtimmtes Programm 
zu einigen. Die heutige Verſammlung ſteht im Zeichen der 
Jugend; denn ſo wenig wir uns in einen Gegenſatz zur älteren 
Kollegenſchaft ſtellen wollen, ſo iſt es doch, wie ein Blick beweiſt, 
heute vor allem eine Verſammlung der jüngeren Kollegen, die den 
größten Teil ihres Berufslebens noch vor ſich haben, von denen 
diele von vorn anfangen müſſen, die deshalb an den Standes⸗ 
fragen, die wir heute beraten wollen, beſonders beteiligt ſind. 
Möchte die jüngere Anwaltſchaft heute ihren Befähigungsnachweis 
erbringen indem ſie zu der Fülle von Anregung, die der An⸗ 
waltſchaft nie gefehlt hat, die Selbſtbeſcheidung und Selbſt⸗ 
diſziplin hinzufügt, an welche Erfolge im praktiſchen Leben ge⸗ 
bunden ſind. 


Reſolution I. 
Wir ſprechen die beſtimmte Erwartung aus, daß unter 
Beſeitigung des jetzigen unwürdigen und für die Rechts⸗ 
pflege ſchädlichen Zuſtandes unverzüglich allgemein die bei 
einem Berliner LG. zugelaſſenen Rechtsanwälte gemäß 
8 10 RA O. auch bei den anderen Land⸗ 
gerichten zugelaſſen werden, zugleich aber auch 
beſtimmt wird, daß die in der Bek. des Reichskanzlers 
v. 11. März 1910 (RGBl. 1910, 474) unter Nr. 9 be⸗ 


zeichneten Orte als ein Ort im Sinne von 8 18. 


Abf. 2 RAD. anzuſehen ſind. 


NA. Walter Simon: Als die Simultanzulaſſung zum 1. Juni 
1906 geſchah, ſoll es ſtreitig geweſen ſein, ob die Maßnahme wirk⸗ 
lich im Intereſſe der Rechtspflege notwendig ſei, und es ſoll ein 
weſentlicher Grund die Rückſichtnahme auf die bis dahin bei einem 
der beiden LG. zugelaſſenen Kollegen geweſen ſein, die für den 
Beſchluß maßgebend war. da dieſen durch die Neuordnung der 
Gerichte, wenn man die Maßnahme überhaupt als eine Ordnung 
bezeichnen darf, ein Teil ihres bisherigen Tätigkeitsgebietes 
weggenommen wurde. 

Die Entwicklung der letzten 12 Jahre hat aber ergeben, daß 
die Simultanzulaſſung aller Berliner LA⸗Anwälte im Intereſſe der 
Rechtspflege unbedenklich notwendig iſt. Groß⸗Berlin iſt nun 
einmal ein einheitliches Wirtſchaftsgebiet. und das rechtſuchende 
Publikum hält die Teilung in die verſchiedenen Gerichtsbezirke 
für eine reine Privatangelegenheit der Juriſten; kein Laie kann 
begreifen, daß er einen anderen RA. angehen muß, je nachdem 
der Beklagte in der Potsdamer Str. 120 oder 130 wohnt. Der 
Mandant will zu dem RA. ſeines Vertrauens gehen und nicht mit 
mehreren arbeiten, wie er ja auch für auswärtige Prozeſſe regel⸗ 
mäßig ſeinen Berliner Rechtsanwalt mit der Bearbeitung be⸗ 
auftragt. Da die Beſtellung eines Korreſpondenzanwalts für 
Berliner Prozeſſe ausſcheidet, iſt die Simultanzulaſſung das 
einzig mögliche Mittel. 

Wie notwendig die Maßnahme iſt, eraibt die Tatſache, daß 
wir wohl alle gezwungen find nicht in unſerem Intereſſe allein, 
ſondern in erſter Linie in dem unſerer Auftraggeber, das unſchöne 
Verfahren des „Zeichnenlaſſens“ einzuſchlagen, und daß die 
Schwierigkeiten und Unannehmlichkeiten dieſes Verfahrens in den 

auf genommen worden ſind. 


Daß dieſes Verfahren eine vom Geſetzgeber ſchwerlich ge⸗ 
wollte aber immerhin zuläſſige Ausnutzung der Vorſchrift des 
5 27 Abi. 2 R darſtellt. wird nicht mehr beſtritten. Daß fie 
aber höchſt bedauerlich iſt, kann niemand, der die Sachlage kennt, 
beſtreiten. 

Wer es nicht ſelbſt mitmacht, kann ſich nicht vorſtellen, 
welchen Mehraufwand an Arbeit und Aufmerkſamkeit es erfordert, 


M. H., das wiſſen 


derartige Sachen ſo zu erledigen, daß Schäden und Verzögerungen 
vermieden werden. Dieſe Unannehmlichkeiten treffen aber nicht 
nur den RA., der das Verfahren einſchlägt, wie wohl alle nur bei 
einem LG. zugelaſſenen Kollegen, ſondern auch den Gegner und das 
Gericht, die eigentlich nie wiſſen, mit wem ſie es zu tun haben. 

Die Nichtſimultanzulaſſung iſt aber nicht nur für die Rechts⸗ 
pflege ſchädlich, ſondern das jetzige Verfahren widerſpricht auch 
entſchieden der Würde und Wahrhaftigkeit unſeres Standes. Es 
iſt ein unerträglicher Zuſtand, daß ſtändig mit einer Fiktion ge⸗ 
arbeitet wird, und daß derjenige, der tatſächlich verantwortlich 
iſt, überhaupt nicht nach außen hin herbortritt, während der RA., 
der als Prozeßbevollmächtigter fungiert, nur formell die Verant⸗ 
wortung übernimmt und die Sache mehr oder minder, zumeiſt 
minder, aber jedenfalls nicht ausreichend kennt. Und zwar iſt es 
zu einer Notwendigkeit gemacht, doch ſcheiterten alle Verſuche, 
und zwar angeblich an dem Widerſtand des KG., daß den nach 
§ 10 RAD. erforderlichen Beſckluß nicht faſſen wollte. 

Dieſe Verhältniſſe hätten ſchon längſt die Simultanzulaſſung 
zu einer Notwendigkeit gemacht, doch ſcheiterten alle Verſuche und 
zwar angeblich an dem Widerſtand des Kammergerichts, daß den 
nach § 10 RAD. erforderlichen Beſchluß nicht faſſen wollte. 

Der Krieg hat aber die Verhältniſſe verſchärft. Wir können 
es uns jetzt nicht mehr erlauben, eine derart nutzloſe, die Rechts⸗ 
pflege hemmende Mehrarbeit zu leiſten. 

Und auch die Rückſichtnahme auf die Kriegsteilnehmer er⸗ 
fordert die Simultanzulaſſung. 

Der weitaus größte Teil der nicht ſimultan zugelaſſenen RA. 
hat dem Heere angehört und hat hierdurch die Praxis ganz oder 
zum Teil verloren. Es iſt daher notwendig, ihnen jede mögliche 
Erleichterung zur Wiedererringung der Praxis zu verſchaffen, 
und hierzu gehört auch die Simultanzulaſſung. 

Wir verlangen daher grundſätzlich die Simultanzulaſſung 
aller bei einem Berliner LG. zugelaſſenen Kollegen bei den beiden 
anderen, und zwar ſowohl der jetzigen, wie auch in Zukunft, damit 
nicht wieder die gleichen unleidlichen Zuſtände eintreten. Unſer 
Vorgehen iſt aber nicht etwa eine Folge der großen Umwälzung, 
durch die wir uns vielleicht eine größere Ausſicht des Durch⸗ 
dringens unſeres Verlangens erhoffen. Der Plan war vielmehr 
ſchon ſeit Monaten vorbereitet, und wir waren der Anſicht, daß die 
bisherigen Widerſtände nicht unüberwindlich wären. Die Re⸗ 
volution hat uns im Gegenteil gehindert, mit unſeren Abſichten 
ſchon einige Wochen früher an die Kollegen heranzutreten. 

Wir verlangen aber zugleich in unſerer Entſchließung, daß 
die näheren Vororte Berlins im Sinne des § 18 RAD. als ein 
Ort bezeichnet werden. Wird eine derartige Anordnung nicht ge⸗ 
troffen, ſo könnten die beim LG. III zugelaſſenen, in Charlotten⸗ 
burg wohnhaften Kollegen nicht bei den LG. 1 und II ſimultan 
zugelaſſen werden, was unbedenklich ungerecht wäre. Eine Be⸗ 
ſchränkung aber auf Charlottebnurg allein ſcheint untunlich. Es 
iſt ein ſicher unbilliger Zuſtand, daß z. B. die in Schöneberg und 
Wilmersdorf anſäſſigen Kollegen nicht beim LG. zugelaſſen werden 
können, und dies hat dazu geführt, daß zahlreiche in dieſen Orten 
anſäſſige Kollegen auf Grund des Juſtizminiſterialerlaſſes v. 
10. April 1911 ihre Zulaſſung beim RG. bewirkt haben, obgleich 
ſie tatſächlich vornehmlich erſtinſtanzliche Praxis ausüben. Dieſer 
Zuſtand, der von den KG⸗Kollegen als Mißſtand empfunden wird, 
muß bei dieſer Gelegenheit mit beſeitigt werden, da dann jene 
Kollegen faſt ausnahmslos ihre Zulaſſung bei den drei LG. herbei⸗ 
führen werden. 

Entſchließt man ſich aber zu einer derartigen Anordnung, ſo 
muß ganze Arbeit gemacht und nicht einzelne Orte bevorzugt 
werden. Wir ſchlagen Ihnen daher vor, zu verlangen, daß alle 
die Orte als ein Ort im Sinne der RA O., und zwar ſowohl für die 
Zulaſſung bei den LG., als auch bei dem KG., angeſehen werden, 
die hinſichtlich der Bemeſſung der Einlaſſungsfriſt im Sinne der 
3 PO. als ein Ort angeſehen werden. Dies iſt durch den Erlaß 
geſchehen, der in der Entſchließung angeführt iſt. Es ſind dies: 
Berlin, Charlottenburg, Deutſch⸗Wilmersdorf, Lichtenberg (Stadt), 
Rirdorf, Schöneberg, Landgemeinden Borhagen⸗Rummelsburg, 
Friedenau Grunewald, Pankow, Reinickendorf, Schmargendorf, 
Hohen⸗Schönhauſen, Nieder⸗Schönhauſen, Steglitz, Stralau, 
Treptow, Weißenſee, Gutsbezirk Plötzenſee. 5 Ri 

Diefe Maßnahme dient übrigens auch der N A 
Kriegsteilnehmer. So mancher LG⸗Anwalt hat fein Berliner 
Bureau aufgeben müſſen und möchte jetzt gern die Praris von 
ſeiner, in einem der naheliegenden Vororte befſdichen ec muß 
ausüben, um Koſten zu erſparen. Nach dem geltenden 909 8 
er dann feine LG⸗Zulaſſung aufgeben. Dies ſoll unier d orſchlag 
verhindern, und daher ift die Maßnahme fo überaus dringlich. 

Eine Einwendung könnte man machen, daß nämlich dadurch 
die ſpezifiſche Anwaltſchaft an den verſchiedenen Vororts AG. zer⸗ 
ſtört werden könnte. Daß dies nicht der Fall, ergibt das AG. 
Berlin⸗Wedding. Dieſes Gericht hat einen beſonderen Kreis von 
Kollegen, die als Anwaltſchaft des Gerichts anzusprechen find, ob⸗ 
gleich ſie nur zum geringen Teil bei dieſem Gericht ausſchließlich 
oder überhaupt zugelaſſen ſind, größtenteils aber entweder ſimultan 
oder bei einem LG. (I oder II) zugelaſſen find. So würde es 
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auch in Zukunft fein, Trotz der Simultanzulaſfung würden ſich 
die in der Nähe eines Amtsgerichts anſäſſigen Kollegen als 
beſondere Anwaltſchaft dieſes Gerichts zuſammenfinden, es 
würden aber zahlreiche und unverſtändliche Ungleichheiten be⸗ 
ſeitigt werden. 


Reſolution II. 

Wir fordern die im Intereſſe der ordnungsmäßigen Er⸗ 
ledigung und Wahrnehmung von Terminen ſeit langem ge⸗ 
botenen, durch die ſchlechten Verkehrsverhältniſſe der 
letzten Jahre beſonders dringlich gewordene Zu⸗ 
ſammenlegung aller Zivilkammern und 
Kammern für Handelsſachen der 3 Berliner 
LG. in eine geeignete Zentralſtelle. 


NA. Dr. Max Oppenheim: Eine Zuſammenlegung der 
ZK. und KH. der örtlich weit entfernten 3 Berliner OLG. iſt 
infolge der Verkehrsſchwierigkeiten der letzten Jahre beſonders 
dringlich geworden. War es früher bei häufiger Zugfolge der 
Untergrundbahn, Stadtbahn oder Straßenbahn oder mittels 
Autos möglich, an einem Vormittage mehrere Gerichte zu beſuchen, 
ſo N dies infolge der Verkehrsnot jetzt nahezu unmöglich ges 
worden. 

Die Folge davon iſt, daß Termine häufig fruſtriert werden 
müffen, worunter nicht nur die Anwaltſchaft, ſondern auch die 
die Partei durch überflüſſige Verzögerung in der Erledigung der 
Sachen leidet. 

Deshalb iſt eine Zuſammenlegung dringend erforderlich wobei 
es ſich natürlich nicht nur um die Spruchkammern handelt, ſondern 
auch um die Beweistermine vor dem beauftr. Richter, die Gerichts⸗ 
ſchreibereien und eventuell die Kaſſen. 

Als geeignete Zentralſtelle kommt das LG. I in Betracht, 
deſſen Räume zur Zeit ohne weiteres für die Bedürfniſſe auch 
des LG. II ausreichen und, unter Zuhilfenahme von Räumen des 
im ſelben Gebäude untergebrachten AG. Berlin⸗Mitte, auch für 
die Bedürkniſſe des LG. III. Erforderlichenfalls könnten vom AG. 
Berlin⸗Mitte die Abt. der freiw. Gerichtsbark., ſowie auch Voll⸗ 
ſtreckungs⸗, Konkurs-, Verſteigerungsabteilungen verlegt werden. 
Eventuell wären benachbarte Miethäuſer hinzuzuziehen. 

Der etwaige Widerſtand einiger beim LG. III zugelaſſenen und 
in Charlottenburg angeſeſſenen Anwälte würde dadurch, daß die 
gleichzeitig beantragte Simultanzulaſſung gewährt würde, ver, 
ſchwinden indem dieſe Kollegen dann auch bei dem Zentralgericht 
die Möglichkeit hätten, alle ihre Ziviltermine zu erledigen. 

Der etwaige Widerſtand der Beamten muß daran ſcheitern. daß 
ausreichende Verkehrsmittel von allen Wohngegenden Groß⸗ 
Berlins nach der Zentralſtelle vorhanden ſind. und ſchließlich die 
Beamten den Intereſſen des Publikums zu dienen beſtimmt ſind. 

Schlimmſtenfalls müßte eine andere Zentralſtelle geſchaffen 
werden; vor allem aber iſt die ſchleunige Zuſammenlegung der 
Zivil obt. der LG. erforderlich, wie ſolche der Strafabt. 
bereits ſeit langem im Kriminalgericht vorhanden iſt. 

Die aus der Verſammlung angeregte Zuſammenlegung auch 
der AG. erſcheint nicht geboten, weil ſie räumlich infolge zu großen 
Umfanges nicht möalich und auch weil ſie dem Intereſſe des 
Publikums widerſpricht, welches vor den Ac feine Termine ſelber 
wahrnehmen kann und deshalb das Gericht in der Nähe des 
Wohnſitzes haben muß.!) 


Reſolution III. 

Wir verlangen im Intereſſe der Rechtspflege, daß die 
Verleihung des Notariats grundſätzlich jedem 
Anwalt nach einer feſt beſtimmten Wartezeit auf ſeinen 
Antrag bei ſonſtiger Geeignetheit erteilt wird, die Gründe 
der Ablehnung ſind. 

Es wird vorgeſchlagen. die Wartezeit auf 10 Jahre zu 
bemeſſen. wobei für Kriegs teilnehmer die im 
Felde oder Gefangenſchaft verbrachte Zeit in erhöhtem 
Maße in Anrechnung gebracht werden ſoll. 


RA. Döhring: Unſer Antrag. den geſamten als Anwälten ein⸗ 
getragenen Kollegen nach einer beſtimmt begrenzten Wortefriſt das 
Notariat zu verleihen, berührt zahlreiche in Juriſtenkreiſen ſeit 
langer Zeit immer wieder erörterte prinzipielle Fragen. Zu ihnen 
in unſerer heutigen Verſammlung Stellung zu nehmen, wird gegen⸗ 
über dem Umfang der vorhandenen Literatur nicht möglich ſein. 
Wir find aber wohl alle darüber einig, daß die in Alt⸗Preußen von 
je her in Gebrauch befindliche Verbindung des Notariats mit der 
Anwaltſchaft ſich überaus wohl bewährt hat und daß eine 
Trennung beider Funktionen — wie fie in der Literatur nament⸗ 
lich Weißler befürwortet. und wie fie auch das preuß. Juſtiz⸗ 
miniſterium anſcheinend ſeit mehreren Jahren in immer ſtärkerem 
Grade durchzuführen ſich bemüht — eine Verſchlechterung 
der Rechtspflege bedeuten würde. Mit den rein im Weſen der 
Rechtspflege liegenden Gründen, die für eine Aufrechterhaltung 


) Beßgl. der Beweisverhandlungen vor dem erſuchten 
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der bewährten Verbindung von Anwaltſchaft und Notariat ſprechen, 
möchte ich Sie in dieſer Verſammlung nicht aufhalten, möchte 
aber nicht unterlaſſen, darauf hinzuweiſen, daß die, beſonders hier 
in Berlin geübte bisherige Praxis, bei welcher einzelne unſerer 
Kollegen das Notariat bereits 3—5—7 Jahre nach ihrem Eintritt 
in den Anwaltsberuf erlangten, während andere bis zu 20 Jahren 
warten mußten, der Stellung eines Standes, der ſich der Be⸗ 
deutung ſeiner Funktionen im Staatsleben und ſeiner Leiſtungen 
bewußt iſt, wenig entſprochen hat. Zu dieſen Gründen tritt 
heute mit beſonderer Dringlichkeit ein neues Moment hinzu, ein 
Moment, das bei der Erörterung aller Punkte des heute von uns 
Ihnen vorgelegten Programms und für uns in beſonderem 
Grade leitend geweſen iſt: 

Die Not der aus dem Felde zurückkehrenden Kollegen, die hier 

überwiegend eine völlig zerſtörte Praxis vorfinden. 
Ihnen wird weniger durch materielle Beihilfe irgendwelcher Art 
geholfen, unter wie vornehmen Formen ſie auch gewährt werden 
möge, als dadurch, daß man ihnen die Möglichkeit erleichtert, mit 
eigenen Kräften wieder empor und zu einer befriedigenden 
und ſie voll ausfüllenden Tätigkeit zu gelangen. Einer großen 
Zahl von ihnen kann und wird die Verleihung des Notariats 
eine ideell und materiell erwünſchte Erleichterung und Bereiche⸗ 
rung der beruflichen Tätigkeit bringen, die ſie mit demjenigen 
Selbſtvertrauen und derjenigen Hoffnung für die eigene Zukunft 
ilfe e die noch weil mehr wert ſind als materielle Bei⸗ 
hilfe ſelbſt. 

Die Bedenken, die einer Verleihung des Notarlats nach ver⸗ 
hältnismäßig kurzer Wartezeit an alle Kollegen der Anwartſchaft 
entgegenſtehen, verkennen wir nicht. Sie ſind nicht unüber⸗ 
windlich, und wenn ſie wirklich in ſtarkem Maße vorhanden wären, 
würden fie gegenüber der Lage, in welcher der Kriegsausgang 
unſeren Stand vorfindet, nur dazu da ſein, um überwunden zu 
werden. Am kleinen Ort übernimmt der unmittelbar nach dem 
Aſſeſſorexamen eintretende Kollege in zahlreichen Fällen das Amt 
des Notars ſofort. Vielfach ohne ausreichende Unkerſtützung durch 
Literatur oder orientierte ältere Kollegen, die er befragen könnte, 
muß er die in ungeklärter und unvorbereiteter Form an ihn heran⸗ 
tretenden Notariatsangelegenheiten einer wenig aufgeklärten Be⸗ 
völkerung bewältigen und bewältigt ſie, ohne daß man davon 
gehört hätte, daß dadurch Schäden entſtanden wären, die die 
Verleihung an junge Kollegen in derartigen Fällen unmöglich 
machten. Während mehrerer Monate des Jahres wird ein großer 
Teil derjenigen hieſigen Notare, die die größte Praxis haben, 
teilweiſe von Aſſeſſoren oder ganz jungen Kollegen im Notariats⸗ 
berufe vertreten. Auch hier hat man von ſchweren Schädigungen 
der Rechtspflege nichts gehört. Faſt allen von uns, die in der⸗ 
artigen Fällen in jugendlichem Alter dazu gelangt ſind, die Ver⸗ 
antwortung für dieſe Tätigkeit übernehmen zu müſſen, iſt es eine 
Freude geweſen, hierdurch ihre Sach⸗ und Rechtskennknis und ihre 
praktiſchen Erfahrungen auf einem Gebiet zu bereichern, deſſen 
Eigenart in mannigfacher Beziehung weit mehr auf dem ſchöpfe⸗ 
riſchen Gebiet liegt, als das der reinen Prozeßtätigkeit. beſonders 
wenn, wie das bei der in Preußen üblichen Verbindung von 
Anwaltſchaft und Notariat überwiegend der Fall war, die 
Notariatspraxis aus der beruflichen Tätigkeit des Anwalts ihre 
hauptſächlichen Kräfte zog. Dieſe Bereicherung ihrer eigenen 
Tätigkeit und ihrer eigenen Fähigkeit gönnen wir allen unſeren 
Kollegen ſo früh wie möglich. Es wird ihnen eher als manches 
andere über die Sorgen unſerer ſchweren Zeit hinweghelfen 
können, auch dann. wenn das materielle Ergebnis der Verleihung 
des Notariats in überwiegenden Fällen keine hochgeſpannten Er⸗ 
wartungen rechtfertigen und wenn die Zahl der dann vorhandenen 
Notare die Reviſionstätigkeit der Gerichts⸗ und Stempelbehörden 
vielleicht ſogar in gewiſſem Grade etwas erſchweren könnte. Dies 
letztere Bedenken aber müßte jedenfalls nach unſerer Meinung 
hinter der Sorge für eine kräftige Entwicklung unſeres Standes 
zurücktreten. Die Diskuſſion wird alle dieſe Bedenken und ihre 
Meinung darüber ſicherlich noch weiter klären, ſie wird auch 
ſicherlich die Fragen erörtern ob und in welcher Weiſe die per⸗ 
fönliche. beſonders die moraliſche Qualität für dieſes Amt im 
Einzelfall noch beſonders gewährleiſtet werden müßte. Auch 
hierzu möchten wir noch im allgemeinen bemerken: 

Wir tragen „feine Bedenken. dem weitaus größeren Teil 
unſerer Kollegen das Amt des Notars ohne weiteres anzuver⸗ 
trauen. Die Leiſtungen unſerer Anwaltſchaft berechtigen zu 
dieſem Vertrauen. Die Gewährleiſtung der perſönlichen Quali⸗ 
täten des einzelnen für das Amt des Anwalts ſowohl wie für das 
des Notars aber erwarten wir in erſter Linie von unferem eigenen 
Korps⸗ und Standesgeiſt. der nicht hoch genug gehoben. und 
deſſen Anforderungen nicht hoch genug geſtellt werden können. 
Dieſen Standesgeiſt aber in den kommenden Zeiten zu pflegen, iſt 
der beſondere Gegenſtand unſerer Vorberatungen geweſen und es 
iſt auch der Gegenſtand. den wir Ihnen heute beſonders ans Herz 
legen wollen. Die beiden Kollegen die nach mir ſprechen werden, 
werden ſich in erſter Linie mit dieſem Punkt befchäftigen. welcher 
die Hauptſache unſeres Programms iſt und der ſich alle Einzel⸗ 
heiten unſerer Anträge unterordnen. Von dieſem Korps⸗ und 
Standesgeiſt aber erwarten wir für den Fall, daß eine beſondere 


Kontrolle der Qualität der einzelnen für den Notariatsberuf für 
erforderlich erachtet werden ſollte, daß unſere eigenen Organe, 
beſonders die Anwaltskammer, dieſe Kontrolle ſachgemäß, ſtreng 
und gerecht auszuüben in der Lage ſein werden. 

Die Schwere der Zeit erfordert es, daß über Bedenken, die 
in anderen Zeiten vielleicht mit Recht langwierige und eindringende 
Prüfungen veranlaßt hätten, heute zurückgeſtellt werden hinter die 
drängenden Fragen der praktiſchen Berufspolitik. Vergeſſen Sie 
dies bei aller Sachlichkeit der kommenden Erörterungen nicht! 


Reſolution IVa. 

Wir erſtreben die organiſierte Zuſammen⸗ 
faſſung der deutſchen Rechtsanwälte in Berufs⸗ 
vereinen, zu denen die Anwalts vereine — 
ohne Beeinträchtigung ihres wiſſenſchaftlichen Tätigkeits⸗ 
gebiets — auszugeſtalten find. Dieſer Zufammenſchluß 
der Berufsgenoſſen iſt ſchon um deswillen unentbehrlich, 
weil nur durch ihn es gelingen kann, die bedrohten be⸗ 
ruflichen und wirtſchaftlichen Inter⸗ 
eſſen der Anwaltſchaft zu ſchützen und die ungeheuer 
großen, der Anwaltſchaft harrenden ſozialen Zukunfts⸗ 
aufgaben zu bewältigen, als deren dringlichſte die Mit⸗ 
arbeit an der wirtſchaftlichen Wiederaufrichtung der 
Kriegsgeſchädigten erſcheint. 


RA. Dr. H. F. Abraham: Das Endziel iſt, die Anwalt⸗ 
ſchaft zu organiſieren und ſie dadurch zu befähigen, ebenſo ſehr 
ihre bedrohten wirtſchaftlichen und beruflichen Intereſſen kraft⸗ 
voll zu ſichern. wie auch die ungeheuer großen, der Anwaltſchaft 
harrenden Zukunftsaufgaben, die ihr ſowohl innerhalb des 
Standes wie der Allgemeinheit gegenüber obliegen, zu bewältigen. 

Die Organiſation, die dieſem Ziele dient, ſoll unter 
Fernhaltung jeder Parteipolitik im Anſchluß an die bereits be⸗ 
ſtehenden Anwaltsvereinigungen errichtet werden. Die örtlichen 
Anwaltsvereine ſollen — ohne Beeinträchtigung ihrer wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Leiſtungen — zu Ortsgruppen eines geſamtdeutſchen 
Berufsvereins ausgebaut werden; überall ſollen neben den Vor⸗ 
ſtänden der Vereine ſpezialiſierte und organifierte Arbeitsgruppen 
ſtehen, die den unmittelbaren Kontakt mit der Geſamtmaſſe der 
Anwaltſchaft herſtellen. Nur ein ſoleher Kontakt zwiſchen Ver⸗ 
tretern und Vertretenen ſchützt die Bewegung davor, nach der 
Erlahmung des erſten Elans wieder zu ſcheitern. 

Aus dieſen Gründen iſt das Hauptgewicht auf die Her⸗ 
ſtellung einer Arbeitsgemeinſchaft zu legen, die 
ſich immer wieder aus den Kreiſen der geſamten 
Anwaltſchaft ergänzt. Nur an dem lebendigen Geſamk⸗ 
willen der Anwaltſchaft können ihre offiziellen Vertretungen eine 
wirkſame Stütze finden. Bewegung, Leben, wirkliches Geſamt⸗ 
al ſoll in weiteſten Streifen der Berufsgenoſſen erweckt 
werden. 

Dem Verlangen über dieſes allgemeine Ziel hinaus, ſchon be⸗ 
ſtimmte „neue“ Programmpunkte aufzuſtellen, kann im gegen⸗ 
wärtigen Augenblick nur mit Zurückhaltung entſprochen werden. 
An Programmpunkten hat es der Vergangenheit gewiß 
nicht gefehlt. es gab deren nicht zu wenig, ſondern höchſtens zu 
viel. Die Vergangenheit krankte daran, daß ſie mangels eines 
entſchloſſenen, einheitlichen Geſamtwillens der Anwaltſchaft es in 
der Regel zu keiner Löſung der aufgeworfenen Probleme brachte. 
Dieſen organiſierten Geſamtwillen der deutſchen 
Anwaltſchaft gilt es alſo zunächſt zu ſchaffen. Solange dieſes 
Werk nicht durchgeführt iſt, können Probleme zwar aufgeſtellt, 
aber noch nicht endgültig beantwortet werden, was freilich nicht 
ausschließt, die weſentlichen Aufgaben der anwaltlichen Berufs⸗ 
vereine kurz zu charakteriſieren. 

Nur durch eine Berufsorganiſation zu löſen ſind: die für 
unſere Exiſtenz immer bedeutſamer werdenden Angeſtelltenverhält⸗ 
niſſe, die durch den Antrag Gröber in den Vordergrund des 
Intereſſes gerückten Fragen der ſozialen Verſicherung, ſchließlich 
das geſamte Gebiet der Kriegsteilnehmerfürſorge.!) Dabei iſt 
beſonders zu berückſichtigen, daß es heute keineswegs mehr genügt, 
lediglich der Kriegsteilnehmer als Fürſorgebedürf⸗ 
tiger zu gedenken. Kriegsgeſchädigt, in ihrer wirtſchaft⸗ 
lichen Exiſtenz bedroht, ſind auch zahlreiche andere Berufsgenoſſen. 
Der Rückgang der allgemeinen Wirtſchaftsverhältniſſe, unter Um⸗ 
ſtänden ein Rückgang der Bedeutung Berlins, kann für die An⸗ 
waltſchaft lebenswichtige Folgen nach ſich ziehen. Durch Geld⸗ 
beihilfen dieſe Schäden auch nur annähernd auszugleichen oder zu 
lindern, erſcheint unmöglich. Das weſentlichſte wird es daher 
ſein, denjenigen, die bedürftig ſind, geeignete Arbeits⸗ 
gelegenheit zu ſchaffen. „Erſchließung neuer 
Arbeitsgebiete und Zuweiſung von Arbeit an 
wirklich bedürftige Berufsgenoſſen“ wird zur 
Hauptaufgabe der künftigen Berufsorganiſation. 


— 


u ) Die Berufsorganiſation ſoll konzentriert alles das um⸗ 
‚offen, was bisher im Kriegsfürſorgeausſchuß, in den Hilfskaſſen, 
en Ausſchüſſen der Anwaltsvereine und ähnlichen Gremien 
Dobits, geleiſtet wird. Keinesfalls darf eine kräftevergeudende 

oppelarbeit ſtattfinden. 


So muß, wenn es zu einer Honorierung der Armenſachen 
kommt, auch dafür geſorgt ſein, daß dieſe Armenſachen nicht 
wahllos verteilt werden, die Zuteilung muß unter Mitwirkung 
geeigneter Organe der Anwaltſchaft vor ſich gehen. Das gleiche 
gilt von Pflegſchaften. Teſtamentsvollſtrekungen, Treuhand- 
ſchaften und ähnlichen Verwaltungen. Es darf nicht dem Be⸗ 
lieben eines Richters überlaſſen bleiben, alle dieſe Vorteile ein⸗ 
zelnen von ihm begünſtigten Anwälten zuzuwenden, ſondern die 
Berufsorganiſation muß hier beratend und regelnd eingreifen. 
Gerade die Pflegſchaften und Treuhandſchaften werden voraus⸗ 
ſichtlich in Zukunft eine beſonders wichtige Rolle im Rechtsleben 
ſpielen. Die wirtſchaftliche Wiederaufrichtung der Kriegs⸗ 
geſchädigten wird ohne eine Treuhandſchaft, die ähnlich wie die 
Geſchäftsaufſicht zwiſchen den berechtigten Intereſſen der Gläu⸗ 
biger und des Schuldners vermittelt, kaum durchführbar ſein. 
Wilde Treuhandgeſellſchaften und anwaltsfeindliche Elemente 
ſind bereits eifrig darauf bedacht, aus dieſer Entwicklung Vorteile 
für ſich zu ziehen. Die Berufsorganiſation der Anwaltſchaft darf 
dies keinesfalls zulaſſen. Sie muß dafür ſorgen, den Anwälten 
dieſes Tätigkeitsgebiet zu ſichern, das eine Fülle ſozial wert⸗ 
vollſter Arbeit in ſich ſchließt und gleichzeitig den Anwälten 
reichſte Arbeitsgelegenheit verſchafft. Überhaupt müſſen die An⸗ 
wälte in Zukunft den außergerichtlichen, aufbauenden, rechts⸗ 
geſtaltenden und rechtsberatenden Funktionen ihre größte Auf⸗ 
merkſamkeit zumenden. Die enge Verbindung von Anwaltſchaft 
und Notariat erſcheint auch unter dieſem Geſichtspunkt dringend 
geboten. 

Die Erfaſſung neuer Arbeitsgebiete kann auch durch die 
Berufsvereine weit beſſer als durch den einzelnen in Angriff ge⸗ 
nommen werden. Der einzelne kann nicht für ſich 
werben, ohne ſich nur zu leicht dem Vorwurf unlauterer 
Reklame auszusetzen; der Berufs verein, der für die „Inter 
eſſen der geſamten Anwaltſchaft eintritt, iſt gegen dieſen 
Vorwurf gefeit. 5 a 

Eins der wichtigſten Probleme wird in Zukunft die Frage 
der Spezialijierung werden. Der Spezialiſierung ſtanden bisher 
unſere Vertretungsorgane fait durchweg ablehnend gegenüber. In 
weiten Kreiſen beginnt demgegenüber eine abweichende Auf⸗ 
faſſung die Oberhand. Man iſt der Meinung, daß das rieſige 
Arbeitsgebiet, das der deuiſchen Anwaltſchaft harrt, nur im Wege 
geeigneter Arbeitsteilung, d. h. eben der Spezialiſierung, be⸗ 
wältigt werden kann. Auch hier können Richtlinien nur durch 
eine Berufsorganiſation geſchaffen werden. 

Der Organiſation bedürfen ferner noch eine ganze Reihe 
lokaler, für das ordnungsmäßige Funktionieren des Gerichts⸗ 
betriebs keineswegs zu unterſchätzender Dinge. Hervorgehoben 
ſei das Kartellweſen, Beſchaffung von Vertretern und Hilfs⸗ 
arbeitern u. a. m. Ebenſo ſind Ausbildung und Weiterbildung 
der Verufsangehörigen Aufgaben des Berufsvereins. 

Daß der Berufsverein eines ſeinen beſonderen Intereſſen 
dienenden Preſſeorgans bedarf, verſteht ſich von ſelbſt. 8 

Unmittelbarer Zwang zum Beitritt wird nicht geboten fein. 
Sobald der Berufsverein maßgebenden Einfluß auf die Arbeits⸗ 
verteilung gewinnt, ſobald er auch zum Träger der ſozialen 
Leiſtungen innerhalb des Standes wird. wird ſchon im eigenſten 
Intereſſe die große Mehrzahl der Berufsgenoſſen ſich der Organi⸗ 
ation anſchließen. N 
| Selbſtverſtändlich werden bei der großen Fülle der Auf⸗ 
gaben die Geſchäfte des Berufsvereins nicht mehr rein ehren⸗ 
amtlich geführt werden können, es werden bezahlte, feſtangeſtellte 
Kräfte zur Geſchäftsführung herangezogen werden müſſen. 

Am Schluſſe ſeiner Ausführungen wies der Referent darauf 
hin, daß das Problem der Berufsorganiſation noch an Bedeutung 
gewinne, wenn man es nicht ifoliert für ſich betrachte, ſondern den 
Zuſammenhang mit anderen Standesproblemen ins Auge Jette 
Dies gilt vor allem von dem Problem der freien Advokatur. 2% 1 
an dem freien Zugang zum Berufe als 9 
höchſten Gute der deutſchen Anwaltſchaft bins 
halten wolle, der könne nur durch eine ah 5 
fation innerhalb des Berufs den Gefahren de 
Überfüllung vorbeugen. 


Reſolution IVb. 
Wir verlangen die Befreiung der Rechtsanwallſchaft 1 
en Einſchränkungen, insbeſondere durch 
geſetzliche Schaffung 
1. eines keinerlei ſtaatlichen Auſſicht ee 
Rechtes der Kammer und ihres ni en 
organs auf Mitwirkung im . en, 
insbeſondere bei der die Rechtspflege Rechts · 
anwaltſchaft ſelbſt betreffenden Angelegenheiten, 

2. eines die ganze deutſche Rechtsanwaltſchaft 
vertretenden öffentlich rechtlichen 
Organes, % 

3. einer lediglich von Rechtsanwälten auszun 
übenden mit eigener Gerichtsgewalt auszu⸗ 
ſtattenden Ehrengerichtsbarkelt, 
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4. eines die Parteirechte des Betroffenen wahrenden 
Aufſichts verfahrens, das ſich jeder Ein⸗ 
richtung in rein private, den Beruf nichts angehende 
Angelegenheiten, wie jeder einen Strafcharakter 
tragenden Maßregel zu enthalten hat. 


RA. Dr. Alfred Friedmann: Dem Referate des Herrn 
Kollegen Abraham, des Vaters unſerer jungen Bewegung, möchte 
ich ergänzend einiges hinzufügen. Sie werden fragen, ob es denn 
nicht beſſer ſei, die Kammer in einen Berufsverein zu wandeln 
bzw. warum denn Kammer und Berufsverein nebeneinander be⸗ 
ſtehen ſollen. Demjenigen, der gewerkſchaftliche Verhältniſſe kennt, 
wird die Antwort nicht ſchwer. Jeder Berufsverein muß auf dem 
Prinzip freiwilliger Selbſtorganiſation beruhen; eine Zwangs⸗ 
innung widerſtrebt dieſer Idee; deshalb hat der Berufsverein 
ſich in privatrechtlicher Form zu betätigen. Dagegen iſt die 
Kammer das öffentlich⸗rechtliche Organ. Ich möchte dem zwei 
Beiſpiele hinzufügen. Sie beſinnen ſich auf die außerordentliche 
Kammerverſammlung im Sommer dieſes Jahres, wo wir über 
die Steuerauflage verhandelten. Dieſe Steuerauflage wird immer 
dem öffentlichen Recht angehören und deshalb von der Kammer 
feſtzuſetzen ſein. Dagegen kann zwiſchen Kammer und Berufs⸗ 
verein vereinbart werden, welche Summen von den ſo feſtgeſetzten 
Beträgen dem Berufsverein zufließen. Daß dem Berufsverein 
durch freiwillige Leiſtungen ſeiner Mitglieder noch weitere Be⸗ 
träge zufließen können, verſteht ſich von ſelbſt. Dieſes Beiſpiel 
bezog ſich auf die Leiſtungen, ein zweites Beiſpiel betrifft die 
Arbeitsbeſchaffung. Ich nehme an, daß die Kammer zuſammen 
mit den anderen deutſchen Kammern dahin tätig ſein wird, daß 
das prozentuale Armenrecht Leiſtung der Allgemeinheit wird 
und daß infolgedeſſen ſowohl Armenberatung wie Vertretung 
Unbemittelter in Prozeſſen zu honorierende Leiſtungen werden. 
Es werden dann Vereinbarungen mit den Gerichten und den 
ſonſtigen Behörden getroffen werden, die dahin zielen, den Be⸗ 
rufsverein in die Lage zu ſetzen, die ſo geſchaffene Arbeitsgelegen⸗ 
heit nach gerechtem Maßſtabe unter die unbemittelten Kollegen 
zu berteilen. 

Wie Sie ſchon aus dieſen Bemerkungen erſehen wollen, 
ſtellen wir uns die Aktionsfähigkeit der Kammer für die Zukunft 
größer vor, als ſie bisher war, und damit komme ich zur Be⸗ 
gründung der vorliegenden Reſolution IVb. 

Vorweg muß ich bemerken, daß es ſich bei dieſer Angelegen⸗ 
heit um eine Materie handelt, welche die ganze deutſche Anwalt⸗ 
ſchaft betrifft, und ferner um eine Angelegenheit, die nur im Wege 
der Sn worunter wir das konſtitutionelle Geſetz ver⸗ 
ſtehen, durchzuſetzen iſt. 8 

Wir haben alſo nur Forderungen formuliert, die einem ſchon 
lange ausgeſprochenen Bedürfnis Rechnung tragen, und wir 
pater ſie auch in einer Allgemeinheit formuliert, durch welche für 
pätere Beſchlüſſe eines deutſchen Anwaltstages kein 
Präjudiz geſchaffen werden kann. Wir Berliner müffen in dieſen 
Dingen gerade jetzt beſonders vorſichtig ſein; die Stimmung im 
Deutichen Reiche gegenüber Berlin ift eine recht ſchlechte, und ich 
möchte die Herren Kollegen bitten, ſich dieſen Geſichtspunkt für 
etwa beliebte Zuſatzanträge vor die Augen zu halten. 

Das zweite Moment, das formelle Geſetz, hat für die Gegen⸗ 
wart ſeine beſondere Bedeutung, weil, wie Sie ja wiſſen, die 
neue Regierung gern mit Notverordnungen arbeitet. An der⸗ 
artiges haben wir nicht gedacht und wollen auch nicht daran 
denken, da ſich ein Notſtand bier nur fingieren laſſen würde. Wir 
wollen nichts vi, elam oder precario erreichen, ſondern auf kor⸗ 
rektem Wege, und wir glauben, daß wir die Ziele in gemein⸗ 
schaftlicher Arbeit mit den anderen Kollegen im Deutſchen Reich 
erreichen werden. 

Die Umwandlung des Obrigkeitsſtaates in einen Volksſtaat 
wird auch unſere öffentlich⸗rechtliche Organiſation berühren. Wir 
haben eine Kammer, das ift die Geſamtheit der Berufsgenoſſen 
innerhalb des Bezirks; wir haben einen Vorſtand, und wie Sie 
wiſſen, fteht nach 8 59 RAD. die Aufſicht Über den Geſchäfts⸗ 
betrieb dem Präſidenten des OLG. zu. Mag das Aufſichtsrecht 
auch einen geringen materiellen Inhalt haben, nach unſerer bis⸗ 
herigen ſtaatsrechtlichen Organiſation ſtand die ganze Struktur 
‚unter der Formel „Regiment und Regierte“. Es hatten deshalb 
die Vorſtandsmitglieder in ihrer Stellung etwas vom mittelbaren 
Staatsbeamten, was ja auch ein Ihnen bekannter Beſchluß des 
KG. zum Ausdruck brachte. 

Stellt man ſich auf den durch die Revolution grundſätzlich 
geſchaffenen Boden des genoſſenſchaftlichen Prinzips, ſo muß ſich 
auch die Stellung des Vorſtandes mit Notwendigkeit verändern. 
Der Vorſtand iſt dann das Organ der in der Kammer vereinigten 
Berufsgenoſſen. In kleineren Kammerbezirken mag trotz der 
obrigkeitsſtaatlichen Struktur dieſe Stellung des Vorſtandes ſchon 
früher beſtanden haben. Denn ob ein Vorſtand mehr als Be⸗ 
hörde, oder mehr als Organ der Berufsgenoſſen wirkt, das hängt 
von tatfächlichen und pfychologiſchen Umſtänden ab. Es hätte 
vielleicht in Berlin auch anders fein können, und dafür, daß es 
anders war, müſſen wir entweder den alten Obrigkeitsſtaat ver⸗ 
antwortlich machen, meine verehrten Herren Kollegen, oder uns 
ſelbſt, aber nicht den Vorſtand. Sie kennen vielleicht den Satz, 


den Gerhard Anſchütz geprägt hat: „Jedes Volk hat die Obrigkeit, 
die es verdient.“ Und wenn ſich dieſe große Diſtanz zwiſchen dem 
Kammervolk und ſeinem Vorſtand in Berlin gebildet hat, ſo lag 
dies in der Hauptſache daran, daß wir nicht gelernt haben, uns 
ſelbſt zu organiſieren und auf dieſe Weiſe den Vorſtand, den wir 
ſelbſt zu wählen hatten, zu ſtützen. Das Rückgrat des Vor⸗ 
ſtandes mußten wir ſein, m. H., und wenn wir es nicht waren, 
ſo iſt das unſere Schuld. Daran bitte ich die Herren Kollegen zu 
denken, und ich nehme an, daß, wenn Sie dies bedenken, die üb⸗ 
lichen Vorwürfe gegen den Vorſtand hier heute nicht in die Dis⸗ 
kuſſion geworfen werden. Gerade darin, daß die neue Zeit uns 
zwingen wird, Selbſtorganiſation zu lernen, erblicke ich ein 
Moment, das für ein gutes Verhälknis zwiſchen Vorſtand und 
Kammermitgliedern bürgt. Dann erſt wird der Vorſtand in der 
Lage ſein, als Willensorgan der Berufsgenoſſen ſich allein oder 
in Gemeinſchaft mit der Kammer im Rechtsleben energiſch zu be⸗ 
tätigen. 

Damit komme ich zu Nr. 1 der Reſolution IVb. Die Nr. 1 
fordert einmal eine Beſeitigung des 8 59 RAO, was eine Selbſt⸗ 
verſtändlichkeit iſt, und ſodann eine Erweiterung des $ 50. Nach 
dem 5 50 ift der Vorſtand und die Kammer berechtigt. Vor⸗ 
ftellungen und Anträge, welche das Intereſſe der Rechtspflege 
oder der Rechtsanwaltſchaft betreffen, an die Landesjuſtizverwal⸗ 
tung zu richten. Mehr darf er nicht tun. Vor Erlaß der RAO. 
war — wie Sie dem Komniiſſionsbericht entnehmen können — 
ſogar mitunter bezweifelt worden, ob er dies tun dürfe. Daß 
dieſe ſtaatliche Ermächtigung für die Zukunft genügen wird, glaube 
ich nicht, und wird auch keiner unter den Berufsgenoſſen glauben. 
Gewaltige Veränderungen im Rechtsleben werden vor ſich gehen, 
die Stellung des Richtertums wird, wie wir hoffen, eine ge⸗ 
hobenere werden, und wir dürfen nicht vergeſſen, daß wir als 
Organ der Rechtspflege Vertreter der rechtſuchenden Volks⸗ 
genoſſen ſind. Haben wir dieſe Aufgabe, dann iſt es unſere 
Pflicht und auch unſer Recht, bei der Neuſchaffung der Rechts⸗ 
ordnung mitzuwirken, und daraus ergibt ſich als erſte Forderung, 
daß eine Mikwirkung im Rechtsleben bei der Geſetzgebung ſeitens 
der Anwaltſchaft, d. h. ſeitens der Kammer und ihrer Organe 
ftattzufinden hat. Den Handelskammern hat man dieſes Recht 
nie verwehrt. 

Sieht man von alten oͤbrigkeitsſtaatlichen Begriffen ab, dann 
eraibt ſich eine zweite Forderung: nämlich die, daß auch in den 
oberſten Juſtizbehörden die Angelegenheiten der Anwaltſchaft und 
des Notariats von Perfönlichkeiten bearbeitet werden, die dieſe 
Materien aus der eigenen Praxis kennengelernt haben. 


Je beſſer das Zuſammenarbeiten zwiſchen Anwaltſchaft und 
Richtertum ſich geſtalten wird, um ſo leichter wird es ſein, für 
die Forderung Verſtändnis zu finden, daß die Anwälte das Recht 
haben müſſen, Anwälte zum Richteramt vorzuſchlagen. 

Und zu einer weſentlichen Verbeſſerung des Verhältniſſes 
zwiſchen Anwaltſchaft und Richtertum, und — was das wichligſte 
iſt — zu einer bedeutenden Sicherung der rechtſuchenden Volks⸗ 
genoſſen wird es führen, wenn — was unſer Kollege, Herr 
JR. Magnus uns fo oft vorgetragen hat — die Verteilung der 
Geſchäfte beim LG. und bei den OLG. nicht nur von den 
Präſidien vorgenommen wird, ſondern wenn auch dabei Rechts⸗ 
anwälte mitwirken, und zwar nicht, was unwürdig wäre, mit be⸗ 
ratender, ſondern mit beſchließender Stimme. 

Und endlich, m. H., dürfen wir nicht vergeſſen, daß wir 
Akademiker ſind und unſerer Wiſſenſchaft treu zu bleiben haben. 
Aber was ſehr oft vergeſſen worden iſt, das ſind die großen 
wiſſenſchaftlichen Leiſtungen bedeutender Anwälte. Dies iſt ein 
Unrecht nicht den Anwälten gegenüber, ſondern gegenüber der 
Allgemeinheit, denn die Wiſſenſchaft ſoll keine Zunft ſein, wiſſen⸗ 
schaftliches Talent und Lehrtalent ſollen der Allgemeinheit nutzbar 
gemacht werden können. Deshalb müſſen wir auch fordern, daß 
die Anwaltſchaft wiſſenſchaftlich hervorragende Kollegen den 
juriſtiſchen Fakultäten als Lehrer präſentiert, und es darf dies 
nicht etwa von der Bedingung abhängig gemacht werden, daß 
der Anwalt dann ſeine Praxis aufzugeben habe. Gerade von 
der Verbindung zwiſchen Berufsakademikern und Praktikern er⸗ 
hoffen wir eine Neubelegung unſerer Rechtswiſſenſchaftt 

Dieſe fünf Forderungen führe ich hier nur beiſpielsweiſe 
an, denn ich bin feſt davon überzeugt, daß ſich noch andere 
ebenſo wichtige finden werden. 2 

Aber auch hier, m. H., müſſen wir bedenken, daß wir nicht 
für Berlin ſprechen wollen, ſondern daß wir gemeinſchaftlich mit 
den Kollegen im Reiche die Forderungen der geſamten deutſchen 
Anwaltſchaft zu formulieren haben werden, und das führt uns 
zu Punkt 2. Hier iſt das Geforderte Fortentwicklung von ſchon 
Vorhandenem. Wie Sie wiſſen, beſteht eine Vereinigung der 
Kammervorſtände; der ſich in ihr ausdrückende Gedanke wird ſich 
zu der Schaffung eines die ganze deutſche Rechtsanwallſchaft ver⸗ 
tretenden öffentlich⸗rechtlichen Organs unſchwer geſtalten laſſen. 
Daß wir ein öffentlich⸗rechtliches Organ brauchen, werden Sie 
unſchwer erkennen, wenn Sie ſich mit mir zu Punkt 3 wenden. 

Schon bei der Entſtehung der RAO. wurde es als unrichtig 
empfunden, daß die Staatsanwallſchaft in unſeren ehrengerichk⸗ 
lichen Verfahren mitzuwirken hat. Die StA. vertritt das Volks ⸗ 
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48. 
intereſſe. Im ehrengerichtl. Verfahren handelt es ſich um 
Standes intereſſen; darüber haben nur die Berufs⸗ 
genoſſen zu entſcheiden und dabei ſollen auch nur Berufs⸗ 
genoſſen mitwirken. Auch ſoll die Gerichtsbarkeit in einer Weiſe 
ausgeübt werden können, die es geſtatket, die großen Prozeß⸗ 
maximen, die wir als Kulturnormen empfinden, zu beachten. Nicht 
der Grundſatz der Aktenwahrheit, ſondern das Prinzip der Un⸗ 
mittelbarkeit muß auch unſer Verfahren beherrſchen; dies ift die 
Bedeutung der Worte: „Mit eigener Gerichtsgewalt“. 

Wer die Entſtehung der RAO. kennt, weiß, daß die Angliede⸗ 
rung des Ehrengerichtshofes an die Rechtsanwaltſchaft bei dem 
RG. ein Notbehelf war. Haben wir ein die ganze deutſche Rechts⸗ 
anwaltſchaft vertretendes öffentlich⸗rechtliches Organ, fo iſt es das 
Natürliche, die Ehrengerichtsbarkeit in der Berufungsinſtanz 
dieſem Organ anzugliedern. Auch für die Berufungsinſtanz 
muß der Grundſatz gelten, den wir vorhin erwähnten, daß nur 
RA. dazu berufen ſind, bei Standesangelegenheiten über ihre Be⸗ 
rufsgenoſſen die Ehrengerichtsbarkeit auszuüben, denn der Stand 
und nicht die Obrigkeit hat über die Ehre des Standes zu wachen. 

Mit zur Ehre des Standes gehört auch die Art des Ver⸗ 
haltens vor Gerichten und Behörden. Das obrigkeitſtaatliche 
Ordnungsſtrafverfahren iſt unſeres Standes unwürdig, wir alle 
wiſſen, daß wir dem Richteramt Reſpekt ſchulden; das gehört mit 
zu unſeren Standespflichten, und deshalb iſt es eine natürliche 
Forderung, daß der Richter, wenn er meint, der RA. habe ſich 
ihm gegenüber vergangen, dies der Kammer mitteilt, und ſie er⸗ 
ſucht, das weitere zu veranlaſſen. Im Zuſammenhang mit dem 
Ehrengerichtsverfahren ſteht die Aufſicht, deren geſetzliche 
Grundlagen Sie den §s 29, 49 NAD, zu entnehmen haben. Hier⸗ 
nach iſt der RA. verpflichtet, ſeine Berufstätigkeit gewiſſenhaft 
auszuüben und durch ſein Verhalten in Ausübung des Berufs 
ſowie außerhalb desſelben ſich der Achtung würdig zu zeigen, die 
jein Beruf erfordert ($ 28), und der Vorſtand hat die Aufficht über 
die Erfüllung dieſer Pflichten gegenüber den Mitgliedern der 
Kammer auszuüben. Der Vorſtand hat alſo heute eine Aufſichts⸗ 
pflicht auch bezüglich des Verhaltens des RA. außerhalb des 
Berufs. Sie wiſſen, daß in der Praxis zwiſchen dem Ehrengerichts⸗ 
verfahren und dem Aufſichtsverfahren unterſchieden wird, und es 
fragt ſich zunächſt, ob denn nicht das Ehrengerichtsverfahren das 
Aufſichtsverfahren in ſich ſchließen ſollte. Wer dieſe Forderung 
aufſtellt, verſchärft die Rechtslage zuungunſten der Berufsgenoſſen. 
Das Ehrengerichtsverfahren iſt immer ein Ermitklungsverfahren 
mit Strafcharakter. Der Betroffene heißt der „Beſchuldigte“. 
Das Aufſichtsverfahren ſoll gerade keinen Strafcharakter fragen, 
und es ſoll die Möglichkeit beſtehen, einer Beſchwerde nachzugehen, 
ohne den Betroffenen gleich im prozeſſualen Sinne zum Bes 
ſchuldigten zu machen. Wir haben im Ehrengerichtsverfahren 
keinen Strafverfolgungszwang (kein formelles Legalitätsprinzip). 
Das Fehlen dieſes Prinzips mit der Forderung der Gerechtig⸗ 
keit in Einklang zu bringen, die eine ſachliche Erledigung 
jeder Beſchwerde erheiſcht, iſt die Bedeutung des Auſſichtsver⸗ 
fahrens. Aber auch in dieſem Aufſichtsverfahren ſind die Partei⸗ 
rechte des Betroffenen prozeſſual zu wahren, und es iſt ferner 
darauf zu achten, daß das Aufſichtsverfahren wohl zu einem ehren⸗ 
gerichtlichen Strafverfahren führen kann, aber an ſich keinen 
Strafcharakter trägt. 1 

Mit dieſen Ausführungen haben wir die Materie nicht er⸗ 
ſchöpft und wollen ſie auch nicht erſchöpfen, wir werden ſie auch 
dann nicht erſchöpfen, wenn einige Kollegen perſönliche Er⸗ 
fahrungen vortragen ſollten. Das bitte ich höflichſt zu unterlaſſen, 
da derartiges gewöhnlich nur den Erzählenden aber nicht den Zu⸗ 
hörer intereſſiert. Nur ein Punkt bedarf noch beſonderer Her⸗ 
vorhebung: 

Das Privatleben an ſich iſt Sache des einzelnen; wie die 
Soziologen ſagen, ſein Geheimnis. Es entſpricht dem modernen 
Empfinden nicht, daß der freie RA. in ſeinem Privatleben zu 
beaufſichtigen iſt, und daß das Geſetz ſogar es dem Vorſtand zur 
Pflicht macht, den Kollegen zu beaufſichtigen, und zwar auch außer⸗ 
halb des Berufs, im Privatleben. Das iſt eine Regelung, die 
vielen mit Recht als nicht erträglich erſcheint. Der Grundſatz muß 
lauten, daß rein private, den Beruf nichts angehende Angelegen⸗ 
heiten niemand, auch den Berufsgenoſſen nichts angehen. Der 
Vorſtand der Kammer iſt nicht Behörde, ſondern Organ 

er Berufsgenoſſen. Wenn dieſer Grundſatz ange 
nommen wird, dann werden äuch aus der Rechtſprechung der 
Ehrengerichte einige Sätze ſortfallen, die viele als konventionelle 
Unehrlichkeiten empfunden haben. Erlaſſen Sie es mir, dieſe 

ätze im einzelnen anzuführen; ich will nicht an Ihren Zorn, 
ſondern an Ihren Logos appellieren. . 

Das iſt die Begründung, m. H., die ich Ihnen zur Nefolution 
91955 IV b vorzutragen habe. Und nun zum Schluß etwas über 

le Anfangsworte dſeſer Reſolution: 

Es heißt nicht: „Wir bitten“, es heißt: „Wir verlangen“. 
Bir verlangen, weil wir der Anficht ſind, mit dieſen 
Forderungen im Namen der Rechtſuchenden wie der Gerechtigkeit 
zu handeln. Aber, wer verlangt, muß wollen können, und 
gen können ba e nur, wenn fie in der Lage find, 
einen Gemeinſchaftswillen kundzugeben, und den Gemeinſchafts⸗ 
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willen können ſie nur kundgeben, wenn ſie die Fähigkeit beſitzen, 
zur Selbſtdiſziplin und zur Selbſtorganiſation. Das iſt immer 
die wichtigſte Forderung, die wir für uns ſelbſt aufzuſtellen haben. 
Selbſtdiſziplin und Selbſtorganiſation haben wir von uns ſelbſt 
zu verlangen und dazu werden wir nur kommen, wenn der einzelne 
in Fragen, die alle Berufsgenoſſen angehen, ſich daran gewöhnt, 
zu vergeſſen, daß er der Klügſte iſt, und wenn mehrere ſich daran 
gewöhnen, ſich über die Fragen untereinander zu verſtändigen, 
und ſich auch darüber zu berjtändigen, wer ihr Wortführer ſein 
ſoll. Wie viele Kammerverſammlungen haben unter dem Mangel 
an Selbſtdiſziplin und Selbſtorganiſation gelitten, aber ich glaube, 
daß die Zeit ein ſtrenger Lehrer ſein und auch dieſes beides uns 
lehren wird. 

Und nun geſtatten Sie mir, m. H., die vier Reſolutionen 
in zwei Formeln zuſammenzufaſſen. Die eine Formel lautet: 
von der alten obrigkeitſtaatlichgewollten Gebundenheit zur Freiheit, 
die andere aber — und dieſe liegt namentlich in der Reſo⸗ 
lution IV a — lautet: Von der alten, dem veralteten Liberalismus 
entnommenen Freiheit zur ſelbſtgewollten und ſelbſtorganiſierten 
Gebundenheit. 


* 


Die Reſolution 1 und 2 wurde ohne Debatte angenommen. 
Reſolution 3 wurde mit der Maßgabe angenommen, daß hinter 
dem Worte „Feſt beſtimmt“ die Worte „an den Ort der Nieder⸗ 
laſſung gebunden“ geſetzt wurden. Abſatz 2 wurde mit der Maß⸗ 
gabe angenommen, daß die Wartezeit auf höchſtens zwei Jahre 
zu bemeſſen iſt, und daß die Verweigerung der Zulaſſung des 
Notariats nur zuläſſig ſein ſoll, wenn die zuſtändigen Berufs⸗ 
organe Widerſpruch erheben. Reſolution 4 und 4 a wurden an⸗ 
genommen. Verſchiedene auf Anderung derſelben hinzielende 
Vorſchläge wurden einem Ausſchuß überwieſen. 


Verein der Rechtsanwälte des OLG. Cöln. 
Verſammlung vom 7. Dezember 1918. 


Vortrag des RA. Dr. Legers: Zuſammenwirken von Richtern 
und Rechtsanwälten. 


Unter den Kriegs verhältniſſen hat die Rechtſprechung nach allgemeiner 
Anſicht nicht gewonnen und ſicherlich iſt auch ein erheblicher Teil der 
vorhandenen Mißſtimmung im Volk auf die unbefriedigende Rechtſprechung 
zurückzuführen. Es hat daher auch ſofort nach dem Umſturz der 
politiſchen Gewalt das Beſtreben nach einer Gerichtsreform eingeſetzt, 
die ſich, je nach dem Machtbereich der Gewalthaber, auf einzelne Orte 
oder auf die Bundesſtaaten bzw. das Reich erſtrecken ſollte. Zum Glück 
für die Rechtsſicherheit ſind bisher die Verſuche auf Einſetzung von 
Sondergerichten oder Eingriffen in die Rechtspflege entweder im Keim 
erſtickt oder nach kurzer Zeit auf den Rat Einſichtiger aufgegeben worden. 
Daß eine Gerichtsreform kommen wird und muß, ſteht außer Zweifel, 
ebenſo, daß dabei künftig die jetzt Außenſtehenden zur Mitwirkung 
ſtärker herangezogen werden. Indes wird auch für den rein inneren 
Geſchäſtsbetrieb das Gericht künftig nicht mehr autokratiſch ſeine 
Anordnungen treffen können, ſondern ſich für den Bereich ſeiner Tätigkeit, 
dem unaufhaltſamen Beſtreben der Zeitentwicklung folgend, gefallen 
laſſen müſſen, daß auch bier ein Zuſammenwirken von Richtern und 
den anderen, der Rechtspflege dienenden Organen ſtattfindet. Die 
Tätigkeit des Gerichts iſt von ſo weittragender Bedeutung für alle 
Volkskreiſe, daß kein Mittel, die Rechtſprechung zu fördern, unverſucht 
bleiben darf. Mehr als bisher muß daher auch das Beſtreben Boden 
gewinnen, Richter und Rechtsanwälte zur Zuſammenarbeit zu führen, 
ftatt wie bisher, beide nebeneinander tätig ſein zu laſſen. Es 
wird dann von ſelbſt der noch immer verbreitete Irrtum verſchwinden, 
der RA. arbeite unter dem Gericht. Jetzt ſcheint der richtige Zeit⸗ 
punkt gekommen, durch eine geſetzliche Neuordnung den RA. den 
Einfluß zu geben, der ihrer Stellung neben den Richtern zukommt 
und der im Intereſſe der Anwaltſchaft an der Rechtspflege Rechnung tragt. 


Eine Mitwirkung der Anwaltſchaft an der Feſtlegung der Geſchäfts ' 
ordnung bei den Gerichten war bisher durch die 88 627. GG. 
ausgeſchloſſen. Nach den bisherigen Beſtimmungen des Geſetzes 
wurden ſowohl die ſachliche Verteilung der Geſchäfte, wie die Perjonen? 
fragen für die einzelnen Kammern und Senate ausſchließlich “ar 
das Präſidium des betreffenden Gerichts erledigt, und die Anwaltſchaf 
hatte ſich mit den ihr fertig zur Kenntnis gebrachten Tatſachen einfach 
abzufinden. Daß dieſe, vom grünen Tiſch aus getroffenen Anordnungen 
des Präſidiums ſebr oft nicht zweckdienlich waren, daß fie den een 
Wünschen der Anwaltſchaft und des hinter ihr ſtezenden en a 
Publikums geradezu zuwiderliefen, war eine 8 re 
mit der man ſich einfach abzufinden hatte. Eine Anderung dieſes 
Zuſtandes iſt ebenſo wünſchenswert wie notwendig. Es entſpricht 
nicht der Stellung der Anwaltſchaft, daß ſie bei den wichtigen Fragen 
der ſachlichen und perſönlichen Geſchäftsvertetlung bor eine vollendete 
Tatſache geſtellt und gezwungen wird, unter den einmal beitimmten 
Verhältniſſen ohne Widerrede mitzuarbeiten. Die Anwaltſchaft hat 
das größte Intereſſe daran, daß die Verteilung der Geſchafte auf die 
einzelnen Kammern und Senate unter ſeiner Mitwirkung erfolgt, 
weil die Anwaltſchaft in hervorragender Weiſe befähigt iſt, die 
Bedürfniſſe des Verkehrs zu überſehen und den Wünſchen des recht⸗ 
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ſuchenden Volkes Ausdruck zu geben. Der RA. erfährt im Verkehr 
mit dem Publikum jeden Taa, was dieſem an den beſtehenden Eine 
richtungen mißfällt, und ein Teil der weitgehenden Unzufriedenbeit 
entlädt ſich auf die Anwaltſchaft, ohne daß dieſe bisher in der Lage 
war, die erkannten Mißſtande abzunellen. Für die ordnungsmäßige 
Erledigung der Geſchäfte ift die ſachliche Verteilung auf die einzelnen 
Kammern und Senate von der größten Bedeutung. Der Anwalt, 
der jeden Tag mit dem Gericht und bei dem Gericht verhandelt, ſieht 
viel deutlicher, als es die einzelnen Mitglieder des Gerichts tun können, 
wo die Geſchäfte ſchnell und ſachgemäß erledigt werden und wo entweder 
beides oder mindeſtens eins von beiden fehlt. Auch erkennt der RA. 
raſch den Grund und die Urſache des Fehlers, dem er bisher nicht 
beikommen konnte. Es iſt für die ordnungsmäßige Erledigung der 
richterlichen Geſchäfte durchaus nicht wünſchenswert, daß die Geſchäfte 
nach öctlicher oder fachlicher Zuſtändigkeit rein ſchematiſch beſtimmten 
Kammern oder Senaten übertragen werden. Dabei mitzuwirken, daß 
dieſe Verteilung nach ſachgemäßen inneren Geſichtspunkten, die nicht 
nur die Zahl der Sachen in den Vordergrund ſtellt, erfolgt, iſt 
Recht und Pflicht der Anwaltſchaft. Hierbei iſt es auch felbftverftändlich 
von Bedeutung, daß man z. B. die richtigen Perſonen an die richtige 
Stelle ſetzt. Es werden die Vorſitzenden der Kammern oder Senate, 
ſoweit ſie nicht Direktoren oder Präſidenten ſind, ſehr oft aus Gründen 
an die betreffenden Stellen geſetzt, die der Rechtspflege nichts weniger 
als förderlich ſind. Die Vorſitzenden der Kammern und Senate ſind 
ſowohl für den inneren Verkehr unter den Gerichtsmitgliedern, wie 
namentlich auch für das taktvolle Verhalten gegenüber der Anwaltſchaft 
ausſchlaggebend; dieſe Umſtände ſind aber für die Förderung der 
Geſchäfte von der größten Bedeutung. Die Anwaltſchaft muß die 
Möglichkeit haben, ihre Wünſche und Bedenken bei der Beſetzung 
dieſer Stellen in entſprechender Weiſe vorbringen zu können. 

Ebenſo erſcheint es notwendig, daß die RA. an den AG. bei 
der Vergebung von Konkurſen, Nachlaßverwaltungen, Zwangsver⸗ 
waltungen uſw. gehört werden. Bisher geſchah das entweder nach 
den rein ſchematiſchen Liſten oder fo, daß die Sachen an biſtimmte 
RA. unter Ausſchluß der übrigen gegeben, o der endlich fo, daß 
gute Sachen mit hohen Werten. nur den älteren RA. übertragen 
wurden. So war es z B. vielfach üblich, Konkurſe mit großen 
Maſſenbeſtänden nur nur RA. mit großen Bureaus und langjähriger 
Praxis zu geben. Wünſchenswert iſt aber gerade, daß diejenigen 
RA., denen es wirtſchaftlich ſchlecht geht, möglichſt einträgliche Kon⸗ 
kurſe, Zwangsverwaltungen oder Nachlaßverwaltungen bekommen, 
damit auf dieſe Weiſe ihrer Notlage geſteuert wu d. Namentlich in 
der jetzigen Zeit iſt es wünſchenswert, daß diejenigen RA., die aus 
dem Heeres dienſt entlaſſen wurden, in erſter Linie oder ausſchließlich 
mit derartigen Sachen bedacht werden und daß ſie auch vorzugsweiſe 
am AG. und an den Kollegialgerichten bei der Vergebung von Armen⸗ 
ſachen berückſichtigt werden. Dadurch wird ihnen die Einarbeitung 
in die Praxis und das Auftreten vor Gericht wieder ermöglicht und 
der Übergang zu einer geordneten wirtſchaftlichen Tätigkeit erleichtert. 
Bei all dieſen weittragenden Fragen kann ſich die Anwaltſchaft nicht 
ausſchalten laſſen. Es entſpricht weder dem berechrigten Beſtreben 
der Zeit, noch auch der Gleichſtellung zwiſchen Richtern und RA, 
daß die erſteren auf Grund der geſetzlichen Beſtimmungen oder bisher 
geübter Hındbabung einfach dekretieren und die Anwaliſchaft ſich 
dieſem Dekret fügt. Notwendig erſcheint daher eine Anderung der 
§§ 62 ff. 121 und 133 GG. dahin, daß dem Präſidium des betr. 
Gerichts eine entiprechende Zahl — etwa 3 bis 7 — der bei dieſem 
Gericht zugelaſſenen RA anzugehören bat. Diefer Anwalisausſchuß 
iſt durch die Wahl aller bei den betreffenden Gerichten zugelaſſenen 
Rechtsanwälte zu bilden. 

Bei dem AG wäre eine ähnliche Anordnung für die Zulammen: 
arbeit zwiſchen Richtern und RA. zu treffen, da bei den AG. die 
Mitwirkung der RA. bei der Übertragung der Konkurſe uſw, wie 
oben dargelegt, eine ganz beſondere wirtſchaftliche Bedeutung hat. 


Für die Übergangszeit bis zur Anderung des Geſetzes könnte 
dem Zuge der Zeit dadurch Rechnung getragen werden, daß bei den 
Gerichten ein von der Anwaltſchaft zu wählender Ausſchuß vor der 
Beſchlußfaſſung über die erörterten Fragen gehört wird. Bei dem 
zweifellos überall vorhandenen guten Willen auf ſeiten der Richter, 
das jür die Rechtepflege Beſte zu tun. kann aus dieſem Zuſammen⸗ 
wirken nur Gutes berauskommen. Das Geſetz ftcht einem derartigen 
vorübergehenden Zuſtand nicht im Wege, da ja nirgendwo beſtimmt 
iſt, daß das Präſidium des Gerichts vor ſeiner Entſcheidung ſich 
nicht über die etwa beſtehenden Wünſche an dritter Stelle unterrichtet. 
Dadurch, daß die Gerichte in der Übergangszeit durch ein derartiges 
freiwilliges Zuſammenwirken mit der Rechtsanwaltſchaft den Boden 
für die ſpätere geſetzliche Regelung bereiten, kann die Neuordnung 
des Geſetzes weſentlich erleichtert werden. 

An die mit lebhafter Zuſtimmung aufgenommenen Ausführungen 
des Vortragenden ſchloß ſich eine ſehr rege Erörterung, an der ſich 
namentlich IR. Falk, RA Dr. Wendehorſt, RA. Dr. Fuchs locher, 
IR Prof. Gammersbach und JR. Kaiſer beteiligten. Letzterer 
hob hervor, daß er die Forderung auf Aufnahme einer Vertretung 
der Rechts anwaliſchaft in das Präſtdium des Gerichts ſchon ſeit 
Jabren im Vorſtand der Anwaltskammer verfochten habe. IR. Gammers⸗ 
bach betonte, daß die Teilnahme der RA. an den Präſtdialgeſchäften 
eine alte Forderung der Cölner RA ſei, und daß bereits in den 90 er 
Jahren der ſpätere Staatsſekretär Trimborn wiederholt in Anwalts⸗ 
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verſammlungen eine Vertretung für die RA. im Präſidium jedes 
Gerichts gefordert habe. Die Verſammlung beſchloß einſtimmig die 
Einſetzung eines Ausſchuſſes von drei RA. des DLS, der bis zur 
geſetzlichen Regelung der behandelten Frage in Fühlung mit dem 
Präſidium bei der Behandlung folgender Punkte“ die Anſicht der 
Anwaltſchaft zur Geltung bringen ſollte: 

1. Die Geſchäfts verteilung, 

2. Die Veränderung der Zahl der beſtehenden Senate, 

3. Die Sitzungstage, 

4. Die Beſtellung der Vorſitzenden an den nicht mit Präſidenten 

beſetzten Senaten. 


Münchener Auwaltverein. 

Im Anwaltverein München wurden in der Zeit von Mitte 
September bis Mitte Oktober ſeitens der Rechtsanwälte Dr. Otto 
Kahn und Dr. Rheinſtrom Vorträge auf dem Gebiete des Steuer⸗ 
rechts gehalten. Die Vorträge des RA. Dr. Otto Kahn befaßten ſich 
mit Fragen des Bayer. Steuerrechts. 

In ſeinem 1. Vortrag behandelte er: Die für die Steuer⸗ 
erfläruna maßgebenden Zeitpunkte und Zeiträume, und zwar ſowohl 
hinſichtlich der Einkommensquelle als auch der Höhe des ſteuer⸗ 
pflichtigen Einkommens, ferner die ſubjektive Steuerpflicht und die 
Lehre von der Steuervermeidung im Gegenſatz zur Steuerumgehung. 

Im 2. Vortrag behandelte er: Die objektive Steuerpflicht, die 
verſchiedenen Einkommensgattur gen, den Begriff der Werbungskoſten, 
die abziehbaren Verbrauchsangaben und behandelte eingehend die 
Lehre von Aoſchreibungen und Rücklagen. 

Im 3 Vortrag behandelte er: Das Steuerverfahren im weiteſten 
Sinne des Wortes; er wies darauf hin, daß in der modernen 
Steuergeſetzgebung der begriffliche Gegenſatz eines reinen Ver⸗ 
waltungs verfahrens und Verwaltungsrechtsverfahrens inſofern ver⸗ 
kehrt ſei, als die Steuerveranlagung ſowohl für unnreitige Ver⸗ 
anlagungsſachen wie für ſtreitige Veranlaaungsverfahren in erſter 
Inſtanz gleichgeordnet ſeien. Daraus ergäben ſich Unzuträglichkeiten 
hinſichtlich der Parteiſtellung des Steuerpfl tigen, hinſichilich 
wichtiger Begriffe, ſowie insbeſondere hinſichtlich des Begriffes der 
Rechtskraft des Veranlagungsbeschluſſes. £ 

Ferner behandelte der Vortragende das Rechtsmittelverfahren 
deſſen Normen er mit Hinweis auf allgemeine Grundſätze eines ver⸗ 
waltungsgerichtlichen Verfahrens prüſte; und knüpfte hieran eine Reihe 
von Reſormvorſchlägen. Einen weiteren Vortrag der ſich mit Fragen 
des Reiche ſtempel⸗ und des Bayer. Stempelweſens befaſſen wird, 
hat RA. Dr. Otto Kahn in Ausſicht geſtellt. 

RA. Dr. Rheinſtrom trug an 4 Abenden über Reichsſteuer⸗ 
recht vor. Er gab am 1. Abend einen Überblick in die Ent⸗ 
wicklung und den Zuſammenhang der direkten Reichsſteuergeſetze 
(Wehrbeitragsgeſetz, Beſitzſteuergeſetz Kriegsſteuergeſetz von 1916 und 
Kriegs abgabegeſetz von 1918) und behandelte dann neben den in der 
Praxis noch eine Rolle ſpielenden Vorſchriften des Wehrbritrags: 
geſetzes ſehr eingehend die Frage der ſupjektiven Steuerpflicht nach 
dem Beſitzſteuergeſetz und den beiden Kriegsſteuergeſetzen. 

Am 2. Abend ſprach er über die objektive Steuerpflicht, am 
3. Avend über das Verfahren, beides nach ſämtlichen Reichsſteuer⸗ 
geſetzen und ſodann ſpezieller über den Aufbau und den fur die 
Praxis weſentlichen Inhalt des Kriegsabgabegeſetzes vom 26. Jult 1918. 

Am 4. Abend behandelte der Vortragende die Umſapſteuer 
(ſubjekttwe, objektive Steuerpflicht, ſubjektibe und objekrive Steuer⸗ 
befreiungen, Verfahren, Straf und namentlich Übergangsvorſchriften). 

Ein weiterer Vortrag war für das Geſetz über den Reichs⸗ 
finanzhof und das Steuerfluchtgeſetz vorgeſehen, mußte aber wegen 
Erkrankung des Vortragenden verſchoben werden. 

Die Vorträge erfreuten ſich eines ſehr zahlreichen Beſuches. 


Kleinere Aufſätze. 


Kriegshilfe für Kollegen. 


Unter den Intelllgenzberufen wurde zweifellos der Advokatem Geſichtspunkt, wie nach der früheren Rechtslage zu ent⸗ 
ſcheiden geweſen wäre — gegenſtandslos, und ein gegen die 
Erledigung erhobener Widerſpruch einer Partei, der lediglich 
die geſetzliche Koſtenfolge abwenden wolle, ſei nicht zu be⸗ 
achten. Das RG. hat in der Folgezeit an dieſer Auffaſſung 
ſtändig feſtgehalten und ihr auch in der Rſpr. der Untergerichte 
Anerkennung verſchafft. Auch das Schrifttum hat ſich auf 
dieſen Standpunkt geſtellt. $ 78 BRilndG. ſtimmt in feinem 
Wortlaut mit 8 82 AufwG. fo weitgehend überein, daß die 
Annahme gerechtfertigt iſt, der Geſetzgeber des S 78 BRÄNDG,. 
habs dieſe Vorſchr. jo ausgelegt und angewandt wiſſen wollen, 
wie 882 AufwG. nach Erledigung des Meinungsſtreits 
ſchließlich ſtändig ausgelegt und angewandt worden iſt. Die 
in RG. 112, 302 2) in bezug auf §S 82 Aufo®. angeſtellten 
Erwägungen treffen durchweg auch auf 878 BRANDS. zu. 
Wenn das bekl. Reich geltend macht, es ſei unbillig, daß es 
infolge des Nachgebeus der Kl. feine außergerichtlichen Koſten 
dreier Rechtszüge tragen müſſe, während bei Fortſetzung des 
Streits die Kl. auch ohne die Anderung des RBG. unterlegen 
und zur Tragung aller Koſten verurteilt worden wäre, ſo 
kann das nicht durchſchlagen. Ob ohne das Dazwiſchentreten 
des BRUMG. die Klage hätte abgewieſen werden müſſen, 
kann nur durch Erörterung des ſtreitigen Anſpruchs auf der 
Grundlage des früheren Rechts ermittelt werden. Lediglich 
um eine Koſtenentſch. geben zu können, müßte alſo der unter 
den Parteien bereits erledigte Rechtsſtreit über die Hauptſache 
von den Parteien durchgefochten und vom Gericht entſchieden 
werden. Das Ziel des Rechtsſtreits, Wiederherſtellung des 
Rechtsfriedens, wird dadurch in die Ferne gerückt und es wird 
ein Kraftaufwand, der dem Gegenſtand des Hauptſtreits an⸗ 
gemeſſen iſt, für die Löſung eines Nebenſtreits vertan. Dazu 
kommt folgendes. Das BRAndG. will, wie auch die amtliche 
Begr. (RBeſold Bl. 1933, 101) deutlich erkennen läßt, dem 
Meinungsſtreit ein Ende bereiten, der zwiſchen Verwaltungs⸗ 
behörden und Verwaltungsgerichten einerſeits, und den ordent⸗ 
lichen Gerichten, namentlich dem RG., anderſeits, hinſichtlich 
der Tragweite der Verfaſſungsvorſchr. über den Schutz wohl⸗ 
erworbener Beamtenrechte beſtand. Dieſer im allgemeinen 
Staatsintereſſe bedauerliche Meinungsſtreit würde jedoch ver⸗ 
ewigt, wenn zur Herbeiführung einer Koſtenentſch. trotz der 
neuen geſetzlichen Regelung doch wieder die frühere Rechtslage 
erörtert werden müßte. Alles das wird durch die neue Koſten⸗ 
regelung vermieden. Daß ſie in beſonderen Fällen zu un⸗ 
billigen Ergebniſſen führen kann, muß zugegeben werden. 
Solche Unbilligkeiten hat aber der Geſetzgeber erſichtlich in 
Kauf genommen. Noch die 2. BD. zur Durchf. des Art. 2 der 
III. StNot VO. v. 24. Mai 1924, die in 87 eine dem 8 78 
BRAMG. gleichartige Koſtenvorſchr. enthielt, gab dem Proz⸗ 
Ger. die Möglichkeit, über die außergerichtlichen Koſten anders 
zu entſcheiden, wenn dies zur Vermeidung offenbar unbilliger 
Härten geboten ſei. Aber ſchon $ 82 Aufw®. ließ dieſe Härte⸗ 
klauſel fallen und gab damit zu erkennen, daß zur Erreichung 
einer glatten Durchſchnittslöſung auf Unbilligkeiten im Ein⸗ 
zelfall keine Rückſicht genommen werden ſolle. Darin iſt ihm 
§ 78 BR And. gefolgt. 

Der Widerſpruch des Bekl. verfolgt allein den Zweck, 
die Koſtenfolge des § 78 zu vermeiden. Er kann deshalb keine 
Beachtung finden. Eine ausdrückliche Aufhebung des BU. 
und Abweiſung der Klage braucht nicht zu erfolgen; es ge⸗ 
nügt die urteilsmäßige Feſtſtellung, daß der Rechtsſtreit in 
der Hauptſache erledigt iſt. 

(U. v. 24. Okt. 1933; III 15/33. — Berlin.) [Sch.] 
= NG. 142, 47.9 


8. PrGVollzG. Der Gerichtsvollzieher 


(GVollz.) darf nur für den inneren Bürodienſt 


ſich eines Gehilfen bedienen. Seine eigentliche 

Amtsausübung, insbeſ. die geſamte Zuſtel⸗ 

lungstätigkeit muß er perſönlich erledigen. f) 
Art. 78 EGBGB. läßt die landesgeſetzlichen Vorſchriften 


2) JW. 1926, 1795. 


Zu 8. Die Entf. iſt von grundſätzlicher Bedeutung, und zwar 
um ſo mehr, als wohl mit Recht angenommen werden kann, daß die 
GVollz. bei den ſehr zahlreichen Zuſtellungen durch die Poſt — im 
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unberührt, nach welchen die Beamten für die von ihnen an⸗ 
genommenen Gehilfen in weiterem Umfange als nach dem 
5B. haften. Die auf Grund des 8 154 GVG. und des 8 73 
rache. erlaſſene PröVollz O. beftimmt nun in 827 
Abſ. 1 in der i. J. 1928 maßgeblichen Faſſung (vgl. Schrö⸗ 
der, GVollzO. S. 20): „Der GVollz. hat ſein Amt per⸗ 
ſönlich auszuüben; er ift nicht befugt, die Ausführung eines 
Dienſtgeſchäfts einer anderen Perſon zu übertragen. Die Be⸗ 
ſchäftigung von Poſtgehilfen unter Verantwortlichkeit des 
GVollz. zur Hilfeleiſtung bei Erledigung von Schreibarbeiten, 
Loſcereſeu der Entwürfe zu Zuſtellungsurkunden und der 
Vorbereitung von Protokollen und bei der Regiſterführung 
regelt ſich nach den hierüber getroffenen Beſtimmungen 
(vgl. SEO Abſ. 7 und Allg Vfg. v. 18. Jan. 1898 [Ie Bl. 
199]).” Der angeführte § 60 Abſ. 7 beſagt: „Die Regiſter hat 
der GVollz. ſelbſt zu führen. Der aufſichtführende Amtsrichtet 
iſt ermächtigt, unter beſonderen Umſtünden die Regiſterfüh⸗ 
rung durch einen Privatgehilfen des GVollz. zu geſtatten; 
der GVollz. bleibt aber auch in dieſem Falle für die Führung 
verantwortlich.“ Die Allg Vfg. v. 18. Juli 1898 (JMBl. 199: 
Sch röder S. 93) beſtimmt, ein GVollz., der Gehilfen be⸗ 
ſchäftige, habe vor Annahme und Entlaſſung eines ſolchen dem 
dufſichtfahrenden Amtsrichter Anzeige zu erſtatten. Ferner iſt 
1 dee Rundverfügung des preuß. IM. v. 25. Febr. 1926 
(12085; Schröder S. 75ff. unter Nr. 6 [79]) beſtimmt, es 
Iet, um die Arbeitskraft der GVollz. für die Zuftellungs- und 
Vollſtreckungstätigkeit freizumachen, darauf zu halten, daß ſie 
ſobald die Geſchäftslaſt eine entſprechende Höhe erreiche zu 
ihrer Entlaſtung im innern Dienſt eine zuverläſſige Schreib⸗ 
hilfe einſtellen, hierbei ſeien 88 27 Abſ. 1, 60 Abi. 7 GVollz O. 
5 die da u eh ergänzenden Verfügungen genau zu 
echten. ie Allg Vfg. des preuß. IM. v. 15. Mai 1930 
(SUB. 159; Sattelmacher⸗Lentz⸗Schröder, Das 
Gerichtsvollzieherweſen 1930 S. 288 [nebſt Nachtrag 1953) hat 
8 Allg fg. v. 18. Juli 1898 aufgehoben, jedoch die 

nzeigepflichtbeſtimmung wiederholt und nur dahin einge⸗ 
ſchränkt, daß fie ſich nicht auf Angehörige erſtrecke, welche in 
der häuslichen Gemeinſchaft des GVollz. leben. In der Rund⸗ 
verfügung v. 29. April 1930 (16774; Sattelmacher⸗ 
Leutz⸗Schröder S. 289) über die Büro⸗ und Schreib⸗ 
gehilfen der GVollz. ſind in Ergänzung der vorgenannten 
Allg Vfg. allgemeine Anordnungen über Auswahl und Be⸗ 
aufſichtigung dieſer Gehilfen und den Inhalt der mit ihnen 
zu ſchließenden Dienſtverträge erlaſſen worden. 

Hieraus ergibt ſich, daß nach § 27 Abſ. 1 GVG. i. J 
1928 — wie auch noch jetzt — die Heranziehung von Ge⸗ 
hilſen nur für den inneren Bürodienſt geregelt worden iſt. 
Die beſondere Wichtigkeit der Zuſtellungstätigkeit des GVollz. 


Rechnungsjahre 1932 waren es 2 208 879 — nicht i 
re 19 — ſelten in der — 
770 RO. mißbilligten — Att und Weiſe | wie es in dem 
Ei RG. entſchiedenen Falle geſchehen iſt. Die GVollz. werden ſich, 
f r ganz ohne Grund, darauf berufen, daß es ihren Geſchaftsbetrieb 
ark belaſte, wenn man ihnen auch noch die perſönliche Beförderung 
der poſtfertigen Zuſtellungsſendungen zur Poſt zumute, und ferner 
darauf a daß im Schrifttum (vgl. Stein⸗Jonas, Anm. I 
zu § 194 ZPO.) die Auffaſſung vertreten werde, die ZROD. ſehe die 
. Übergabe der Sendung zur Poſt nicht vor, die auch der 
Heamte der Geſchäftsſtelle bei Zuſtellungen durch die Poſt in der 
Er durch den Juſtizwachtmeiſter bewirken laſſe. Gleichwohl iſt der 
Ontſch. zuzuſtimmen; fie entſpricht den Grundſätzen, die von der 
Du tigvermmaftung in den von ihr erlaſſeuen Dienſtvorſchriften ſtets 
befolgt worden ſind. An dem in 8 27 GVollzDO. aufgeſtellten Grund⸗ 
best der perſönliche